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Wie die Löcher in 
den Käse kommen? 


Verraten wir Ihnen nicht! Wenn Sie sich allerdings für das 
Internet und moderne Kommunikatıonsmittel Interessieren, 
sind Sie beı haıteck.de genau richtig. Täglich News & Facts 
über Mobilfunk, Festnetz, Internet, Hard- oder Software. Bei 
haiteck.de finden Sie Inhalte, die das Leben im 
Informationszeitalter ein Stückchen einfacher machen. 
Besuchen Sie uns doch mal www.haiteck.de. 
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eutschland im Herbst: Eine 
Ausstellung über den Ver- 
nichtungskrieg der Wehr- 
macht wird ohne nennenswerten Wi- 
derstand geschlossen. In der Nacht 
vor dem „Tag der deutschen Einheit“ 
werden auf dem Jüdischen Friedhof in 
Berlin-Weißensee 103 Grabsteine be- 
schädigt oder zerstört. Ein Steinmetz, 
der unentgeltlich bei der Reparatur 
der Grabsteine geholfen hat, bezahlt 
dafür mit einem Vergeltungsanschlag, 
der einen Schaden von 80.000 DM 
und wahrscheinlich seinen Ruin zur 
Folge hat. Deutsche Firmen, die ihre 
heutige Stellung nicht zuletzt einer 
gnadenlosen Ausbeutung von Sklaven 
—- in der deutschen Presse euphemi- 
stisch „Zwangsarbeiter" oder, noch 
schlimmer, „Fremdarbeiter” genannt 
— während des Weltkrieges verdan- 
ken, weigern sich, mehr als 8 Milliar- 
den DM an ihre noch lebenden 
900.000 Opfer zu zahlen. Das Zweite 
Deutsche Fernsehen porträtiert deren 
jüdischen Anwalt in seiner Haupt- 
sendung als „die in dieser Angelegen- 
heit einflußreichste Person in New 
York“. 

Seit Jahrzehnten gehört die Be- 
schwörung „einflußreicher“ jüdischer 
Kreise, vor allem in den USA, zu den 
klassischen volkstümlichen Denk- 
mustern des Antisemitismus. Zu 
glauben, sie sei auf rechte Kreise oder 
Sender beschränkt und würde unter 
Schwulen nicht existieren, ist aller- 
dings eine fromme Illusion. In der bis 
jetzt umstrittensten Gig?, der Anti- 
semitismus-Ausgabe vom Sommer 
dieses Jahres, wurden die Versuche 
homophiler Funktionäre analysiert, 
auf Kosten der jüdischen Nazi-Opfer 
Identitätspolitik zu betreiben. Ge- 
spräche, die sich an jenem Heft ent- 
zündeten, haben gezeigt: Die Auffas- 
sung, das Berliner Mahnmal solle alle 
Opfergruppen gleichberechtigt auf 
eine Stufe stellen, ist nicht nur ein 


Steigbügel für einige wenige selbst- 
ernannte schwule Meinungsführer zur 
Durchsetzung ihrer Interessenpolitik. 
Vielmehr scheinen viele Schwule über- 
zeugt zu sein, die Juden seien jahr- 
zehntelang unverdient die mächtigste 
Opfergruppe des Nationalsozialismus 
gewesen. Dies ist aber keine wirkliche 
Überraschung. Warum sollten sie als 
Bestandteil der Volksgemeinschaft 
nicht deren strukturellen Antisemitis- 
mus teilen? Oder, wie es Felix Rex- 
hausen in seinem in der vorliegenden 
Ausgabe rezensierten Buch formuliert 
hat: „Deutsche Schwule sind eben 
auch bloß Deutsche.“ Gerade deshalb 
ist es so absurd, daß sie sich mit den 
jüdischen Opfern in einem gemeinsa- 
men Mahnmal wiederfinden wollen. 
Die Trennung in Homosexuelle einer- 
seits und Faschismus, Rassismus und 
Antisemitismus andererseits ist illuso- 
risch und historisch falsch. 

Dies kann alles in der Augustaus- 
gabe nachgelesen werden. Die Reak- 
tionen auf diese Ausgabe waren übri- 
gens — wie zu erwarten war — enttäu- 
schend und irritierend substanzlos: 
Was fehlte, waren Argumente, die auf 
die erhobenen Vorwürfe antworten 
würden. Nicht mal in Ansätzen vor- 
handen war eine Abstraktion der 
Protagonisten von der eigenen Person 
und ein Verständnis für übergeordnete 
antisemitische Denk- und Verhaltens- 
weisen in diesem Land, von denen 
schwule Identitätspolitik nur ein klei- 
ner Ausdruck ist. 


Im Inhaltsverzeichnis der letzten Ausgabe 
sind durch einen technischen Fehler falsche 
Autorennamen aufgetaucht; wir bitten 
insbesondere Petra Spona und Ira Kor- 
mannshans um Entschuldigung. 

Das Titelfoto der letzten Ausgabe 
zeigte Andy Warhol. 

Gigi Nr. 6 erscheint aus organtsatori- 
schen Gründen erst am 29. Februar 2000. 
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ährend der Bundespresse- 
\ N / konferenz zum diesjährigen 
UN-Weltbevölkerungsbericht 


entrollen Jugendliche, die sich selbst als 
freie Gruppe aus umweltpolitischen und 
feministischen Zusammenhängen’ be- 
zeichnen, ein Plakat: UNFPA zwangs- 


kastrieren, DSW auflösen’“, schrieb Newes 


Deutschland am 23. September 1999. Von 
allen anderen Zeitungen wurde der Pro- 
test totgeschwiegen und statt dessen 
ausführlich der Weltbevölkerungsbericht 
zitiert. 

„UNO schlägt Alarm“ und „Weltbe- 
völkerung wächst dramatisch“ hieß es 
beim Handelsblatt, die Süddentsche Zeitung 
setzte mit „Zeitbombe Mensch“ wie eh 
und je auf eine Politik der Angst, worin 
ihr der Tagesspiegel mit „6.000.000.000 
Menschen“ nicht nachstand. Die „Welt- 
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UNFPA zwangskastrieren! 


So klingt es, wenn der Spieß mal umge- 
dreht wird. Weiße Metropolenmänner 
der westlichen Welt werden mit bevölke- 
rungspolitischen Maßnahmen beglückt ... 

Am 11. Juli diesen Jahres, dem inter- 
nationalen Weltbevölkerungstag, startete 
die DSW, die größte deutsche Nicht- 
regierungsorganisation in Sachen interna- 
tionale Geburtenkontrolle, eine dreimo- 
natige Kampagne zum „Tag der 6 Milliar- 
den“ unter dem Motto „Die Bevölkerung 
wächst ... die Welt nicht“. Mit großem 
Brimborium wurde dieser von der UNO 
auf den 12. Oktober festgesetzte Tag 
„gefeiert“. 

Während Kofi Annan, der Generalse- 
kretär der UNO, an besagtem Tag einen 


Bevölkerungspolitik ist nach wie vor modern. Ein Beitrag über Rassismus, 
Frauenfeindlichkeit und Angstpropaganda von der Berliner Gruppe RHızom. 


bevölkerung wächst immer noch zu 
schnell“ (Frankfurter Rundschau), „daran 
wird auch die immense Verbreitung von 


AIDS nichts ändern“ (Süddeutsche Zeitung). 


Die Berliner Zeitung bedauerte, daß 
„AIDS in manchen Ländern bereits jetzt 
die Fortschritte der vergangenen 30 Jah- 
re zunichte gemacht hat“ und nicht etwa, 
daß Menschen an AIDS sterben. „AIDS 
ist also kein reines Gesundheitsproblem 
mehr, die Seuche raubt den Ländern die 
Zukunft.“ 

Obwohl „die Weltbevölkerung die 
‘Sechs-Milliarden-Marke’ durchstoßen" 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung) hat, lobte 
die tageszeitung die „Erfolge“ der Deut- 
schen Stiftung Weltbevölkerung (DSW) 
bei der „Eindämmung des Bevölkerungs- 
wachstums“. Ziel sei es, „das Bevölke- 
rungswachstum dauerhaft zu bremsen“ 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung), denn 
„erfolgreich werden alle Strategien zur 
Bekämpfung von Hunger und Armut 
nur sein, wenn die Geburtenrate sinkt“. 
„Bevölkerungspolitik ist also unerläb- 
lich“ (Süddentsche Zeitung), um der „Über- 
bevölkerung“ (Junge Freiheit) Herr zu 


werden. 


in Sarajevo geborenen Jungen zum sechs- 
milliardsten Erdenbürger erkor, wurde 
von der Bevölkerungslobby einmal mehr 
Werbung für ihre bevölkerungpolitischen 
Programme gemacht. Ein internationaler 
Posterwettbewerb gehörte ebenso dazu 
wie die Vorstellung des neuen Buches 
„Die 6. Milliarde“ von Klaus M. Leisin- 
ger; vom Auswärtigen Amt wurde neben 
einem „Edutainment-Film“ für die brei- 
ten Massen, der in Kooperation mit der 
Zeitschrift GEO bundesweit in allen 
CinemaxX-Kinos gezeigt wird, in der 
Humboldt-Universität Berlin auch noch 
ein „Globales Forum“ für „hochrangige 
in- und ausländische Teilnehmer“ organi- 
siert. Während Joschka Fischer auf dem 
Kongreß in der Humboldt-Universität 
gefragt wurde, wann endlich Schluß sei 
mit der Ausbeutung der Ressourcen im 
Trikont und der gestohlene Reichtum den 
unterentwickelt gehaltenen Ländern zu- 
rückgegeben werde, und er darauf ant- 
wortete, daß das nie passieren werde, 
wurde die „Weltbevölkerungsuhr“ der 
DSW entwendet. Dumm, wer nicht auf 
sein Lieblingsspielzeug aufpassen kann. 
Einer der Höhepunkte der ganzen 


Propagandashow war die Vorstellung des 
Weltbevölkerungsberichts am 22. Sep- 
tember unter dem Motto „Sechs Milliar- 
den Menschen“ des Bevölkerungsfonds 
der Vereinten Nationen (UNFPA), der 
nominell eine Unterorganisation der Ver- 
einten Nationen darstellt, praktisch je- 
doch ein Instrument der Weltbank und 
der US-amerikanischen Agency for Inter- 
national Development ist. Fünf Jahre nach 
der Kairoer Weltbevölkerungskonferenz, 
die alle zehn Jahre von der UNO veran- 
staltet wird, soll der Bericht „Bilanz zum 
Stand der Umsetzung der wegweisenden 
Beschlüsse der Kairoer Konferenz von 
1994 zur internationalen Bevölkerungs- 
politik“ ziehen. Wenn es denn wahr wäre, 
dab in Kairo die demographischen Ziele, 
die die BevölkerungspolitikerInnen frühe- 
rer Jahrzehnte bestimmt haben, aufgege- 
ben wurden, wenn es stimmte, daß es nun 
endlich darum geht, daß zukünftig die 
Frauen in aller Welt Garantien für mehr 
Lebensqualität, für politische Rechte und 
soziale Sicherheit erhalten, so ist die Fra- 
ge erlaubt: Wozu braucht es dann noch 
Bevölkerungspolitik? 


Der Griff nach der 
Bevölkerung 


Auf der „Internationalen Konferenz über 
Bevölkerung und Entwicklung“ spielte 
die Entwicklung kaum eine Rolle. Ge- 
sprochen wurde in Kairo über Familien- 
planung, Kondome und Abtreibung. 

Zu unbequem wäre eine Diskussion 
über Strukturanpassung, Schuldenlast 
und unfaire Weltmarktpreise gewesen, 
Eine Diskussion über die ungerechte 
Weltwirtschaftsordnung, die das Elend 
der unterentwickelt gehaltenen Konti- 
nente durch dauernde Entwertung und 
Brachlegung von Kapital und Arbeits- 
kräften entstehen ließ. Weil billige Welt- 
marktprodukte heimische vom Markt 
drängten oder bäuerliche Arbeit durch 
großräumige Plantagenwirtschaft ersetzt 
wurde. 

Die Abermillionen freigesetzter und 
einkommensloser Arbeiterinnen und Ar- 
beiter sind — weil sie arm gemacht wur- 
den - zum Niemand geworden, weil man 
sie tatsächlich nicht mal mehr ausnutzen 
kann. Weil sie nichts mehr anzubieten ha- 


ben, werden sie überzählig und überflüs- 
sig. Wenn man die Armut aus der Ärmut 
und den Reichtum aus dem Reichtum er- 
klärt, ist man niemandem etwas schuldig. 
Solche Vertauschung von Ursache und 
Wirkung entläßt nicht nur aus den Fän- 
gen der Logik und erleichtert das Gewis- 
sen, sie wird auch in extremer Weise fort- 
gesetzt in der Auffassung, daß die Armut 
am besten dadurch zu beseitigen sei, dal) 
man die Armen abschafft — z.B. durch 
bevölkerungspolitische Maßnahmen. 


Je ärmer und schwärzer, 
desto „zuviel” 


Der Begriff „Überbevölkerung“ setzt die 
Existenz eines optimalen Gleichgewichts- 
zustandes zwischen Bevölkerungszahl 
und Ressourcen voraus, die je nach ideo- 
logischem und historischem Kontext de- 
finiert werden (Nahrungsmittel, Rohstof- 
fe, Bruttosozialprodukt oder „nachhaltig“ 
nutzbare Agrarflächen). Beide Größen 
werden als voneinander getrennte Daten 
betrachtet und in ein quantitatives Ver- 
hältnis gebracht, das in der bevölkerungs- 
politischen Argumentation dann als Ur- 
sache-Wirkung-Verhältnis erscheint. Je- 
des gesellschaftliche Problem ist als 
Bevölkerungsproblem definierbar, wenn 
die der Bevölkerungszahl gegenüberge- 
stellten Daten als statische Gegebenhei- 
ten gesetzt werden. Beispielsweise läßt 
sich ein niedriges Bruttosozialprodukt 
pro Kopf als ein Zuwenig an Produktivi- 
tät oder als ein Zuviel an Menschen inter- 
pretieren. Existenzberechtigt im Sinne 
des Allgemeinwohls und gesellschaftli- 
cher Planung ist dann nur die Menge an 
Menschen, die effizient einsetzbar ist. 
Aus der zunächst rein mathematisch 
quantitativen und in diesem Sinne 
verteilungsneutralen Formel „Überbevöl- 
kerung“ läßt sich noch nicht ableiten, wer 
denn von der abstrakten Menge zu viel 
sei. In den bevölkerungspolitischen Argu- 
mentationen wird deshalb, zweitens, re- 
gelmäßig die Ebene der Rechenmodelle 
verlassen und selektiert. Es geht dann 
nicht mehr darum, die Menge der Res- 
sourcen abstrakt auf die Menge der Köp- 
fe zu verteilen, sondern eine bestimmte 
Gruppe als die errechnete „Überbevölke- 
rung“ zu identifizieren. Das ökonomische 
Urteil, welche Lohnabhängigen „zuviel“ 
sind, ist zunächst abstrakt und kann 
jedeN treffen. RassistInnen machen je- 
doch eine bestimmte Gruppe von Men- 
schen aus, die „zuviel“ sind. Seit der In- 
ternationalisierung der Bevölkerungspoli- 
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tik in den 40er Jahren ist es immer die 
arme und/oder in ökologisch sensiblen 
Gebieten der „Entwicklungsländer“ le- 
bende Bevölkerung, die dieses Ziel reprä- 
sentiert und die abstrakte „Überbevölke- 
rung“ zu einer konkreten macht. Dabei 
werden entsprechend sozialdarwinisti- 
schen Prinzipien die Gruppen zum Pro- 
blem erklärt, die aufgrund der bestehen- 
den gesellschaftlichen Strukturen sowieso 
vom Zugang zu den Ressourcen ausge- 
schlossen sind. 

Die Geschichte zeigt, daß „Überbevöl- 
kerung“ immer von denen definiert wird, 
die den Status quo beibehalten wollen. 
Der Begriff selbst bezeichnet keine Tatsa- 
che. Er dient vielmehr der Interpretation 
von Tatsachen, die wiederum bestimmten 
Interessen dient. 

Das derzeit vorherrschende Modell, 
das die Berechenbarkeit einer „Überbe- 
völkerung“ behauptet, ist das Konzept 
der Tragfähigkeit der Erde. Mit diesem in 
Anlehnung an die Populationsbiologie von 
Tieren entwickelten Modell soll das Ver- 
hältnis zwischen einem bestimmten Ter- 
rıtorium und der Zahl von Menschen, die 
darauf nachhaltig wirtschaften können, 
errechnet werden. Die notwendigen Da- 
ten zur Fütterung dieser Rechenmodelle 
stellen heute Institutionen wie die Food 
and Agriculture Organization (FAO) der 
UNO oder die Weltbank zur Verfügung. 
Die Tragfähigkeit eines bestimmten Ge- 
bietes wird berechnet (und ist nur bere- 
chenbar), indem von den sozialen Bedin- 
gungen eines bestimmten Produktions- 
systems abstrahiert und eine vom Welt- 
markt getrennte, geldlose und autarke 
Ökonomie angenommen wird. Die FAO 
beispielsweise kombiniert in ihren viel- 
zitierten Tragfähigkeitsstudien Daten 
über Klima- und Bodenbeschaffenheit 
mit den Ertragspotentialen bei landwirt- 
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schaftlicher Modernisierung und dem 
Einsatz der nährstoffreichsten Nutzpflan- 
zen. Dabei finden weder die jeweiligen 
Formen der Arbeitsorganisation, die 
technischen Möglichkeiten oder die Eßge- 
wohnheiten, noch die Cash-Crop-Produk- 
tion für den Weltmarkt Berücksichti- 
gung. 

Die Welt erscheint so als ein Puzzle 
aus verschiedenen Landschaften mit ver- 
schiedenen Populationen, die ihre Frucht- 
barkeit unterschiedlich effizient an ihre 
natürlichen Lebensbedingungen anpassen 
und — wenn ihnen dies nicht gelingt — als 
Umweltflüchtlinge den Weltfrieden ge- 
fährden. Das Autarkiemodell des Trag- 
fähigkeitsgedankens leistet dieser Lebens- 
raumideologie Vorschub; es blendet die 
weltwirtschaftlichen Ausbeutungs- 
verhältnisse, etwa die ungleiche interna- 
tionale Ressourcennutzung, ebenso aus 
wie Gründe dafür, warum arme Bevölke- 
rungsschichten historisch immer in die 
ökologisch sensibelsten Gebiete abge- 
drängt wurden. Armut oder Wohlstand 
sind keine Fragen der Bevölkerungsdich- 
te, sondern eine Verteilungsfrage. Die 
Menschen im Trikont verhungern nicht, 
weil sie zu viele Kinder haben; vielmehr 
kommen die Lebensmittel nicht ihnen 
selbst, sondern fast ausschließlich den 
westlichen Metropolen zugute. 


Zuknallerei mit Ideologie 


Die IdeologInnen der Bevölkerungspoli- 
tik gehen mit der Zeit. Sie untersuchen 
sorgfältig die jeweiligen gesellschaftlichen 
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Trends und Bewußtseinsmoden sowie die 
realen Ängste und Bedürfnisse der 
Metropolenmenschen. Sie registrieren je- 
des Aufkeimen von Widerstand gegen 
neue und alte menschenfeindliche Projek- 
te. Und sie haben gelernt, daß man sol- 
chen Widerstand, wenn schon nicht ver- 
hindern, so doch begrenzen kann: Das 
Zauberwort dafür heißt Akzeptanz. 
Akzeptanzforschung begleitet heute jedes 
neue ökonomische, politische und soziale 
Projekt. Akzeptanzforschung untersucht 
die vorhandenen oder drohenden gesell- 
schaftlichen Widerstände gegen ein ge- 
plantes Vorhaben und entwickelt mög- 
lichst erfolgreiche Methoden, um das ge- 
plante Projekt als menschenfreundlich, 
zukunftsweisend, arterhaltend, arbeits- 
plätzeschaffend oder wie auch immer po- 
sitiv darzustellen. Bevölkerungspolitische 
Institutionen zeigen eine erstaunliche Fle- 
xibilität auf rhetorischem Gebiet. Und so 
rieselt nun unversehens das Vokabular der 
KritikerInnen — seines politischen Inhalts 
entkleidet — auf die Köpfe der Berroffe- 
nen nieder. 

Zwei der aktuellsten Themen dieser 
Jahre sind die Frauenemanzipation und 
der Umweltschutz beziehungsweise die 
Zerstörung der Umwelt durch die moder- 
ne Industriegesellschaft. Indem nun die 
IdeologInnen der Bevölkerungspolitik ihr 
Anliegen mit der Sorge um die Umwelt 
verbinden, schlagen sie zwei Fliegen mit 
einer Klappe. Sie lenken von den wahren 
VerursacherInnen der Umweltprobleme 
ab und ersetzen sie, wo nötig, klientel- 
orientiert durch das Argument, die 
Armen würden aufgrund der „Überbe- 
völkerung“ verhungern, also an ihrem 
Schicksal selbst schuld sein. Neuerdings 
wird von den BevölkerungspolitikerInnen 
erklärt, daß die extreme Bodenausbeu- 
tung durch die verhungernden Massen die 
Öko-Katastrophe hervorrufe, ebenso die 
Waldrodung zur Gewinnung von Brenn- 
holz und neuem Boden usw. 

Hier ist ein wichtiger Argumenta- 
tionswechsel zu beobachten. Waren die 
Menschen des Trikont im malthusianisch- 
ökonomistischen Blickwinkel schuld an 
ihrer eigenen Unterentwicklung, schaden 
sie nun parasitär dem ganzen Planeten, 
„uns“ vor allem. Die Fruchtbarkeit der 
Erauen dort wird so — dank Nachhaltig- 
keitsideologie — zur Verantwortungslosig- 
keit der Weltgemeinschaft gegenüber, der 
Süden zur Gefahr gleich für den ganzen 
Planeten stilisiert. So erklärte die Bun- 
desministerin für Entwicklungshilfe 
Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD), als 
sie den Weltbevölkerungsbericht vorstell- 
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te, bereits ernsthaft, sie wolle lokale und 
regionale Konflikte und Kriege durch 
eine gezielte Politik der Geburtenkon- 
trolle verhindern. 

Zugleich wird Bevölkerungspolitik seit 
ein paar Jahren mit frauenfreundlicher 
Lyrik als praktische Unterstützung der 
Frauen propagiert, als direkte Förderung 
ihrer Selbstbestimmung und Befreiung. 
Abgesehen davon, daß Pillen-Program- 
me, chemische Unfruchtbarmachung und 
Infokampagnen alles andere als Selbstbe- 
stimmung der Frauen mit sich bringen — 
es werden lediglich Fremdzwänge durch 
Selbstzwänge ersetzt —, wird implizit un- 
terstellt, die Frauen und ihre Fruchtbar- 
keit seien für die „Überbevölkerung“ und 
damit einhergehende Umweltzerstörung 
verantwortlich. Für ihre „Emanzipation“ 
und gegen die Umweltzerstörung ist das 
gleiche Instrument vorgesehen: die Be- 
schränkung ihrer Fruchtbarkeit. 


DSW auflösen 


Die Ende 1991 von Unternehmerseite ge- 
gründete DSW verfügt über eine ausge- 
zeichnete Finanzausstattung, guten 
Medienzugang und hervorragende politi- 
sche Kontakte. Die primäre Tätigkeit der 
deutschen Kooperationspartnerin der 
UNFPA ist die Vermittlung spezifischer 
Ideologeme über Bevölkerungswachs- 
tum, eine Politik der Angst, die sowohl an 
das Bild der „Bevölkerungsbombe“ und 
ökologische Katastrophenszenarien an- 
knüpft als auch an das rassistische Ste- 
reotyp einer Überfremdung der BRD. Für 
die DSW ist es kein Problem, vor der 
durch das Bevölkerungswachstum ausge- 
lösten Einwanderung nach Europa rassi- 
stische Ängste zu schüren und sich 
gleichzeitig an anderer Stelle für das 
Empowerment der Frauen und gegen 
Gewaltverhältnisse auszusprechen. Wir 
sitzen alle im selben Boot, der Multimil- 
lionär aus Hannover mit dem hungernden 
Kind aus Afrika. 

Hier wird alte Politik mit einem Schub 
Multikulti und Gleichstellungsrhetorik 
auf neue Flaschen gezogen. Gesellschaft- 
liche Widersprüche oder gar so etwas Bö- 
ses wie sich widersprechende politische 
Interessen gibt es nicht. Ergänzt wird 
diese Entnennung von Gewalt durch Sta- 
tistiken über Statistiken: Frauen und Kin- 
der im Blick des Insektenforschers. Die 
Strategie der Reduktion von grundlegen- 
den gesellschaftlichen Problemen auf die 
Frage einer mangelnden Anwendung 
technokratischer und bürokratischer 


Fachkompetenz ähnelt jener der EXPO 
2000. Auch die Besetzung der verschie- 
denen Foren der EXPO durch fast aus- 
schließlich industrie- und staatsnahe 
Funktionäre basiert auf dieser Politik. 
Staat und Industrie debattieren kritisch 
mit sich selber. Dementsprechend sieht 
die DSW die EXPO als ideales Forum ih- 
rer Propaganda und arbeitet bereits jetzt 
intensiv auf die Weltausstellung hin. Die 
einzige Ursache für globale Probleme, die 
von diesen illustren Kreisen nicht als ver- 
besserungsfähige Unzulänglichkeit abge- 
tan wird, welche durch innovative Tech- 
niken und neoliberale Marktwirtschaft 
schnell beseitigt werden könne, ist die an- 
gebliche Bevölkerungsexplosion. 

Die rassistischen und frauenfeindlichen 
Implikationen einer Politik, die Men- 
schenrechte nicht als politisches Anrecht 
ansieht, sondern als etwas, das aus Gefäl- 
ligkeit und Mitleid großzügig gewährt 
wird, spiegelt sich ebenso in der Ästhetik 
der Werbeprospekte wider: fast aus- 
schließlich weiße HelferInnen und Fach- 
leute und überwiegend Männer in Anzü- 
gen und mit Renome&e. Die bunte Infor- 
mationsmappe der DSW zum „Tag der 
6 Milliarden“ wartet mit Bedrohungs- 
szenarien wie beispielsweise der „Welt- 
bevölkerungsuhr“ auf; eine Zahlen- 
kolonne, die Industrie- mit Entwick- 
lungsländern vergleicht. Die Zahlen sol- 
len die Botschaft der Stiftung untermau- 
ern: Es gibt zu viele Geburten in den Ent- 
wicklungsländern — und zu wenige in den 
Industrieländern. 

| Rita Süssmuth (CDU), DSW-Kurato- 
rıumsmitglied und Vorsitzende der Be- 
völkerungskommission der Deutschen 
Gesellschaft für die Vereinten Nationen 
(DGVN), scheint ihre Strategie mittler- 
weile geändert zu haben: Hatte sie noch 
1995 als Bundestagspräsidentin Engage- 
ment für den rassistischen Aquamarin- 
Verlag gezeigt, der in seinen Veröffentli- 
chungen die karmische Notwendigkeit 
der Ausbeutung und Vernichtung der 
„Völker“ der sogenannten Dritten und 
Vierten Welt beschwört, polterte sie bei 
der Pressekonferenz, daß „wir die Welt 
nicht ihrem Lauf überlassen können“, 
Was diese imperialistische Kampfansage 
auch innenpolitisch bei ihr bedeutet, hat 
die Frauen-zu-Brurkästen-Kämpferin und 
Verteidigerin des $218 erst vor kurzem 
wieder deutlich gemacht, als sie die Ef- 
fektivität des bisherigen Beratungssy- 
stems für Schwangere lobte, weil dadurch 
allein 1998 bis zu 5.000 Abtreibungen 
von zukünftigen weißen, deutschen Kin- 
dern in der BRD verhindert wurden. 


ir fordern: Gleiches Recht für 

alle, auch für Lesben mit Kin- 

derwunsch!“, empörte sich die 
Unterschriftenliste Jenny Ziegenhagens 
vom Berliner Sonntagsclub im Januar 
1999 über die am 4. Dezember 1998 im 
Deutschen Ärzteblatt veröffentlichten 
„Richtlinien zur Durchführung der assi- 
stierten Reproduktion“ der Bundes- 
ärztekammer. Zeitgleich echauffierte sich 
im Berliner Szenekalender Siegessänle auch 
Sophie Fröhlich lediglich, weil es keinen 
Grund gebe, „Lesben und Schwulen (!) 
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u.a. im Rahmen der Qualitätssicherung 
sowie der Transplantationsgesetzgebung 
zugewachsen.“ 

Das klingt honorig. Es handelt sich 
aber nicht um gesetzliche, sondern geserzge- 
berische Aufgaben. Das Fehlen einschlägi- 
ger, von den eigentlichen legislativen 
Körperschaften (Regierung, Parlament) 


erlassener Gesetze erhebt Teile des ärztli- 


chen Berufsrechts (Richtlinien, Empfeh- 
lungen, Berufsordnungen) faktisch zu 
Bundesgesetzen. Was einer einzelnen Be- 
rufsorganisation damit „zuwächst“ — 


Gesellschaftsspiele 


Reproduktionsmedizin als Werkzeug der 
Bevölkerungspolitik: Bei der Nachfolgerin der 
Reichsärztekammer steht die Hygiene am 
deutschen Volkskörper weiterhin hoch im Kurs. 


Von Eıke STEDEFELDT 


künstliche Befruchtung vorzuenthalten 
wenn man sie Heteros gewährt“ 
gelt, wie homosexuelle Bürgerrechts- 
politik mittlerweile ist, genügte beiden 
Autorinnen, daß die Richtlinien homo- 
phob sind. Welche Ideologie sie transpor- 
tieren und daß diese mit der Geschichte 
des Hauses zu tun hat, aus dem sie kom- 


. Verna- 


men, mußte ihnen entgehen. 


Bürgernah und 
verantwortungsbewußt 


Die Bundesärztekammer ist laut Selbst- 
darstellung „die Spitzenorganisation der 
ärztlichen Selbstverwaltung; sie vertritt 
die berufspolitischen Interessen der 
357.727 Ärztinnen und Ärzte (Stand: 
31.12.1998) in der Bundesrepublik 
Deutschland. Als Arbeitsgemeinschaft 
der 17 deutschen Arztekammern wirkt 
die Bundesärztekammer (BAK) aktiv am 
gesundheitspolitischen Meinungsbil- 
dungsprozeß der Gesellschaft mit und 
entwickelt Perspektiven für eine bürger- 
nahe und verantwortungsbewußte Ge- 
Unmittel- 
bare gesetzliche Aufgaben sind der BÄK 


sundheits- und Sozialpolitik ... 


noch dazu einer, die mit dem 
medizinischen Know-how über 
die Exekutionsgewalt verfügt —, 
ist eine enorme ethisch-morali- 
sche Definitionsmacht. Demo- 
kratie? All das vollzieht sich 
weitgehend am Souverän vorbei. 
Einer breiteren Öffentlichkeit 
entgeht in der Regel die Verab- 
schiedung solcher Richtlinien 
angereichert mit medizinischen 
Termini, werden sie in der Fach- 
presse publiziert. Doch welche/r 
nicht in Heilberufen Tätige liest 
schon das Dextsche Ärzteblatt? 


a... die strikt 
einzuhalten sind” 


Mit den 1998 novellierten „Richtlinien 
zur Durchführung der assistierten Repro- 
duktion“ verhält es sich genau so: „In der 
Bundesrepublik Deutschland gibt es bis- 
her kein Gesetz zur Regelung der Voraus- 
setzungen und Folgen der künstlichen 
Befruchtung. Einzelfragen werden ım 
Embryonenschutzgesetz, im Kindschafts- 


rechtsgesetz sowie durch Rechtsprechung 
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geregelt. Das Embryonenschutzgesetz 
stellt alle Techniken der künstlichen Be- 


fruchtung unter einen Arztvorbehalt. Die 


Bundesärztekammer hat erstmals 1985 
Richtlinien zur Durchführung der assi- 
stierten Reproduktion erlassen. Mit die- 
sen Richtlinien sind der Ärzteschaft ‚ver- 
pflichtende Regeln gegeben, die strikt 
einzuhalten sind‘.“ So steht es in der 
Antwort der Parlamentarischen Staats- 
sekretärin im Gesundheitsministerium 
Christa Nickels (Bündnis 90/Die Grünen) 
vom 24. Juni 1999 auf eine Kleine Anfra- 


ES k-MMEN Dhe 
SE N MEDIZINER /_ 
DES STAMTES 
IKLFAÄHRIGE Dıenien.t 


ge der PDS im Bundestag. Diese wieder- 
um geht auf die Initiative des wissen- 
schaftlich-humanitären komitees (whk) 
vom 10. März 1999 zurück, das als 
sexualpolitische Organisation die Novelle 
scharf kritisiert hat. 

Noch fehlt jenes Fortpflanzungsmedi- 
zingesetz, das die 72. Gesundheitsmini- 
sterkonferenz am 9./10. Juni dieses Jah- 
res bei Ressortchefin Andrea Fischer an- 
mahnte: eine Bund-Länder- Arbeitsgruppe 
hatte zwischen 1996 und 1998 eınes vor- 


bereitet, aber das Ministerium verfügt 
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nach eigenen Angaben lediglich über einen 
„hausinternen Diskussionsentwurf“. Res- 
sortübergreifende Beratungen zu dessen 
Vorlage wurden bisher nicht aufgenom- 
men. Somit verwies Dr. Neidert vom 
BMG zu Recht darauf, „daß so gut wie 
alle Fragen“ eines whk-Schreibens vom 
25. Januar 1999 „an die Bundesärztekam- 
mer gerichtet sind“, man also zu Proble- 
men, „die in die Zuständigkeit der Ärzte- 
schaft fallen, nicht Stellung nehmen kann“. 


„Heilen und Vernichten” 


Ein historischer Exkurs zeigt, wem da die 
Richtlinienkompetenz zur künstlichen Be- 
fruchtung beim Menschen obliegt. „Die 
Bundesärztekammer ist aus der im Jahre 
1947 gegründeten Arbeitsgemeinschaft 
der Westdeutschen Ärztekammern her- 
vorgegangen ... Der einzelne Arzt gehört 
der BÄK lediglich mittelbar über die 
Pflichtmitgliedschaft in seiner Ärztekam- 
mer an“, heißt es lakonisch in ihrer Selbst- 
darstellung, als hätte es nie eine Reichs- 
ärztekammer gegeben. Die Tausenden 
„mittelbaren“ Mitglieder der BÄK - vor- 
maliges Kürzel BK - fielen aber keines- 
wegs am 8. Mai 1945 vom Himmel. 

Klaus Engert verwies in Konkret (6/95) 
darauf, daß „nicht nur eine organisations- 
politische, sondern auch eine personelle 
Kontinuität seit den Zeiten der Reichs- 
ärzteordnung von 1935 besteht“ und 
nannte Namen wie den des ehemaligen 
Präsidenten der BK und der bayerischen 
Landesärztekammer Prof. Sewering: 
„1933 trat er in die SS, 1934 in die 
NSDAP ein und unterschrieb 1943 ein 
Einweisungsurteil für eine Vierzehnjährige 
in die Euthanasieanstalt Eglfing-Haar. Das 
hinderte ihn, wie viele andere Ärzte mit 
ähnlicher Biographie, nicht, nach 1945 
seine Karriere zügig fortzusetzen, die ihn 
1993 tatsächlich fast an die Spitze des 
Weltärztebundes geführt hätte. Mit 51 
von 63 Stimmen war er von der General- 
versammlung 1992 für dieses Amt desi- 
gniert worden. Erst die Boykottdrohung 
des Jüdischen Weltkongresses und der 
American Medical Association verhinder- 
ten seinen Amtsantritt, was das Deutsche 
Ärzteblatt mit großem Bedauern kommen- 
tierte.“ Denn natürlich handelte Sewering 
völlig korrekt: Schließlich war am 18. Ok- 
tober 1935 das „Gesetz zum Schutz der 
Erbgesundheit des deutschen Volkes“ er- 
lassen worden — erarbeitet durch die 
Reichsärztekammer. Erb- und unheilbar 
Kranke wurden ab Oktober 1939 erfaßt 


und der „Gemeinnützigen Stiftung für 
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Anstaltspflege“ überantwortet. 275.000 
Menschen fielen diesem Massenmord 
zum Opfer. 


Euthanasie, Eugenik, 
„Entjudung” 


Sogar Springers Berliner Morgenpost kriti- 
sierte am 4. Juni 1999 den nach 21 Jah- 
ren aus dem Amt geschiedenen BÄK- 
Präsidenten Dr. Karsten Vilmar: „So 
sperrte er sich lange gegen eine Aufarbei- 
tung der Rolle von Ärzten in der NS- 
Zeit, da seiner Meinung nach die ‚weit 
überwiegende Mehrheit der Ärzte die 
Greuel nie unterstützt habe‘.“ Ausge- 
rechnet der Schöpfer des Unwortes vom 
„sozialverträglichen Frühableben“ hatte 
am 2. Januar 1995 die Finanzierung eines 
Projekts des Gütersloher Historikers 
Prof. Klaus Dörner zu Kontinuitäten in 
den Ärztekammern als nicht vereinbar 
„mit den satzungsgemäßen Aufgaben der 
Bundesärztekammer“ abgelehnt. War- 
um? „Prof. Catel, prominenter Euthana- 
siearzt, wurde in Schleswig-Holstein 
Ende der fünfziger Jahre öffentlich be- 
lobigt; die KZ-Ärztin Oberheuser, an 
Transplantationsversuchen an Häftlingen 
beteiligt, praktizierte als Kassenärztin in 
Plön; die Landesärztekammer Berlin 
genehmigte sich mit Dr. Heim in den 
siebziger Jahren einen ehemaligen SA- 
Standartenführer als Präsidenten, der den 
Ärztetag in Berlin 1980 eröffnete. Insge- 
samt ist der im Vergleich zu anderen Be- 
rufsgruppen ungewöhnlich hohe Orga- 
nisationsgrad der Ärzte in NSDAP und 
Unterorganisationen unbestritten.” 
(Engert) 

Letzteres hatte Folgen. „Die deutsche 
Ärzteschaft beteiligte sich aktiv an der 
‚Endlösung der sozialen Frage — dem Hei- 
len und Vernichten‘ und der ‚Entjudung‘ 
der Ärzteschaft“, so Dörner am 27. Juli 
1998 in seinem Münchner Vortrag zum 
60. Jahrestag des Entzugs der Approba- 
tion aller jüdischen Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte und Apotheker. Dies habe 9.000 
Angehörige der Heilberufe, darunter 
allein 270 Münchner Ärzte, betroffen, 
und nur zwei von ihnen hätten nach dem 
Krieg ihre ärztliche Tätigkeit wieder in 
München ausgeübt. Die Standesvertre- 
tungen der damaligen Zeit, ergänzte der 
Vorsitzende des Ärztlichen Kreis- und 
Bezirksverbands München, Dr. Wolf von 
Römer, hätten „vorauseilend die Umset- 
zung forciert durchgeführt“, und nicht 
von ungefähr habe die Reichsärztekam- 
mer danach ihren Sitz in der „Hauptstadt 


der Bewegung“ gehabt. 

Auch ideologisch hat sich die oberste 
Standesvertretung vom Damals nie ganz 
gelöst, sofern es medizinische Lösungsan- 
sätze der „sozialen Frage“ betraf. Als un- 
ter der SPD/FDP-Koalition die Reform 
des $218 anstand, zog die BÄK die Wut 
der radikalen Frauenbewegung auf sich: 
„Während der Walpurgisnacht 1977 zün- 
dete die Rote Zora eine Bombe bei der 
Bundesärztekammer in Köln: weil diese 
Organisation konservativer Medizinmän- 
ner selbst die ohnehin schon sehr redu- 
zierte Reform des Abtreibungsparagra- 
phen hintertrieb.“ (Oliver Tolmein, Kon- 
£ret 01/88) Und als Ignaz Bubis, verstor- 
bener Präsident des Zentralrats der Juden 
in Deutschland, 1998 in der erwähnten 
Gedenkveranstaltung jene Ärzte verur- 
teilte, die „wertes“ von „unwertem Le- 
ben“ abgrenzten und die Euthanasie um- 
setzten, hätte das gut und gern an diesel- 
be Adresse gehen können: „So reklamier- 
te der Vorstand der Bundesärztekammer 
bspw. 1986 die Zulässigkeit einer ‚Sterili- 
sation geistig Behinderter aus eugeni- 
scher (Gefahr erbkranken Nachwuchses) 
oder sozialer Indikation (Unfähigkeit zur 
Wahrnehmung elterlicher Pflichten)‘. Der 
gleiche Vorstand hat die Regelung der 
‚Sterilisation nicht einwilligungsfähiger 
Personen‘ im jüngsten Gesetzentwurf der 
Bundesregierung begrüßt und das darin 
enthaltene Verbot der Sterilisation Min- 
derjähriger gerügt.“ (Michael Bentfeld, 
Konkret 10/89) 


Gameten, Zygoten, 
Embryonen 


Ganz dieser Tradition scheinen auch die 
„Richtlinien der Bundesärztekammer 
(BÄK) zur Durchführung der assistierten 
Reproduktion“ verpflichtet, in denen es 
um die Anwendung medizinischer Techni- 
ken zur Behebung von Unfruchtbarkeit 
geht, sofern andere Therapien versagt ha- 
ben. Dazu gehören der Transfer von 
männlichen und weiblichen Gameten 
(Geschlechtszellen), Zygoten (befruchte- 
te Eizellen) oder Embryonen in den Eilei- 
ter, die Einführung des Embryos in die 
Gebärmutter, die Befruchtung außerhalb 
des Körpers (In-vitro-Fertilisation = 
IVF) sowie die Mikroinjektion von Sper- 
mien in die Eizelle (ICSD. Die umfangrei- 
chen Richtlinien gliedern sich im wesent- 
lichen in Definitionen, Zulassungs- und 
Durchführungsbestimmungen sowie 
Kommentar und Anhang. 

Die politisch brisanten Passagen finden 


sich vor allem im Teil 3 (Zulassungs- 
bedingungen) samt zugehörigem Kom- 
mentar sowie im Teil I des Anhangs, der 
sich mit der „Vermeidung sozialer und 
rechtlicher Nachteile für ein durch IVF 
gezeugtes Kind“ befaßt. Diese Nachteile 
zu vermeiden läge eigentlich im Aufga- 
benbereich der Ministerien für Arbeit und 
Soziales, Familie, Justiz und letztlich des 
Bundestages. Somit hätten diese Fragen 
in einer solchen Richtlinie an sich gar 
nichts zu suchen. Das whk hat die Mini- 
sterien im Januar 1999 darauf hingewie- 
sen, aber bis heute keine Antwort erhal- 
ten bzw. wurde auf einen noch laufenden 
Klärungsprozeß verwiesen. Im Staat 
BRD, der die UNO-Kinderrechtskonven- 
tion nur teilratifiziert hat, um sich bspw. 
ausdrücklich die Unterscheidung zwi- 
schen in- und ausländischen Kindern vor- 
behalten zu können, darf indes davon aus- 
gegangen werden, dal) das von den „kon- 
servativen Medizinmännern“ in den 
Richtlinien offenbarte Gesellschaftsbild 


weitgehend akzeptiert wird. 
Legislative = Exekutive 


Die konkreten Formulierungen lassen 
kaum Zweifel aufkommen, wie dieses 
Gesellschaftsbild aussieht. So soll etwa 
der Arzt „im Rahmen einer Unfruchtbar- 
keitsbehandlung darauf hinwirken, daß 
dem Paar eine kompetente Beratung über 
... die für das Wohl des Kindes bedeutsa- 
men Voraussetzungen zuteil wird“. Und 
zwar soziale, denn medizinische und 
rechtliche werden anderweitig erläutert. 
Zu dieser Art Zwangsberatung paßt die 
Abschaffung der Souveränität über die 
Wahl des Zeugungs-/Sexualpartners: 
„Grundsätzlich darf nur Samen des Ehe- 
partners Verwendung finden (homologes 
System). Die Anwendung dieser Metho- 
den bei nicht verheirateten Paaren in sta- 
biler Partnerschaft darf nur nach vorheri- 
ger Beratung durch die bei der Ärzte- 
kammer eingerichtete Kommission 
durchgeführt werden. 

Dieser Passus markiert eine Liberali- 
sierung, denn die bis dahin gültige Richt- 
linie schloß „wilde Ehen“ kategorisch aus. 
Genauer betrachtet, wird die Hierarchie 
der Lebensformen jedoch lediglich präzi- 
siert: „Die Anwendung der Methoden bei 
alleinstehenden Frauen und in gleichge- 
schlechtlichen Beziehungen ist nicht zu- 
lässig.“ Warum, weiß der Anhang: „Im 
Hinblick auf das Kindeswohl verbietet es 
sich, einer alleinstehenden Frau oder 


gleichgeschlechtlichen Paaren einen Kin- 


Gigi’Nra:S 


derwunsch zu erfüllen.“ Verbieten steht 
da tatsächlich. Kein Wunder: Die BÄK 
gehört in diesem Falle zur Legislative, 
und getreu Art. 6 GG definiert sie assi- 
stierte Reproduktion als „ärztliche Hilfe 
zur Erfüllung des Kinderwunsches eznes 
Paares“. 

Wo Moraltheologen beider Konfessio- 
nen an der Regelung der Fortpflanzung 
beteiligt sind, wird's bigott: „Gelangt der 
Arzt ... in Fällen, in denen ein Kinder- 
wunsch geäußert wird, um bestehende 
Probleme in einer Partnerschaft zu über- 
winden — zu der Überzeugung, daß sich 
durch die Geburt eines Kindes diese Pro- 
bleme der Partnerschaft nicht bewältigen 
lassen, so soll er keine der aufgeführten 
Behandlungsmethoden der Fortpflan- 
zungsmedizin anwenden.“ Die Abschaf- 
fung der Privatsphäre durch die Frage 
nach dem Motiv des Kinderwunsches ist 
ein Pups gegen den unverhohlenen Ein- 
satz künstlicher Reproduktionsverfahren 
zur Bewältigung von Partnerschafts- 
krisen. Nonchalant wird das noch unge- 
zeugte Kind zum Kitt der politisch er- 
wünschten Lebensform Ehe degradiert. 
Wenn die BÄK das Konzept „Keimzelle 
der Gesellschaft“ exekutiert, hat dieselbe 
Leibesfrucht, deren Wohl angeblich im 
Vordergrund steht, gefälligst zu Diensten 
zu sein — oder zu verschwinden. 


Sozialstaat live 


Ist nun verbindlich festgelegt, wer zeu- 
gen darf, fehlt noch, was bei der Zeugung 
herauskommen soll — oder besser nicht 
soll. Dazu schreibt die BÄK vor einer 
ICSI-Therapie „eine genaue Anamnese, 
insbesondere eine Sstammbaumanalyse 
beider Partner (unter anderem Fehlgebur- 
ten, Totgeburten, Personen mit körperli- 
chen oder geistigen Behinderungen, ande- 
re Familienmitglieder mit Fertilitäts- 
störungen)“ vor. „Ergeben sich Hinweise 
auf Erkrankungen, die genetisch bedingt 
sein könnten, so muß eine Beratung 
durch einen Humangenetiker erfolgen.“ 
In verblüffender Offenheit folgt die 
Kammer dem NS-Konzept der „Verhin- 
derung erbkranken Nachwuchses“; kein 
„Gesunder“ ist verpflichtet, sich vorm 
Zeugungsakt beim Humangenetiker zu 
melden. Die BÄK indes maßt sich unge- 
niert Verfügungsgewalt über Körper und 
Fortpflanzung jener an, die dazu medizi- 
nischer Hilfe bedürfen. Willkommener 
Nebeneffekt des „Kindeswohls“, unge- 
zeugt zu bleiben: unappetitlicher Schaden 


kann zeitig vom deutschen Volke und den 
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GESEINISAIS 


Sozialkassen abgewender werden. Die 
Zeiten, als man kostspielige Spätfolgen — 
behinderte Kinder etwa — industriell und 
umweltschonend entsorgen durfte, sind 
schließlich schon ein paar Jährchen perdu. 


Registrierte Partnerschaften 


Für die ohnehin fragwürdigen Kinder- 
wünsche „wilder Ehen“ gilt, daß „zuver- 
lässig festgestellt werden kann, daß diese 
in einer auf Dauer angelegten Partner- 
schaft leben“. „Auf Dauer“? Wo schwam- 
mige Begriffe auftauchen, ist Mißtrauen 
am Platze. Abgesehen vom Skandal, daß 
die BÄK solche Ermittlungen überhaupt 
für zulässig hält: Wie sollte derlei mit Si- 
cherheit festzustellen sein? „Akustische 
Wohnraumüberwachung“? Pustekuchen: 
„Das Arztgeheimnis verdient ebenso wie 
das Beichtgeheimnis und die Vertraulich- 
keit des Wortes der Abgeordneten ver- 
fassungsrechtlichen Schutz“, hatte BÄK- 
Präsident Vilmar am 2. März 1998 ge- 
genüber der Ärzte-Zeitung den „Großen 
Lauschangriff“ zumindest für seine Klien- 
tel abgelehnt. Man muß aber gar nicht 
„das Urvertrauen in das Patienten-Arzt- 
Verhältnis nachhaltig zerstören“. Das 
Berliner Allgemeine Sicherheits- und 
Ordnungsgesetz (ASOG) z.B. ermöglicht 
den Behörden der Inneren Sicherheit 
längst den Datenaustausch mit Arbeits-, 
Sozial-, Finanz- und Wohnungsämtern 
zwecks „vorbeugender Kriminalitäts- 
bekämpfung“. Ärztekammern mögen ins 
Big-Brother-Spiel nicht einbezogen sein. 
Wo Mediziner fürchten müssen, als Ko- 
Eltern zur Rechenschaft gezogen und zur 
Kasse gebeten zu werden, könnte aber 
eine kleine Erpressung helfen: Ihr gebt 
euer Einverständnis zum Bruch der 
Schweigepflicht oder seid von vornherein 
aus dem Rennen um Gameten, Zygoten 
oder Embryonen. 

Ist starker Staat angesagt, beruft auch 
die BÄK ihre Blockwarte. „Sollen bei der 
Anwendung dieser Methoden fremde Sa- 
menzellen verwendet werden, bedarf dies 
eines zustimmenden Votums der bei der 
Ärztekammer eingerichteten Kommissi- 
on. Die Anwendung der Methoden ist un- 
zulässig, wenn erkennbar ist, daß die 
Frau, bei der die Schwangerschaft herbei- 
geführt werden soll, ihr Kind nach der 
Geburt auf Dauer Dritten überlassen will 
(Ersatzmutterschaft).“ Vorausgesetzt, 
man hielte auch diese Ermittlungen für 
zulässig: Wie sollte dieser „kriminelle“ 
Vorsatz definitiv „erkennbar“ sein? Lü- 
gendetektoren, Folterbänke? 
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Tach, Papa! 


Natürlich hat für die BÄK „das durch 
heterologe Insemination gezeugte Kind 
einen Anspruch auf Bekanntgabe seines 
biologischen Vaters, da die biologische 
Vaterschaft, zum Beispiel im Eingehen 
einer Ehe, im Hinblick auf seine Gesund- 
heit und die seiner Nachkommenschaft 
von wesentlicher Bedeutung ist“. Hier 
begegnet uns nochmals die eugenische 
Indikation, und unterschwellig — nämlich 
in Erwähnung des späteren „Eingehens ei- 
ner Ehe“ durch das zu zeugende Kind — 
schimmert das Inzest-Tabu durch. Ein 
Mythos, der mit der Angst vor „degene- 
rierter Nachkommenschaft“ gepflegt 
wird. 

Was hier als Mittel generationsüber- 
greifender Volksgesundheit verkauft 
wird, ist aber der Zweck selbst. Wirklich 
wichtig ist der „Rechtsanspruch des Kin- 
des auf Kenntnis seiner genetischen Her- 
kunft“ nämlich fürs Dingfestmachen des 
Erzeugers zufällig „degenerierten“ Nach- 
wuchses. Dazu dient auch, daß „die Ver- 
wendung eines Mischspermas ausge- 
schlossen ist“. Prompt erweist sich die 
leichte „spätere Identifikation des biolo- 
gischen Vaters“ als kompatibel zu staats- 
ökonomistischen Sparkonzepten. Wo die 
Subsidiarität des Blutes öffentliche Haus- 
halte entlastet, wird Neoliberalismus völ- 


kisch. 


Die gespaltene Mutter 


Seit 1. Januar 1991 verbietet das Embry- 
onenschutzgesetz sowohl Eizellenspende 
als auch Ersatzmutterschaft. Der Gesetz- 
geber, so die BÄK, habe verhindern wol- 
len, „daß es zu einer sogenannten gespal- 
tenen Mutterschaft kommt und damit 
die austragende und die genetische Mut- 
ter nicht mehr identisch sind“, weil „das 
Kind in seiner gesamten körperlichen und 
seelischen Entwicklung sowohl durch die 
von der genetischen Mutter stammenden 
Erbanlagen wie auch durch die enge wäh- 
rend der Schwangerschaft bestehende Be- 
ziehung zwischen ihm und der austragen- 
den Mutter entscheidend geprägt wird“. 
Da sprach der Gesetzgeber mit der 
Stimme des Blutes, in der Synchron- 
fassung der Bundesärztekammer „Erban- 
lagen“ geheißen. Sie untermauert das 
Verbot mit der Befürchtung „besonderer 
Schwierigkeiten bei der Selbstfindung des 
Kindes und negative Auswirkungen auf 
seine seelische Entwicklung“. Was sagen 


wohl die armen Gene dazu, daß der Ge- 
setzgeber sich unter Berufung auf dassel- 
be Kindeswohl vorbehält, ohne ärztliches 
Zutun bei der Reproduktion gezeugte 
Kinder nach Gutdünken ihren geneti- 
schen Eltern zu entziehen, in Heimen 
oder Ersatzfamilien unterzubringen, Ad- 
optionen aus „sozialer Indikation“ zuläßt 
oder erlaubt, Kinder auf Internatsschulen 
zu schicken? 


Mit Rassismus gegen 
Rassismus 


Daß der Bund seine seit 1994 für Fragen 
der künstlichen Befruchtung bestehende 
sogenannte konkurrierende Gesetz- 
gebungszuständigkeit nicht wahrnimmt, 
ermächtigt alles in allem eine für ihren 
Konservatismus berüchtigte Berufsgrup- 
pe, Zucht und Auslese in der menschli- 
chen Gesellschaft umzusetzen. Ihr bieten 
sich weitreichende Möglichkeiten zur Be- 
einflussung der Struktur der Bevölkerung 
— in bezug auf deren „Gesundheit“ eben- 
so wie auf deren soziale Beziehungen. Im 
Kontext der Debatten um Ausländer-, 
Staatsbürgerschafts- und Asylrecht wird 
klar, daß Medizinern hier ein Instrument 
in die Hand gegeben ist, mit dem sich 
subjektive und kollektive rassistische 
Vorurteile verwirklichen lassen, die in 
Ärztekommissionen so latent sein dürf- 
ten wie in Asylkommissionen. Ohne wei- 
teres erlauben die „Richtlinien zur 
Durchführung der assistierten Reproduk- 
tion“, die absehbare Diskriminierung ei- 
nes zu Zeugenden aufgrund der Haurfar- 
be als im Widerspruch zum Kindeswohl 
zu deklarieren. Urteil: Künstliche Be- 
fruchtung abgelehnt. 

Niemand kann garantieren, dal) unter 
Berufung auf dieses Regelwerk nicht me- 
dizinische Argumente vorgeschoben wer- 
den, um rassistische, sexistische, homo- 
phobe oder sozialdarwinistische Auffas- 
sungen zu realisieren. Nicht einmal fort- 
schrittlich denkende Reproduktions- 
mediziner könnten dem Einhalt gebieten. 
Denn selbstverständlich sind der „Ver- 
dacht auf Verstöße gegen die Richtlinien, 
auch auffälliges Ausbleiben der Doku- 
mentationen“, „der Ärztekammer zu 
melden“ und kann „die Nichtbeachtung 
der unter Punkt 3.2 bis 4.4 genannten 
Voraussetzungen“, z.B. das Nein zum 
völkisch-eugenischen Prinzip oder die 
Behandlung einer Alleinstehenden durch 
den Arzt, „berufsrechtliche Sanktionen 
nach sich ziehen“. — Bis hin zum Entzug 
der Approbation. 


GIieiLNRaNS 


Queer Theory ist eine akademische Modeströmung, die Anfang der neunziger Jahre 
aus den gay & lesbian studies unter dem Einfluß poststrukturalistischer (Foucault) und 
dekonstruktivistischer Verfahrensweisen (Derrida) entstand. Als Grundtext der Bewe- 
gung gilt das Büchlein „Gender Trouble“ der lesbischen Rhetorik-Professorin Judith 
Butler. Mit ihm schaffte Butler den Sprung von einer unbedeutenden Angestellten des 


akademischen Betriebs in das postmoderne Philosophengestirn. Als eine, die es zur 


Pop-Ikone, zum vielumschwärmten Star gebracht hat, indem sie auch auf der Ebene 


des „Geschlechterdiskurses“ die ohnehin brüchig gewordene Vorherrschaft des radika- 


len und marxistischen Feminismus gebrochen und durch die liberale Philosophie des 


„anything goes“ ersetzt hat, ist Butler zuvörderst dies: Verkörperung des amerikani- 


Sag nicht, 
wo du stehst 
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Theory um Aufnahme in der lesbischen 
Familie ersuchen. Im Hintergrund erhebt 
sich gegen sie schon die Anklage von sei- 
ten der postmodernen Spaßfraktion, sie 
verdürben die „performative Theorie der 
Geschlechter-Akte“ (Butler), indem sie 
„Gender“ essentialisierten — was soviel 
heißen will wie: sie haben eben noch nicht 
gerafft, daß Geschlecht nur eine theatra- 
lische Performance ist. In Queer Theory 
geht es statt dessen „um solche Akte, die 
die Kategorien des Körpers, des Ge- 
schlechts, der Geschlechtsidentität und 
der Sexualität stören und ihre subversive 
Resignifizierung und Vervielfältigung jen- 
seits des binären Rahmens hervorrufen“ 
(Butler 1991: 12). 

Intersexen, das heißt Menschen, die 
der Annahme, daß es genau zwei natürli- 
che Geschlechter gebe, durch ihren ange- 
borenen Körper spotten und deshalb un- 
ter Einsatz unvorstellbar grausamer Mit- 


Am 13. und 14. November trafen sich in Frankfurt am Main die SchülerInnen des 


postmodernen Jargons. Beim Konferenztitel „Queer - beliebt oder beliebi 


g??77" 


stellte sich die Frage, warum sich beides ausschließen soll. GEors Kıaupa über 
eine unerträgliche Mode im akademischen Betrieb 
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BIMBOX 2 (1990): „Worauf starrst du Schlampe?“ 


schen Traums. Ihre In- 
terpretation des Films 
„Paris is burning“ ist ei- 
nes jener erbärmlichen 
Musterbeispiele post- 
moderner Ideologie, die 
das Überleben farbiger 
Tunten in den Nischen 
der amerikanischen Ge- 
sellschaft mit jenem bil- 
ligen Schmuck der Sub- 
version behängt, der die 
einzelnen selbst noch um 
den Ausdruck ihres Lei- 
dens betrügt. 

Als Rebellin gegen die 
Zumutungen des lesbi- 
schen Feminismus schlug 
sie, so die deutsche 
Wahrnehmung, angeb- 
lich eine Brücke für alle 
sexuellen Nonkonformi- 
sten“, die sich selbst für 
ihre „Andersartigkeit“ 
entschieden haben. Zu 
diesen postmodernen 
Helden zählen aber zu- 
allerwenigst jene Irans- 
identen, die im deut- 
schen Sprachraum unter 


Berufung auf Queer 


tel von Ärzten verstümmelt werden, feh- 
len in Queer Theory aus ebenso einleuch- 
tenden Gründen: „Man kann nämlich den 
Körpern keine Existenz zusprechen, die 
der Markierung ihres Geschlechts vorher- 
ginge.“ (Butler 1991: 26) 

Zu den alleinigen Helden zählen daher 
lesbische Drag Kings und schwule Drag 
Queens, und zwar alleine und nur dann, 
wenn sie ihre Performance nicht als Aus- 
fluß einer inneren Identität, sondern le- 
diglich als „parodistisches Spiel“ betrach- 
ten. Was daher übrigbleibt, ist ein homo- 
sexistisches Theoriegebilde, dem es um 
‚schwule und lesbische Perspektiven auf 
die Geschlechtsidentität geht und das 
seinen autorititativen Charakter aus der 
Verquirlung mit „poststrukturalistischer 
Theorie“ (Butler 1991:12) bezieht. 


N. 


Im Jahr 1998 organisierte die Heinrich- 
Böll-Stiftung — wohl als Dank für die ex- 
plizite Wahlwerbung der maßgeblichen 
Organisatorinnen für die spätere Kriegs- 
partei Bündnis 90/Die Grünen — den 
Kongreß „Queering Demokratie“. In ihm 
ging es um den Heterosexismus ın den 
staatlichen Rechtsstrukturen und das 


Dilemma. diesen ohne Bezugnahme auf 
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essentielle (nicht selbstgewählte) Identi- 
täten in Frage zu stellen. Das Spannende 
an dieser Konferenz war freilich nicht so 
sehr der monotone Nachhall des Butler- 
Jargons im Munde seiner deutschen 
Adepten, sondern die Tatsache, daß die 
eingeladenen SozialwissenschaftlerInnen 
aus den USA und Großbritannien — der 
Musikprofessor und Soziologe David 
Evans sowie die Politikprofes- 
sorinnen Lisa Duggan und 
Anna Marie Smith — mit Ju- 
dith Butler wenig am Hut 
hatten und zeitgenössische 
Debatten unter dem Label 
„Queer“ nicht sogleich mit 
dem Poststrukturalismus in 
Verbindung brachten. Tat- 
sächlich ließe sich leicht zei- 
gen, daß Organisationen wie 
Queer Nation, die von den 
deutschen AnhängerlInnen des 
Poststrukturalismus frecher- 
weise als Ausdruck einer 
„Foucaultschen Linken“ ima- 
giniert werden, wenig bis gar 
nichts mit dem Anfang der 
90er Jahre parallel im kultur- 
wissenschaftlichen Raum ent- 
stehenden ideologischen Phä- 
nomen „Queer Theory“ zu 
tun haben. 

Queer Nation, schon nach 
wenigen Jahren wieder aufge- 
löst, trat zum einen durch 
eine übersteigerte Identitäts- 
politik hervor, die wütend 
und zornig auftrat („I hate 
straights!“), zum anderen 
durch den Versuch, sich öf- 
fentliche Räume gegen den 
Ansturm einer homophoben Rechten zu 
bewahren. Dazu gehörte auch die An- 
strengung, die Freiheit und Expressivität 
sexueller Ausdrucksweisen (einschließlich 
Pornographie, Prostitution und Pädophi- 
lie) sowohl gegen die Zumutungen einer 
assimilatorischen Bürgerrechtspolitik 
(„Queers United Against Straight-acting 
Homosexuals“) als auch gegen die rigiden 
Identitätsanforderungen des lesbischen 
Feminismus zu verteidigen. 

Queer Politics ging dabei einerseits 
aus der Aids-Aktionsgruppe ACT UP an- 
dererseits aus Queer Fanzines wie dem 
Torontoer Magazin BIMBOX hervor, das 
drohte: „Strengt Euch erst gar nicht an, 
irgend einen Aspekt von Bitch Nation ın 
einem vergeblichen Versuch, Eure er- 
bärmlichen Karrieren oder lahmen Anlıe- 


gen glamuröser oder aufregender erschei- 


nen zu lassen, zu assimilieren. Wir wer- 
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den mit der Strafverfolgung nicht zögern 
— und der Gerichtshof von Bitch Nation 
tagt jetzt!!“ Wollte man Oueer Politics mit 
politischen Ansätzen hierzulande verglei- 
chen, fiele einem am ehesten die Initiati- 
ve „Kanak Attak“ ein, die jedoch den 
Kotau vor dem postmodernen Jargon 
schon hinter sich hat. 
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11. 


Das Bedauern der deutschen „Queer 
TheoretikerInnen“, dal es hierzulande 
keine politische Praxis gibt, die man sich 
aneignen, theoretisch verzehren und aka- 
demisch domestizieren kann, war Aus- 
gangspunkt der Konferenz „Queer — be- 
liebt oder beliebig????“: „Es entsteht die 
paradoxe Situation, daß sich ein in den 
USA in politischen Praxen gelebtes Mo- 
dell in der BRD fast ausschließlich im 
akademischen Diskurs finden läßt.“ 
(Konferenzaufruf) Einige ehemalige 
TeilnehmerInnen des von der Heinrich- 
Böll-Stiftung organisierten Queer-Kon- 
gresses, die sich in dem groß angelegten 
Vorjahresevent „nicht wiederfinden konn- 
ten“, organisierten einen Nachfolge- 
kongreß, in dem sie sich mit den etwa 50 
Angereisten über „politische Praxen“ un- 


terhalten wollten. Die Differenz zum 
Vorjahreskongreß wurde freilich nicht in- 
haltlich gezogen, sondern vielmehr kultu- 
rell: Die akademische Karriere ist noch 
nicht gesichert, die Sozialdemokratisie- 
rung kann noch nicht offen zugegeben 
werden. Wichtig ist deshalb die lebens- 
weltliche Verankerung in den Familien- 
clans der postautonomen Schwulenszene 
und der autonomen Frauen- 
Lesbenbewegung. 

Vor dem Hintergrund 
dieser, wenn man den 
Vorgängerjargon der Post- 
modernen bemühen darf, 
gemeinsamen „existenziel- 
len Lage“ wurde von den 
zwei angereisten Lagern, für 

die das Projekt „Queer 
Theory“ ganz unterschiedli- 
che Bedürfnisse erfüllt, vor 
allem eins beschworen: 
good vibrations, ein prima 
Klima um jeden Preis; keine 
Diskussion, die an Grund- 
sätzen des eigenen theoreti- 
schen Programms rüttelte. 
Anders als der Konferenz- 
titel scheinbar verbürgte, 
war Kritik am Poststruktu- 
raliımus ebensowenig er- 
wünscht, wie politische 
Praxis (welche auch?) je in 
den Fokus der Diskussion 


geriet. 


ZN 


IV. 


Für die überwiegende Mehr- 
heit der Konferenzteilneh- 
mer — etwa 90% waren Frau- 

en — war Queer Theory jenes mächtige 
Theoriekonstrukt, mit dem man sich von 
der pastoralen Macht des lesbisch-femini- 
stischen Identitätsdiskurses befreien 
wollte. In den 70er Jahren war nach lan- 
gen Kämpfen, in denen e$ zweifelhaft er- 
schien, ob Lesben überhaupt Zutritt zur 
feministischen Bewegung erhalten wür- 
den — die Lesbe schließlich zum „magi- 
schen Zeichen“ des Feminismus gewor- 
den. Nach dem Motto „Feminismus ist 
die Theorie, Lesbischsein die Praxis“ wur- 
de eine lesbische Lebensweise als einzig 
konsequente Verweigerung gegen den 
patriarchalen Zugriff von Männern auf 
den weiblichen Körper begriffen. Dazu 
war es notwendig, Lesbischsein von ei- 
nem Begehren in eine politische „Iat- 
handlung“ zu verwandeln, was Adrienne 
Rich endgültig 1980 mit ihrer Theorie 
des „lesbischen Kontinuums“ besorgte. 


Sich von der klinischen Definition der 
Lesbe als Frau mit einem anderen sexuel- 
len Begehren absetzend, versuchte Rich 
die lesbische Existenzweise als Möglich- 
keit für alle Frauen zu etablieren: als 
Form, sich mit anderen Frauen zu identi- 
fizieren und im gemeinsamen Kampf ge- 
gen die männliche Tyrannei ein Gefühl 
von Zuneigung, Unterstützung und In- 
tensität zu entwickeln. Gerade als Em- 
blem des Feminismus aber wurde die Les- 
be zum Objekt einer pastoralen Auf- 
sichtsmacht, die auf ihrem Höhepunkt 
selbst die Einzelheiten des lesbischen Ge- 
schlechtsakts zu regulieren beanspruchte. 
Weit davon entfernt, ein bloßer Bruch 
mit dem lesbischen Feminismus zu sein, 
hat Queer Theory den Kampf um Ein- 
oder Ausschluß zum alleinigen Sinn poli- 
tischen Handelns jenseits aller inhaltli- 
chen Bestimmungen erhoben. Lesbisch- 
sein bleibt dabei die politische Handlung, 
zu der es im lesbischen Feminismus ge- 
worden ist. Auch wenn sich Lesbischsein 
nicht mehr „essentiell“ definieren läßt, 
bleibt der „Kampf um das Zeichen“ der 
politische Gegenstand eines jeglicher 
universalistischer Ansprüche entkleideten 
Zusammenhangs, den Sabine Hark 
(1996:15) in aller naiven Offenheit als 
‚tribalistisch“, d.h. stammesförmig kenn- 
zeichnete. Einer anwesenden trans- 
sexuellen Lesbe wurde es während der 
Konferenz auf den Kopf zu gesagt: „Kri- 
tik am Ausschluß heißt noch nicht Ein- 
schluß“, denn schließlich muß auch die 
postmoderne Stammesidentität gewahrt 


bleiben. 
V. 


Den schwulen Kongreßteilnehmern — 
vornehmlich aus dem Dunstkreis der au- 
tonomen Tuntentinte — ging es um etwas 
ganz anderes. Wo das Abgleiten vom mi- 
litanten Straßenkampf in die akademische 
Sesselpupserei inhaltlich gerechtfertigt 
werden muß, drängt sich der post- 
moderne Jargon geradezu auf. Denn in 
ihm wimmelt es nur so von „subversiven 
Möglichkeiten“, wie sie uns die Tunten- 
tinte-Redakteure an der gelebten Praxis 
ihres Milieus vorführten: Da braucht man 
nur in die richtigen Discos (Queer Partys 
im SO36) zu gehen, um die Überschrei- 
tung sexueller, ethnischer und gesund- 
heitlicher Identitäten leibhaftig mitzuer- 
leben. Und wenn am Eingang auf Fremd- 
getränke gefilzt wird, spürt man förmlich 
die von der Tuntentinte als Ultimum der 
Subversion herbeigerufene „Verflüssigung 
des Tauschwerts“ (!). Diese aber lehrt als 
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Denkunmöglichkeit — oder sagen wir’s 
frei heraus: als gedanklicher Schwachsinn, 
denn im Tauschwert ist kein Gegenständ- 
liches, das aufgelöst werden könnte, seine 
Verflüssigung wäre daher allenfalls denk- 
bar als Beschleunigung seines Umlaufs — 
die logische Grenze des postmodernen 
Unternehmens. Und man kann lernen, 
daß „die Dekonstruktion von Identitäten 
etwas anderes als ihre Kritik ist“ (Krug/ 
Kunstreich 1998:42). 
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Löschblatt 


In der Kastanienallee 86, D-10435 Berlin, hat 
das ehrwürdige Institut zur Verzögerung und 
Beschleunigung der Zeit seinen Sitz. Ein Schrei- 
ben aus diesem Hause an unsere Redaktion 
ließ im Oktober folgendes wissen: 

„Liebe Kolleginnen und Kollegen, anbei 
schicken wir Euch zwei Hefte unserer Zeit- 
schrift ‘Tuntentinte’ als Leseprobe. Als ein 
nicht-kommerzielles Zeitungsprojekt leben wir 
von Spendengeldern und anderen Formen der 
Unterstützung. Besonders die beiden letzten 
Ausgaben Nr. 16 ‘Queer’ und Nr. 17 ‘Umgang 
mit Tätern’ befassen sich mit Themen, von de- 
nen wir meinen, daß sie auch ein breiteres Pu- 
blikum interessieren. Wir finden es gut und 
würden uns sehr freuen, wenn Ihr diese Aus- 
gaben in Euren Zeitschriften unter Hinweis auf 
die Bezugsquelle besprecht; die Nr. 17 ist ge- 
rade erst erschienen. Vielleicht gibt es ja auch 
die Möglichkeit, in Eurer Zeitung eine kosten- 
lose Anzeige zu schalten? Unser sehr knap- 
pes Budget erlaubt es uns leider nicht, für die 
“Tuntentinte' zu werben.“ 

Den Kolleginnen und Kollegen der „Tunten- 
tinte“ sei heftig gedankt für die beiden Exem- 
plare. Die Bezugsquelle ist oben erwähnt, und 
die begehrte kostenlose Anzeige finden Sie auf 
dieser Seite. Dies zu unseren Möglichkeiten. 
Zu unserem allergrößten Bedauern müssen wir 
aber mitteilen, daß sich zur Besprechung nie- 
mand bereit fand - aus Angst zumeist, in den 
unguten Ruch des Tunten-Bashings zu gera- 
ten. Vielleicht wenden Sie sich mit Ihrem An- 
liegen und Nr. 16 doch gelegentlich an das 
„Trendmagazin für die Generation Queer“? 

Mit besten Wünschen, die Redaktion 


Anzeige 


Funtentinte Nr.17 
Folgen sexueller Gewalt - 
Umgang mit Tätern 


52 Seiten Tatsachen, Meinungen, Diskussionen 


erhältlich beim 
Institut zur Verzögerung & 
Beschleunigung der Zeit 
Kastanienallee 86 
10435 Berlin 
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Über aparte Erklärungen für Gewaltphänome- 
ne in Deutschland verfügt Christian Pfeiffer, 
Direktor des niedersächsischen Kriminologi- 
schen Forschungsinstituts in Hannover. So 
machte er im Frühjahr als Ursache des in den 
neuen Ländern „um 20 bis 30 Prozent höheren 
Risikos eines Ausländers, verprügelt zu wer- 
den“, „rechtsradikale Grundeinstellungen und 
hohe Gewaltbereitschaft bei Jugendlichen“ ver- 
antwortlich. Diese, so der Südwestrundfunk am 
16. Februar, seien „Folge der DDR-Erziehung 
und damit ein ostdeutsches Problem“. DDR- 
Kinder wären „schon im Alter von einem Jahr 
in die Krippe gebracht worden, nachdem sie ‘in 
einem unglaublichen Training’ von ihren Eltern 
zur Sauberkeit erzogen worden seien.“ 


Steuererklärung 


„Eine Diskussion über die Beseitigung der steu- 
erlichen Absetzbarkeit gefährdet die Bereit- 
schaft der Wirtschaft, sich an dem Entschädi- 
gungswerk zu beteiligen.“ Der da so freundlich 
Schaden vom Standort Deutschland und der 
vormals reichsdeutschen Industrie abzuwenden 
gedenkt, ist laut Deutscher Presse-Agentur 
(25. Oktober) Entschädigungsexperte der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen 
Bundestag. Im Auftrage der kleineren Regie- 


Gotitesurteil 


„AIDS — Wie leben schwule Männer heute?“ — 
so der Titel einer derzeit anonym durchgeführ- 
ten „Umfrage über die schwule Presse“, die 
„die Reaktion schwuler Männer auf Aids“ und 
„andere Aspekte der Lebensverhältnisse schwu- 
ler Männer“ berücksichtigen will. Dazu zählen 
die für die Deutsche AIDS-Hilfe (DAH) täti- 
gen Sozialwissenschaftler um Dr. Michael 
Bochow detaillierte Angaben über die ethisch- 
religiöse Orientierung der Befragten. Unter 
Nr. 67 „Welcher Glaubensgemeinschaft gehö- 
ren Sie an, bzw. welche hat sie am meisten be- 
einflußt? (bitte nur eine Antwort)“ sind — in 
dieser Reihenfolge — Antwortmöglichkeiten 


vorgegeben: „katholische Kirche, evangelische 


Jenseits von Eden 


Mit neuen Erkenntnissen muß gerechnet wer- 
den, wenn ein bekennender Macho und eine be- 
kannte Säuferin zwecks homosexueller Aufklä- 
rung die Provinz bereisen. Gern gaben Jürgen 
Domian und Hella von Sinnen, Ende Novem- 
ber auf Niederrhein-Lesetour mit ihrem Focus- 
Bestseller „Jenseits der Scham“, eine Kostpro- 
be versammelter Lebensansichten. Domians 
Antwort auf die Frage nach Vorbildern — „Nel- 
son Mandela“ — brachte die stets auf Kölsch-Ni- 


Ein paar Amokläufer später ließ Pfeiffer sich 
fragen, woher die Jugendgewalt im Westen des 
einig Vaterlandes käme. Die Antwort gab er 
am 15. November in der ARD-Talkshow „Sabi- 
ne Christiansen“: Das Problem liege vor allem 
in „der hohen Zuwanderung aus Ländern mit 
machistischen Strukturen“, wo es normal sei, 
daß „Frauen von Männern beherrscht“ würden. 
Kämen nun diese jungen Männer in „unsere li- 
berale Gesellschaft“ (!), so würde sie dies „ver- 
unsichern“ und sie schlössen sich zu gewalttäti- 
gen Cliquen zusammen. Da nickte Bundes- 
justizministerin Prof. Herta Däubler-Gmelin 
eifrig, während Sabine Christiansen tat, was sie 
immer tut: staunend auf die Vorderkante ihres 
Stuhles rutschen. Mehr passierte nicht. 


rungspartei ist er maßgeblich mitverantwort- 
lich für die deutsche Strategie in den Verhand- 
lungen um die Entschädigung der NS-Zwangs- 
arbeiter. Üblicherweise gibt der Mann an, die 
Interessen der NS-Opfer und nicht die ihrer 
damaligen „Vernichter durch Arbeit” zu ver- 
treten. Im Nebenamt ist er Bundessprecher 
des Lesben- und Schwulenverbandes ın 


Deutschland (LSVD) und heißt Volker Beck. 


Kirche (einschl. Freikirchen), Judentum, Islam, 
andere Religionen, Laizismus/Freidenkertum“ 
sowie „keine“. Sortieren wir: Das verwendete 
Kompositionssuffix -zum kann nach etymologi- 
schen Nachschlagewerken mit „Gottesurteil“ 
übersetzt werden. Der christlichen Religion 
wird sprachlich ein sanktionierter gesellschaft- 
licher Ort („Kirche“) zugewiesen, alle anderen 
per Gottesurteil zu frei marodierenem Sekten- 
tum herabgestuft. Der Unterschied zwischen 
Religion und Atheismus — Glauben und Wissen 
— wird auf der Ebene von „Glaubensgemein- 
schaften“ abgehandelt, „kein“ Glaube zum ge- 
sellschaftlichen Sonder- und Sündenfall - bitte 


jeder nur ein Kreuz! 


veau arbeitende Entertainerin unter dem Bei- 
fall von gut 200 ZuhörerInnen dazu, fehlende 
Heiratsmöglichkeiten für Homosexuelle als 
„Zustand der Apartheid“ zu charakterisieren. 
Zu vermuten ist nun, daß demnächst aller- 
orten eine rheinischen Dialekt imitierende Frau 
mit rotem Overall und gelber Skibrille verkün- 
den wird, die Bundesregierung praktiziere im 
Hinblick auf heiratswillige Homosexuelle ein 


Regime der Rassentrennung. 


Wenn grüne Vorzeigeschwule, stramm rechte 
Kriegerbünde, neoliberale Sprechblasen und 
CDU-Ministerpräsidenten in spe dieselbe Art 
Gleichstellung fordern, haben AP etwas zu 
melden und die Süddeutsche Zeitung etwas zu 
schreiben: „Nach dem Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) zum Militärdienst für 
Frauen haben sich Politiker der Grünen und der 
CDU für eine Änderung des Grundgesetzes 
ausgesprochen. Der rechtspolitische Sprecher 
von Bündnis 90/Die Grünen, Volker Beck, sag- 
te am Mittwoch dem Saarländischen Rundfunk, 
nun müsse ‘eine neue Grundlage für das 
Grundgesetz’ geschaffen werden. Der frühere 
Verteidigungsminister Volker Rühe (CDU) bot 


Zivilprozesse und Schmähgedichte zum 
„Schwulenreferat und zum Autonomen Frauen- 
Lesben-Projekt“ — das gab's einmal. Mit Unter- 
stützung von rot-grünen Hochschulgruppen 
gestaltet derzeit der Ring Christlich-Demokra- 
tischer Studenten (RCDS) akademische Studie- 
rendenvertretungen zu homofreien Zonen um. 
Um elf ReferentInnen des FrauenLesbenRats 
und des AusländerInnenreferats verringert, 
startete der neue rechts-grün dominierte All- 
gemeine Studierenden-Ausschuß (AStA) der 
Uni Hamburg ins Wintersemester. Im Zuge 
von „Umstrukturierungen“ wurden einen Mo- 
nat später weitere Mitarbeiterinnen entlassen 
und auch anderen teilautonomen Referaten wie 
dem AusländerInnenreferat die weitere Finan- 


Neue Impressionen organisierter Selbstverach- 
tung: Ihre Bundesversammlung hielten vom 
12. bis 14. November in Köln die Lesben und 
Schwulen in der Union (LSU) ab. Im Mittel- 
punkt standen Vorstandswahlen, denn seit dem 
Frühjahr gab es nur einen kommissarischen 
Führungszirkel. Daß die LSU die „Eingetragene 
Partnerschaft“ zum Ziel erklärte, hatten einige 
Vorständler nicht mit ihren christlichen Über- 
zeugungen vereinbaren können. Dazu fähig 
sind: Vorsitzender Martin Herdieckerhoff, sei- 
ne Stellvertreter Reinhard Thole und Lars Lüt- 
tich (der ehemalige SVD-Landessprecher NRW 
wurde zugleich Regionalsprecher West), Ar- 
nold Meiners (Nord), Alexander Poettinger 
(Süd), Schatzmeister Remon Morschett, Pres- 
sesprecher Stefan Brunn, Geschäftsführer Chri- 
stian Stiertz sowie Stefan Sauer und Manuel 


Müller. 
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der rot-grünen Bundesregierung Unterstüt- 
zung für eine entsprechende Verfassungsände- 
rung an. Der Bundeswehr-Verband unterstützte 
die Initiative. FDP-Generalsekretär Guido 
Westerwelle sprach sich ebenfalls für die ‘völli- 
ge Gleichstellung’ von Männern und Frauen in 
den Streitkräften aus.“ Der Rest des SZ-Arti- 
kels vom 28. Oktober, in dem keine einzige 
Frau zu Wort kommt, ist die übliche Bürger- 
rechtsfolklore. Die Wehrpflicht wird bleiben, 
aber Frauen dürfen sich schon mal auf eine Än- 
derung von Grundgesetzartikel 12a freuen, 
dank derer dann endlich auch sie die Schützen- 
gräben dieser Welt entdecken dürfen. 


Volker Beck 
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zierung verweigert. An der Uni Kassel zwang 
ım September eine AStA-Koalition aus Jusos 
und Burschenschaftlern das Schwulen- und das 
FrauenLesbenreferat, ihre finanzierte Arbeit 
einzustellen. Seit November stehen an der Uni 
Duisburg sämtliche autonomen Referate wie 
das FrauenLesben-, das SchwuBiLe- und das 
AusländerInnenreferat vor dem Aus, nachdem 
sich der AStA aus RCDS und Jusos auf eine 
Umwandlung in politisch überwachte Projekt- 
referate verständigt hatte. 

Von der Schließung betroffen sind solche au- 
tonomen Referate, die in der Vergangenheit de- 
zidiert links agierten. In Essen war es dem 
RCDS vor Jahren sogar kurzzeitig gelungen, 
einen eigenen Schwulenreferenten zu stellen. 


9puUaM DUY>sılRJoyy 


Unter den aktuell 103 Mitgliedern sind so- 
gar zwei Frauen; eine Satzungsänderung läßt 
gar Bisexuelle zu. „Transsexuelle und andere 
Splittergruppen“ einzubinden, so Pressespre- 
cher Brunn in einem exrogay-Interview, ginge 
jedoch zu weit. Die LSU sei „sehr werte- 
erhaltend“, weshalb die heterosexuelle Familie 
weiterhin als Keimzelle der Gesellschaft und 
Regelform gelte. 

Am 11. November hatte sich auch die Junge 
Union Nordrhein-Westfalen für ein Rechts- 
institut „Eingetragene Partnerschaft“ ausge- 
sprochen, wie deren Landesvorsitzender Ralf 
Brauksiepe der Katholischen Nachrichtenagen- 
tur (KNA) sagte. Außer der Adoption, die 
„untrennbar mit Ehe und Familie verknüpft“ 
sei, sollten nach dem Willen der JU aber auch 
steuer- und erbrechtliche Vergünstigungen für 
diese Partnerschaften tabu sein. 


Weitere Nachrichten unter hitp://www.gigi.de/ 


Herdieckerhoff 
(rechts) mit Ordolff 


(ehem. Vorstand) 
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Mer losse d’r Dom en Kölle 


American Express will do 
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Zum Punkt „Gleichstellung von Lebensweisen“ 
lesen wir im Bericht des nordrhein-westfäli- 
schen Landesvorstands der PDS vollständig: 
„Die AG Schwulen- und Lesbenpolitik hat mit 
Unterstützung des Landesverbandes auch in 
diesem Jahr für eine gute Präsenz beim Chri- 
stopher-Street-Day gesorgt.“ 

Auf welchen Hochzeiten die Partei des De- 
mokratischen Sozialismus im übrigen tanzt, 


Eine „Erklärung zur Erklärung von Bundes- 
justizministerin Prof. Dr. Herta Däubler- 
Gmelin vom 1.12.99“ in Sachen Homo-Ehe 
verbreitete LSVD-Sprecher Manfred Bruns am 
2. Dezember via hauseigenem Pressedienst. 
Der auf den ersten Blick geschickt den Ein- 
druck einer gemeinsamen Erklärung von Däubler 
und Bruns erweckende, vierseitige Text wurde 
notwendig, nachdem ein ministerieller Hilferuf 
Bruns’ vom 21. November („ich kann mich vor 
Anfragen bestürzter und verzweifelter Lesben 
nicht retten”) nur von der Wiesbadener Lust 
(Nr. 57) als „Brief von Volker [sic!} Bruns an 
die Justizministerin“ beachtet worden war. 


„Es wäre beschämend für die Kölner Ratsmehr- 
heit, wenn ausgerechnet [...} dem ersten CSD 
im neuen Jahrtausend ein Platz im Herzen der 
Stadt verweigert wird.“ 1991 hat der grüne 
Fraktionsgeschäftsführer im Kölner Rat, Volker 
Bulla, eine eigene Zeitrechnung „neuer Form“ 
eingeführt, leider ohne den Milleniumswechsel 
mathematisch korrekt zu terminieren. Ge- 
schieht kein Wunder, gibt's den /erzten CSD im 
alten Jahrtausend weder als „Jubiläums-CSD“ 
noch „im Herzen Kölns“: Ein CDU/FDP-Rats- 
beschluß von Ende Oktober sperrte den Heu- 
markt als traditionellen Aufmarschplatz. Nun 
soll ein grüner „Antrag auf Zurverfügungstel- 
lung des Roncalliplatzes“ am 6. Dezember ret- 


Endlich ist der CSD auch offiziell als Kom- 
merz-Event anerkannt. „Die Berliner Schwu- 
len-Parade zum Christopher-Street-Day gilt 
längst auch für Heteros im In- und Ausland als 
die bessere Alternative zur Love-Parade“, 
schrieb die Berliner Zeitung am 2. Dezember 
und meldete, die Berlin Tourismus Marketing 
GmbH (BTM) wolle im Jahr 2000 rund 70.000 
Mark investieren, „um Berlin für schwule und 
lesbische Touristen interessant zu machen“. 
Damit nichts schiefgeht, hat BTM einen „Gay- 
Marketing-Experten“ hinzugezogen: Michael 
Stuber, gepflegter Vorzeigemensch des elitären 
„Bundesverbandes Gay Manager“. Als „Vorrei- 
ter“ beim Gay Marketing in der Hauptstadt 


entnehmen Sie bitte laufenden Pressemitteilun- 
gen der PDS-Bundestagsabgeordneten Christi- 
na Schenk, wie der vom 13. Oktober 1999. 
„Eine völlige rechtliche Gleichstellung ist (...) 
erst dann verwirklicht, wenn lesbische und 
schwule Paare auch heiraten können. Die Nie- 
derlande ist [sic] da konsequent und will späte- 
stens 2001 die Ehe für Homos öffnen.” 


„Alle warten darauf, daß das Bundesjustiz- 
ministerium endlich klar Farbe bekennt. Das 
wirft aber nur Nebel. (...) Dazu sagen wir: So 
nicht Frau Ministerin!“, läßt ein verzweifelter 
Bruns die farblose Nebelministerin wissen. Im 
Hinblick auf das „unverantwortliche“ Zwei- 
stufenmodell zur Einführung der Homo-Ehe 
fragt er: „Was ist das für ein Gesetzgeber, der 
aus taktischen Gründen bewußt ein grundge- 
setzwidriges Gesetz verabschiedet und es den 
Bürgern und Bürgerinnen überläßt, dagegen die 
Gerichte anzurufen?“ Zumindest diese Frage 
müßte Bruns als ehemaliger Bundesanwalt 
selbst beantworten können. 


ten, was zu retten ist. 

Bullas Versuch, die feucht-fröhliche Parade 
einer konservativen Ratsmehrheit in letzter 
Minute als eine Art Hochzeitsprozession unter- 
zujubeln — „gerade im Hinblick auf die politi- 
schen Forderungen von Lesben und Schwulen 
auf rechtliche Gleichstellung ihrer Lebens- 
formen und eine Veränderung des Familien- 
begriffs“, so ließ er am 25. Oktober verbreiten, 
sei der CSD ‚in Köln am Dom [sic!} am richti- 
gen Platz“ -, muß dennoch scheitern. Nach 
dem auf der Domplatte gültigen Kirchen- 
kalender findet der Jahrtausendwechsel nicht 
am ersten Juli-Wochenende, sondern zum 
l. Advent, am 26. November 2000, statt. 


sicht die Berliner Zeitung übrigens das Forum 
Hotel, das 1993 auch der Scientology-Sekte 
Quartier bot. 

Am selben Tag teilte Wilhelm Eisenbach 
dem CSD-Forum stolz mit, daß der Berliner 
CSD e.V., dem er als Geschäftsführer dient, 
neuerdings über einen Sitz in der Marketing- 
Arbeitsgruppe der BTM GmbH verfügt. Ziel 
ist es unter anderem, die Woche zwischen dem 
von der Agentur Mann-O-Meter e.V. organı- 
sierten „Lesbisch-Schwulen Stadtfest“ und der 
Ku-Damm-Parade 2000 auf der kommenden 
Internationalen Tourismus Börse (ITB) unterm 
Funkturm als „Pride Week“ zu präsentieren. 


itteilungen des whk 


wissenschaftlich-humanitäres komitee 
whk - bundesweite Assoziation, Mehringdam 61, 10961 Berlin, kontakt@whk.org, http://www.whk.org/ 


Mit der Vergangenheit 
in die Zukunft 


Den folgenden Text, hier gekürzt und leicht verändert, verfafste der Ich zitiere Felix Rexhausen, den großen Satiriker, dessen Lavendel- 
Ansprechpartner des whk in Bayern, Wolfram Setz, für das Seminar _schwert als dokumentarischer Bericht über eine gescheiterte Revolu- 
„Schwulsein 2000“ im Tagungshaus Waldschlöfschen, bei dem im tion von Homosexucllen in der bundesdeutschen Gesellschaft der 
Rück- und Vorausblick eine Standortbestimmung der Schwulen- 60er Jahre gerade neu erschienen ist. Rexhausen zu Homoche und 
bewegung versucht wurde. Homoscheidung anno 1991 in Du & Ich: “Was da angeblich 
Vergangenheit heifst im Jahre 2000 auch: Karl Heinrich Ulrichs. schwul geträumt wird, das sind nette und bewegende und erregen- 
Am 28. August 2000 jährt sich sein Geburtstag zum 175. Mal. de Vorstellungen für Grofßmütter, Mütter, Tanten, befriedigende 
Die Zahl 175 ist in diesem Fall von besonderer Symbolik, stand Vorstellungen über wohlriechend wertvolle homosexuelle Men- 
doch seit Ulrichs für über ein Jahrhundert die Geschichte der schen.” 
Homosexuellen in Deutschland unter dem Unstern des Paragraphen Heute würde er dafür wohl kaum noch einen Druckort finden. 
175, den Ulrichs nicht verhindern konnte. Ein platter Begriff hat die damals erst aufkeimende Diskussion über 
Volkmar Sigusch, Direktor des Instituts für Sexualforschung in schwule Lebensformen erstickt. Erst jetzt, wo nicht aus Über- 
Frankfurt am Main, hat Ulrichs in einem Aufsatz gewürdigt, der zeugung, sondern aus Koalitionstaktik der Begriff Homoche wieder 
nächstes Jahr in erweiterter Form als Buch erscheinen wird: “Viel aufgegeben ist, regt sich das zarte Pflänzchen Protest. ‘Pacs’ 
von dem, was eine ‘Bewegung’ ausmacht, nahm Ulrichs als Einzel- nobiscum möchte man da wünschen. Die Franzosen haben es ge- 
kämpfer voraus: öffentliche Widerreden, Demonstrationen und An- schafft, ein neues Rechtsinstitut neben der Ehe zu schaffen - und 
klagen; Streitschriften und zwar für alle. 
ei Eingaben an die Gesetzgeber 
nn ' und ihre Kommissionen; Ver- 2. Nur keine Schmuddelthemen 
k netzung der Genossen’; Einrich- 
ten eines Archivs des Pro und Die Stadt Frankfurt hat im Mai 1997 das Treffen der "AG Pädo” 
Kontra und damit der verboten, die lose mit dem Bundesverband Homosexualität (BVH) 
Individual-, Sozial- und Krimi- verbunden war, der im Herbst 1996 seine Selbstauflösung eingelei- 
nalgeschichte bis dahin Ge- tet hatte. Die Verbotsverfügung war mit einer unglaublichen Be- 
schichtsloser; Auflisten berühm- gründung verschen: “Die Anschauungen sind ... mit den herrschen- 
ter Männer der Vergangenheit, den ethischen Anschauungen nicht vereinbar. Da zu befürchten ist, 
die Männer geliebt haben sol- dafs aufgrund der in der Einladung genannten Tagesordnung auch 
len; Androhen, namhafte bei der Veranstaltung am 10. und 11. 5. 1997 eleiche oder ähnliche 
Urninge der Gegenwart als Meinungen vertreten werden, ist eine Gefahr für die öffentliche 
solche zu entlarven, heute Ordnung vorprogrammiert. Derartige Anschauungen sind inakzepta- 
Outing genannt; Umwerben bel und müssen daher zu einem Verbot der Veranstaltung führen.” 
und Auflisten der sich für eine Entpönalisierung aussprechenden Tagesordnung und Meinungen gefährden die öffentliche Ordnung 
Nichturninge; Konzeption eines "Urningsbundes”; Einrichten einer - ein merkwürdiger demokratischer Dreiklang. Da die Stadt Frank- 
Unterstützungskasse für in Not geratene Gleichgesinnte; Gründung furt auf Protestbriefe nicht reagierte, kam es zu einem Verfahren 
der ersten Zeitschrift für sie; und nicht zuletzt das, was erst einhun- vor dem Verwaltungsgericht, in dem die Stadt Frankfurt am Main 
dert Jahre später kollektiv möglich wurde: öffentliches Sich- ihre Haltung zumindest auf dem Papier revidiert hat. Über-den 
bekennen, heute Coming out genannt - alles, wohlgemerkt, nicht im Vorgang wurde ein Bundestagsabgeordneter der Grünen, der als 
20. Jahrhundert, sondern bereits vor 130 Jahren. Zu Recht sagte rechtspolitischer Sprecher seiner Fraktion fungiert, nicht nur auf 
deshalb Ulrichs; ‘Der Stein ist im Rollen’.” dem Laufenden gehalten, sondern auch um eine Stellungnahme 
Der Stein rollt nicht mehr. Von Bewegung keine Spur. Schwulen- gebeten. Vergebens. Seine (mündliche) Antwort auf die Frage, ee 
politiker vergessen die Vielfalt schwuler Lebensformen und verkaufen um er nie geantwortet habe: Er beantworte eben nicht alle Briefe. 
ihre Vorstellungen als unumstößliche Wahrheiten. Die Streitkultur ist 
zum Erliegen gekommen, nur zaghaft werden wieder Stimmen laut, 3, Wer kritisierst, wird verklagt 
die in bewußter Dissonanz den großen Chor der Einmütigen heraus- 
fordern. Die schwule Presse schielt auf Auflagen und Anzeigen der Jens Riewa: ein Tagesschausprecher sah sich durch einen Nebensatz 
Markenartikler und tut so, als würde das schwule “Wir” ja sowieso in einem Lexikon über bekannte [Lesben und Schwule so sehr in 
einmütig stets dasselbe (haben) wollen. seiner Ehre gekränkt, dafs er 50.000 aa 


Schadensersatz verlangte. Der Vorgang schrie 
1. Schwul in der Lindenstrafse danach, zu einer publizistisch-politischen Causa 
gemacht zu werden. Man stelle sich vor: das 
In der Lindenstraße wurde schwul geheiratet. Zur Hochzeit gchören Bundesverfassungsgericht, das 1957 die NS-Fas- 
Reden. Und wer wurde als Kronzeuge angerufen? Ausgerechnet Karl sung des $ 175 absegnete, hätte 1m Jahre 2002 
Heinrich Ulrichs. Gut, daß sein Grab eine große Steinplatte deckt. entscheiden müssen, wie ehrenrührig eine 


Vermutung, Herr X. könne schwul sein, ist. Doch nein: Der ange- 
griffene Verlag ging sofort in die Knie, zahlte brav die im Vergleich 
geforderte Summe. Und viele waren stolz, ihr Scherflein zu dieser 
Kapitulation beigetragen zu haben. 

Das Beispiel machte und macht Schule: Eine große deutsche 
Schwulenzeitung, die monatlich kreuz und queer verteilt wird, fühlte 
sich durch ein Flugblatt, in dem sie als “Zentralorgan der ‘neuen 
schwulen Mitte’” attackiert wurde, beleidigt und forderte per An- 
walt und vor Gericht Widerruf und Unterlassung und Geld. Auf die 
Idee, das eigene Medium einzusetzen, um zu den Vorwürfen Stel- 
lung zu nehmen, kam dort niemand. Doch zum Glück gibt es noch 
Richter in Köln, die sich erinnern, daß irgendwo im Grundgesetz 
etwas von Rede- und Meinungsfreiheit steht. 

Wohin soll das alles führen? In ein besseres Jahrtausend? 

Da tut es gut, sich an Karl Heinrich Ulrichs zu erinnern. Als 
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(damals sogar anonym) eine Schmähschrift gegen ihn erschien, in 
der er u.a. aufgefordert wurde: “Herr Ulrichs! Verschwinden Sie! 
Kaufen Sie sich gefälligst mit Ihren 25.000 Urningen am Nordpol 
an, aber verschonen Sie gütigst unsere deutsche Erde mit Ihrer 
Gegenwart!”, da informierte er seine Leser über diese “Pest 
athmende Schrift”. Und in München, im August 1867, stieg er “mit 
hoch klopfendem Busen die Stufen der Rednertribüne hinan”, um 
“vor mehr als 500 deutschen Juristen, darunter deutsche Abgeordne- 
te und ein bayrischer Prinz” "gegen tausendjähriges Unrecht” “offen 
und frei Protest” zu erheben. 

Getragen hat ihn eine Grundüberzeugung, die uns gut ins neue 
Jahrtausend geleiten könnte: “Unsre Stellung (ist) überall auf Seite 
der vergewaltigten oder geschmähten: mögen sie heifsen Pole, Han- 
noverancr, Jude, Katholik ...” Die Beispiele dürfen ausgetauscht 
werden. 


Alibi für schwulen Rassismus 


Im Kiezzentrum in der Berliner Oranienstrafße 34 sitzt der Türkische 
Elternverein. Gemeinsam mit der Gewerkschaft Erziehung und Wis- 
senschaft Berlin hatte er 1991 den Mete-EkSi-Fonds gegründet, der 
wiederum alljährlich einen gleichnamigen Preis vergibt - für besonde- 
re Verdienste um die Verständigung von Kindern und Jugendlichen 
verschiedener Herkunft. 

Seinen Namen verdankt der am 20. November verliehene Preis 
cinem 19jährigen Kreuzberger, der am 13. November 1991 in eine 
Auseinandersetzung mit Weddinger Jugendlichen geraten war. Daß 
gerade ihn der Baseballschläger tödlich am Kopf traf, war insofern 
tragisch, als Mete Eksi zuvor friedliche Begegnungen zwischen Berli- 
ner Jugendlichen unterschiedlichen kulturellen Hintergrunds organi- 
siert hatte. 

In diesem Jahr wurde 
der Mete-Eksi-Preis zwei 
Projekten zuerkannt: Der 
Jugenddisco “Heizung” in 
der Baptistenkirche 


ländischer (!) Jugendlicher unter den Tätern” verwiesen hatte. Dar- 
auf machte das whk in einem Offenen Brief an den Mete-Eksi- 
Fonds aufmerksam. Mann-O-Meters senatsfinanzierte “Anti-Gewalt- 
Arbeit” (1997: 120.000 Mark), sei “geradezu prototypisch dafür, 
wie grundlegende gesellschaftliche Konflikte von weifsen 
Mittelstandsdeutschen ethnisiert werden: Nicht mehr die individuel- 
le Tat wird sanktioniert, sondern der soziale und ethnische Hinter- 
grund des Täters”. Die Forderung “Bleiberecht für alle!” als Motto 
des Berliner Christopher Street Days scheiterte 1999 übrigens auch 
an Mann-O-Meter. 

Zur Fürsprecherin Mann-O-Meters machte sich am 24. 11. die 
in Berlin erscheinende tageszeitung. "Der Rassismus-Vorwurf zielt 
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Mete-Eksi-Preis IM Der Rassismus- Vorwurf zielt ins Leere 


die türkische und arabische Ge- 


Wedding sowie völlig über- 
raschend dem Schöneberger 
schwulen Infoladen Mann- 
O-Meter e.V. für seine Änti- 
Gewalt-Arbeit. 

Doch erstmals war die 
Auswahl der Jury - beste- 
hend aus Berlins Ausländer- 
beauftragter Barbara John 
(CDU) und den Journali- 
sten Halil Can und Eber- 


Ist es rassistisch, wenn das 
Schwule Überfalltelefon bei an- 
tischwulen Gewalttaten die ethni- 
sche Herkunft der Täter themati- 
siert? Ja, meint das „wissenschaft- 
lich-humanitäre komitee“ (whk), 
und deshalb sei die Verleihung des 
Mete-Eksi-Preises an das Projekt 
verwerflich. 

Diese Vorwürfe sind von einem 
gut gemeinten, aber unreflektier- 
ten Antirassismus durchtränkt. 
Der erhebliche Anteil nicht deut- 
scher Täter bei antischwulen Ge- 
walttaten ist nun mal eine Tatsache 
— auch wenn das nicht ins Weltbild 
selbst ernannter Ausländerfreunde 


passt. Fakten dürfen nicht ver- 
schwiegen werden. Denn sie ver- 
weisen auf ein gesellschaftliches 
Problem. Es einfach auszublen- 
den, führt nicht weiter. 

Übergriffe türkischer oder ara- 
bischer Jugendlicher auf Schwule 
erfolgen aus komplexen Motiven: 
Die Gewalttat dient der Bestäti- 
gung der eigenen Männlichkeit, 
erst recht dann, wenn damit die ei- 
gene latente Homosexualität ver- 
drängt wird. In der Herkunftskul- 
tur gelten Männer, die sich von 
Männern ficken lassen, als weib- 
lich und verachtenswert. Mit dem 
Angriff auf schwule Männer „rä- 


chen“ sich die Jugendlichen zu- 
dem an einem schwachen Mitglied 
der Dominanzkultur. Eigene krän- 
kende Diskriminierungserfahrun- 
gen werden an einer anderen dis- 
kriminierten Gruppe ausgelassen. 

Der einzig erfolgversprechende 
Weg der Gewaltprävention ist der 
Dialog mit den potenziellen ju- 
gendlichen Tätern. Ziel der — völ- 
lig zu Recht erfolgten — Preisver- 
leihung war, die öffentliche Auf- 
merksamkeit auf das Thema zu 
lenken. Denn bekannt ist die Pro- 
blematik schon seit Jahren, doch 
bei der Lösung hat die schwule 
Szene bislang ebenso versagt wie 


meinde. Sie wichen der Debatte 
über das Tabuthema Homosexua- 
lität bislang aus. Die schwule Sze- 
ne ihrerseits zieht sich auf ihre Op- 
ferrolle zurück und pflegt Ressen- 

timents gegen die Tätergruppe. 
Beide Seiten werden über den 
eigenen Schatten springen müs- 
sen. Vielleicht hilft dabei die Er- 
kenntnis der afroamerikanischen 
lesbischen Schriftstellerin Audre 
Lorde. Sie schrieb: „Ich kann mir 
nicht den Luxus leisten, nur eine 
Form der Unterdrückung zu be- 
kämpfen.“ Dorothee Winden 
Bericht Seite 23 


hard Seidel-Pielen - umstrit- 
ten: Drei Tage vor der 
Zeremonie erging eine Protestnote des whk gegen einen der Preisträ- 
ger. Denn mal sind es “junge Männer, mutmaßslich italienischer, 
vielleicht aber auch rumänischer oder albanischer Abstammung” mit 
“markanten Bartkonturen, die spitz ins Gesicht hinein verliefen”, ein 
andermal “Männer um die 20, mit der Mundart der in Berlin leben- 


den Türken”, dann wieder solche “mutmaßlich türkischer Herkunft”. 


Passend zu diesen Zitaten aus Berichten des Schwulen Überfall- 
telefons von Mann-O-Meter e.V. lesen sich dessen Erfolgsmeldungen: 
“Mal wieder gingen der Polizei Täter ins Netz. Zwei Griechen, die 
auch fließend türkisch sprechen ...” 

Angesichts solcher auch statistisch aufbereiteter Reports hatte 
sich bereits 1997 der abschiebewütige Ex-Innensenator und CDU- 
Rechtsaufßen Jörg Schönbohm bei einem Besuch “beeindruckt von 
der professionellen Arbeit des Anti-Gewalt-Projekts” gezeigt, dessen 
Leiter Bastian Finke überdies “auf den signifikant hohen Anteil aus- 


Kein Klischee ausgelassen: taz vom 24. 11. 1999, S. 19 


ins Leere”, verharmloste Redakteurin Dorothee Winden (Mitglied 
des Bundesverbandes lesbischer und schwuler JournalistInnen - 
BLS]J) auf Seite I des Berlin-Teils und denunzierte die Absender des 
Offenen Bricfes als “selbst ernannte Ausländerfreunde”; diese seien 
“von einem gut gemeinten, aber unreflektierten Antirassismus 
durchtränkt”. Auf die Idee, daß “reflektierter Antirassismus” keiner 
ist, kam Winden nicht; statt dessen schrieb sie sich in die Nähe des 
Bayernkuriers: "Fakten dürfen nicht verschwiegen werden.” 
Schlichter hätte es nicht einmal der die Preisverleihung grüfsen- 
de Ausländer-raus-Kanzler fassen können. Der zentrale Fakt, der von 
Mann-O-Meter propagiert wird, lautet jedoch im Klartext: Gewalt 
geht maßgeblich von Türken und anderen “Ausländern” aus. Eben 
dieser unreflektierte Rassismus ist es, der die Stimmung macht, die 
letztlich Baseballschläger beflügelt. Finanziert vom Senat, legitimiert 
von der tageszeitung und dekoriert mit dem Namen Mete Eksi. 
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Frau Ministerin läßt nicht bitten 


Am 7. September 1999 hatte whk-Bundessprecherin Dirk Ruder in einem Brief an die Bundesministerin der Justiz, Herta Däubler-Gmelin 
(SPD), darum gebeten, auch das whk zu einem Fachgespräch der Ministerin am 27. September zu Fragen der “Eingetragenen Partnerschaft” 
einzuladen. Ruder verwies darauf, daß bei den vorhergehenden Gesprächen nur VertreterInnen des bürgerlich-konservativen Flügels der Les- 
ben- und Schwulenszene anwesend waren, es aber keine Gruppierung gebe, die für alle Homosexuellen repräsentativ sei und für diese spre- 
chen könne - auch das whk nicht. | 

Mit Schreiben vom 24. September, das dem whk aufgrund falscher Adressierung aber erst am 30. Oktober (!) zuging, antwortete die 
Ministerin, sie habe “das Gespräch mit Vertretern von Organisationen der Betroffenen gesucht, um ein umfassendes Meinungsbild über deren 
Wünsche und Bedürfnisse zu erhalten”. Zu Jahresbeginn habe “bereits ein erstes Gespräch stattgefunden”, wobei sie “auf eine ausgewogene 
Zusammensetzung des Teilnehmerkreises geachtet” habe, so die Ministerin, die damit den Hinweis von “Betroffenen”, der Teilnehmerkreis 
sei eben nicht ausgewogen und das zu erwartende Meinungsbild somit nicht umfassend, kalt- 
schnäuzig überging. “Ich bitte um Ihr Verständnis, daß es allein schon aus organisatorischen 
Gründen nicht möglich ist, den Kreis der Teilnehmer zu erweitern”, schrieb die Ministerin, 
ohne anzugeben, ob die Konferenzräume im Haus Jerusalemer Straße 24-28, 10117 Berlin, für 
mehr als 20 Personen zu klein sind. 

Der Status potentieller Teilnehmer/innen aus dem emanzipatorischen Spektrum läfst sich 
daran ermessen, daf$ Frau Ministerin das whk ersatzweise “zu einem Gespräch mit Frau Ministe- 
rialrätin Adlerstein” einlud, die “das Gesetzesvorhaben zur Schaffung des Rechtsinstituts der 
eingetragenen Lebenspartnerschaft vorbereitet”. Den entsprechenden Termin möge das whk 
telefonisch vereinbaren. Dies erwies sich als unmöglich. Trotz mehrfacher Anrufe, Nachfragen 
und Zusicherungen des Vorzimmers, “Ihre Angelegenheit” liege zuoberst auf Frau Ministerialrä- 
tin Adlersteins Schreibtisch und sie würde alsbald zwecks Terminierung zurückrufen, hatte sich 
bis Redaktionsschlufs dieser Mitteilungen (6. 12. 1999) nichts getan. 


Ausgetreten 
20. Januar 2000, 8 bis 12 Uhr, Vorplatz 


Mit dem Teufel wäre es wohl zugegangen, hätte der Putsch braun-roter KölnerDom 
Hochschulgruppen im AStA der Duisburger Uni die diesjährige Antiklerikale Wo- 
che in letzter Minute verhindert. Das veranstaltende Schwulen-, Bisexuellen- und 
Lesbenreferat (SchwuBiLe) jedoch hatte vorgesorgt und zudem Duisburger 


Pazifistische Fummelparade 


Wie in jedem Jahr betet Kardinal Meisner erst fleißig für 


Freidenkerverband, JungdemokratInnen/Junge Linke und das whk Rheinland zur den weihnachtlichen Frieden und anschließend fürden 
Zusammenarbeit eingeladen. Trotz Boykott der lokalen Medien zogen die fünf Kriegin der Welt. “Einen Gottlobenden Soldaten kann 
Veranstaltungen in der ersten Novemberwoche gut 250 Leute an. Höhepunkt war man guten Gewissens VerantwortungüberLeben und 
die Lesung mit dem Kirchenkritiker Karlheinz Deschner, der aus seinem vor der Tod andererübertragen, weil sie bei ihm gleichsam von 
Veröffentlichung stehenden Band “Memento!” den “Kleinen Denkzettel zum ‘Gro- der Heiligkeit Gottes mit abgesichert sind. Wem käme 


fen Bufsakt' des Papstes im heiligen Jahr 2000” vortrug. Hintergründiges bot die 
sehenswerte, vom Humanistischen Verband Berlin produzierte Videodokumentation 


a a noch als Mör iskrimini in.i 
“Die haßerfüllten Augen des Herrn Deschner” von Ricarda Hinz (Uni Essen): ent- Händen En diskriminieren. Nein, RGERNIRD 
larvende Statements hoher und höchster Klerusvertreter zum Kirchen-“Fall anden ist.die Waffe vor Mißbrauch sicher”, ließ der 


Deschner”. Gunnar Schedel von der antiklerikalen Zeitschrift MIZ (Aschaffenburg) Kölner Kirchenboß bei seinem traditionellen Soldaten- 


esin den Sinn, Soldaten, die auch Betersind, dann 


referierte über Christlichen Fundamentalismus und Rechtsextremismus, der Autor gottesdienstim Januar 1996 wissen. 

und Wissenschaftler M.S. Salomon (Trier) las aus seinem verbotenen “Maria-Syn- Da kaum anzunehmen ist, daß ein strafender Herrgott 
drom”. Beim abschließenden Kirchenaustrittsfrühstück wagte Martin Budich, freibe- den Kardinal rechtzeitigvor dem nächsten Soldaten- 
ruflicher Gotteslästerer, einen Höllenritt durch den staatlich-kirchlichen Privilegien- Termin in höhere Sphären entläßt, ruftdas whk 
dschungel. Rheinland Conträr-sexuelle und Que(e)rulanten aller 


(Kirchen-)Kritische whk-Materialien wie das Poster und Aufkleber zur Aktion 
Neinwort stießen auf reges Interesse. Insgesamt wurde die Beteiligung des whk- 
Rheinland mit Genugtuung und Neugier aufgenommen. Eine Konsequenz aus der 2 L 
Veranstaltungswoche wird die whk-Teilnahme an der Demonstration gegen Kardinal schaft” organisierten Demonstration gegen den 
Meisners Soldatengottesdienst am 20. Januar in Köln sein (siehe unten). Ein Motto Militärgottesdienst auf. Angemessenes Outfit (Fummel, 
für die geplante Aktion hat Karlheinz Deschner dem whk mit auf den Weg gege- Drag/Kings) erwünscht. 
ben: “Je größer der Dachschaden, desto schöner der Aufblick ins Himmelreich!” 


Couleurzur Teilnahme an der vom “Aktionsbündnis 
gegen Aufrüstung und die Militarisierung der Gesell- 


Treffpunkt: whk-Fahne, Domvorplatz. Kontakt: Dirk Ruder 
(02841) 50 86 83 
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wissenschaftlich-humanitäres komitee 
whk - bundesweite Assoziation, Mehringdam 61, 10961 Berlin, kontakt@whk.org, www.whk.org, Tel. 0180/ 444 49 45 


Die Mitteilungen des whk erscheinen zweimonatlich. Ein Teil der Auflage wird als Beilage in: „Gigi -Zeitschrift für sexuelle Emanzipation“ ver- 
trieben. Herausgeber: wissenschaftlich-humanitäres komitee, Verantwortlich: Jürgen A. Nehm, Layout: Stefan Strigler & Timo Reinfrank 


IV 


Verfolgende Unschuld 


Zunehmend spannend wird es, sich im whk bzw. in der von seinem Förderver- 
cin herausgegeben Gigi als Autor zu engagieren. Wo der politischen Argu- 
mentation nicht beizukommen ist, versucht man's halt juristisch: 

Im Frühjahr versuchten die Herausgeber der Kölner Queer-Zeitung, dem 
Journalisten Eike Stedefeldt per Gerichtsbeschluß einen Maulkorb anzulegen. 
Sie wollten damit die in den Positionen des whk (2/99) gemachte Aussage, 
in ihrem Blatt sei der Massenmord an den europäischen Juden verharmlost 
worden, bestrafen lassen. Auf dringendes Anraten der Vorsitzenden Richterin 
am Kölner Landgericht mufsten sie ihre Klage jedoch am 19. Mai zurückzic- 
hen und sämtliche Kosten für Gericht und Anwälte tragen. 

Die nächste anwaltliche Klagedrohung (unter Beifügung einer Unterlas- 
sungserklärung und Kostenrechnung über 786,36 DM) ging whk-Bundes- 
sprecherin Jürgen Nehm am 1. November zu. Auslöser war eine von Georg 
Klauda abgegebene Presseerklärung des whk, in der u.a. angemerkt wurde, 
der Berliner CSD-Sprecher Jürgen Bieniek habe mit antisemitischen 
Argumentationsmustern für Furore gesorgt (s.a. Mitteilungen des whk 4/99, 
S. 3). Besagte Presseerklärung bezog sich auf eine detaillierte Analyse von 
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Adressen 

whk-Regionalgruppen: 

Berlin: Mehringdamm 61, 10961 Berlin, 0180/4444945 

Rheinland: c/o Dirk Ruder, Peter-Zimmer-Str. 99, 47443 Moers, 

Ruhrgebiet: c/o Astrid Keller, Limbecker Str. 76, 44388 
Dortmund, 0231 /63 33 74 

Unterstützergruppe: 

Schwule Welle bei Radio Dreyeckland, Adlerstr. 12, 79098 

' Freiburg, 0761/310 28, Fax: 0761/31868, 

| schwulewelle@Freiburg.gay-web.de 

' Ansprechpartnerinnen des whk: 

Hessen: Herbert Rusche, Eckenheimer Landstr. 60a, 60318 
Ffm., 0130/80 03 45 

Schleswig-Hollstein: Stefan Godau, Metzstraße 27, 24116 Kiel, 
0431/6098 65 

Bayern: Wolfram Setz, Kirchenstr. 79, 81675 München, 089/ 
4701531 

Baden-Württemberg: Uli Geusen, Bruggastr. 7, 79199 
Kirchzarten, 0761/655 58 


Bienieks Gay Express-Artikel. Der Text von Udo Badelt und Eike Stedefeldt war in Gigi 3/99 erschienen, überarbeitete Fassungen oder 
Auszüge auch in so renommierten Titeln wie Lambda-Nachrichten (Wien), Konkret (Hamburg), Bahamas (Berlin) und Lotta (einer antifa- 


schistischen Zeitung aus Dortmund). 


Am gleichen Tag erreichte eine weitere Klagedrohung Bienicks nach demselben Schema (Unterlassungserklärung, Kostenrechnung über 
82,36 DM) die Redaktion Gigi und deren presserechtlich Verantwortlichen. Auslöser diesmal: Das Foto Bienicks in 0.g. Artikel sei nicht 
autorisiert veröffentlicht worden (Autorisiert mufßste es laut Presserecht nicht werden, denn Bienick ist nach eigenen Angaben “eine Person, 
die in der Öffentlichkeit steht und agiert”, und das Foto wurde nicht gegen seinen Willen aufgenommen). 

Am 2. Dezember 1999 lief der abwesende Bienick in einer auf dem CSD-Forum verlesenen und verteilten Erklärung dann verlauten: 
“Bislang haben es das WHK - insbesondere Eike Stedefeldt und Jürgen Nehm - abgelehnt, weiterhin ihre antisemitischen Unterstellungen 
gegen meine Person öffentlich zu verbreiten.” Natürlich haben weder das whk noch besagte Herren jemals “antisemitische Unterstellungen” 
verbreitet; insofern darf man gespannt sein auf das Ergebnis von Bienicks neuster Aktion: “Am 17. November 1999 habe ich zunächst wegen 
Beleidigung, Verleumdung und übler Nachrede Strafanzeige erstattet gegen Herrn Eike Stedefeldt, Jürgen Nehm, Udo Badelt und Georg 


Klauda. Weitere juristische Schritte sind in Vorbereitung.” 


on Be Mitglied im 


Förderverein 


des whk e.V. werden! 


| „Das whk versteht sich als politische Verbindung und verzichtet auf eine Vereinsstruktur im Sinne des BGB oder anderer staatlichen 
Regularien. Zu seiner finanziellen Absicherung wurde ein eingetragener Verein gegründet. Dieser unterstützt ausschließlich das 

‚ whk, hat aber keinen Einfluß auf die Beschlußlage sowie Personalentscheidungen des whk. Selbes gilt hinsichtlich der bundeswei- 
ten Zeitschrift. Der Förderverein kennt nur passive Mitgliedschaft. Mitglied des Fördervereins kann jede Person werden, die einen 
Jahresbeitrag von 200,00 DM leistet. Weiteres regelt die Satzung des Fördervereins des whk.” (Aus den Grundsätzen des whk) 


| [_] Ja, nehmt mich aufl Als Mitglied im Fördervereins des whk e.V. 


Vorname/Name Anschrift 


| [] Ja, nehmt mich richtig aus| Und bucht mit dieser Einzugsermächtigung ab dem 
Monate, jährlich, einmalig (nicht zutreffendes bitte unbedingt streichen!) einen Betrag in Höhe von 


beitrag mindestens 200,00DM) von folgendem Konto ab 


Konto Nummer Geldinstitut BLZ 
| 


| 
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Unterschrift 


im Ja, gebt’s mir! Eurer Programm und eure Satzung. Beides erkenne ich (da ich es kenne I) mit der oben geleisteten 
\ Unterschrift zwar an, möchte es aber trotzdem noch einmal zugesandt bekommen. 


AR monatlich, alle drei 
(Jahres- 


I IPIRRRPRRPPeTT EEE EEE 
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a 5 ARTE RE 12 Bern MOD 
................. 


Unterschrift 


| N] Ja, ich brauche esl Zu allen Terminen des whk - Bundesweite Assoziation eingeladen zu werden. 
| Aus diesem Grunde schreibt mir, ruft mich an oder schickt mir eine e-mail (nicht zutreffendes bitte streichen!) 


Die lila Gefahr 


Die Lichter erlöschen: Schreie, Unruhe. 
Einige Momente später geht das Licht in 
dem Schulsaal, in dem sich der zweite 
Jahreskongreß zur Vereinigung der Frau- 
en zusammengefunden hat, ebenso plötz- 
lich wieder an. An den Wänden prangen 
Poster mit Parolen wie „Die Frauenbewe- 
gung ist eine lesbische Verschwörung“. 
Siebzehn Frauen, die um das verblüffte 
Publikum herum stehen, tragen T-Shirts 
mit der Aufschrift „LAVENDER 
MENACE‘“, ein Zitat, das auf die Mitbe- 


In Teil 4 von „Somewhere Over the Rainbow“ 
beschreibt GEoRG Kıaupa die Entstehung und 
Entwicklung des lesbischen Feminismus. 


gründerin der National Organtzation for 
Women (NOW) und Autorin von „The 
Feminine Mystique“ zurückgeht: Betty 
Friedan warnte davor, dal} die „lila Ge- 
fahr“ das Bild der Frauenbewegung trü- 
ben und „normale Frauen” verschrecken 
könnte. Die lesbische Aktivistin Rita Mae 
Brown und zwei ihrer Kolleginnen bei 
NOW fromulierten es treffend: „Les- 
bianismus ist das eine Wort, das im Vor- 
stand der New Yorker N.O.W. eine kol- 
lektive Herzattacke auslöst.” Auf dem 
Kongreß am 1. Mai 1970 wird von den 
Organisatorinnen des Happenings, die es 
offenbar darauf angelegt haben, den Satz 
von Brown in die Realität umzusetzen, 
das Manifest der „Frauenidentifizierten 
Frau“ verteilt. In ihm ist der berühmte 
Satz zu lesen: „Was ist eine Lesbe? Eine 
Lesbe ist die Wut aller Frauen, verdichtet 
bis zum Punkt der Explosion.“ Und wei- 
ter heißt es: „Lesbisch ist das Wort, das 
Etikett, der Zustand, der Frauen auf Linie 
hält. ... Lesbisch ist ein Label, das vom 
Mann erfunden wurde, um es auf jede 
Frau zu werfen, die es wagt, seinesglei- 
chen zu sein, seine Vorrechte in Frage zu 
stellen ... das Primat ihrer eigenen Be- 
dürfnisse zu behaupten. Es ist das Primat 
von Frauen, die sich auf Frauen beziehen 
. die Basis für die Kulturrevolution.“ 


GLEEıNRSFS 


Goodbye to Gay Liberation 


Die lesbischen Frauen, die das Abschluß- 
plenum mit einer Reihe von Resolutionen 
konfrontierten, gaben sich im Anschluß 
an den Kongreß und in Absetzung von 
der Gay Liberation Front, aus der sie zum 
größten Teil hervorgingen, den Namen 
„Radicalesbians“. Zum Probierstein des 


neuen lesbischen Feminismus wurde 

ein Artikel im Time Magazine, in 

dem das Bekenntnis der radikalen 
Feministin Kate Millett, sie sei bi- 
sexuell, angeführt wurde, um sie als 
Sprecherin der Frauenbewegung 
unmöglich zu machen. Der Denun- 
ziationsversuch von Time wurde 

zum Ausgangspunkt einer Reihe 

von internen Kämpfen, in denen die 
New Yorker NOW ihre gewählten 
Positionen von Lesben säuberte. 
Dennoch fand der lesbische Femi- 
nismus schnell Anhängerinnen, 

so daß sich bald auch Heteras als 
„politische Lesben“ definierten. Wäh- 
renddessen setzten sich die bei der Gay 
Liberation Front verbliebenen Frauen vom 
Konzept des lesbischen Feminismus ab: 


„Unser stärkster gemeinsamer Nenner 
und unsere größte Unterdrückung liegen 
ım gesellschaftlichen Unrecht gegen uns 
als Homosexuelle. Wir werden als Frauen 
diskriminiert, aber Lesben, die offen le- 
ben, werden von ihren Jobs gefeuert, von 
den Schulen ausgeschlossen, aus ihren EI- 
ternhäusern verbannt und sogar geschla- 
gen. Lesben, die sich verstecken und offe- 
ner Feindseligkeit entgehen, erleiden die 
gleiche Unterdrückung durch den seeli- 
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schen Schaden, der durch ihre Furcht und ihr 
Schuldgefühl verursacht wird. Mit diesem 
Verständnis konzentrieren wir uns auf Les- 
bisch-Schwule Befreiung, indem wir les- 
bisch-schwulen Fragen und lesbisch-schwu- 
len Problemen Priorität einräumen. Wir sind 
Teil der Revolution aller unterdrückten Men- 
schen, aber wir können es nicht zulassen, daß 
die lesbische Sache ein bloßer Nebengedanke 


“ 


IST. 


Doch die Unsichtbarkeit von Lesben in 
der GLF - gerade bei Tanzveranstaltun- 


gen kamen sich Frauen wie verloren in ei- 
nem Meer von Männern vor —, am Ende 
der Vorwurf des Sexismus, der Ignoranz 
gegenüber den Problemen von Frauen 
führten schließlich zum Auszug der 
Frauen. Nicht nur in der GLE, sondern 

in allen homosexuellen Organisationen. 
Del Martin, eine der Gründerinnen der 
Dangbhters of Bilitis (DOB), schockierte 
die homosexuelle „Gemeinschaft“ an der 
Westküste mit einem Artikel in der auf- 
lagenstärksten Homosexuellenzeitschrift 
The Advocate, in dem sie das Erlebnis der 
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Der zweite Congress to Unite Women am 1]. Mai 1970, rechts: Rita Mae Brown 


Trennung von den Männern beschrieb: 
„Nach 15 Jahren Arbeit für die homophi- 
le Bewegung — 15 Jahre der Vermittlung, 
Beratung, Beschwichtigung, der Arbeit 
für Koalition und Einheit — sehe ich mich 
einer sehr realen Identitätskrise gegen- 
über. Wie NACHO wurde ich zerrissen. 
Ich fühle mich beraubt. Denn ich wurde 
während dieser Woche des Kampfes zwi- 
schen den Männern und den Frauen, den 
Konservativen und den Gay Liberationists, 
zur Einsicht gezwungen, daß ich keine 
Brüder in der homophilen Bewegung 
habe.“ Del Martin fuhr fort, indem sie die 
Organisationen aufzählte, durch die der 
Riß verlief: 


„Ein Adieu, nicht nur an SIR, sondern an 
all jene Homophilenorganisationen über- 
all im Land mit einer Politik der offenen 
Tür gegenüber Frauen. Es ist nur Schau- 
fensterdekoration für die Öffentlichkeit 
und in den kleinen Vorstädten für den 
gegenseitigen Schutz. Es bedeutet nicht 
wirklich irgend etwas, und es riecht nach 
Paternalismus. ... Adieu an all die 'reprä- 
sentativen’ homophilen Publikationen, 
die mehr nach Magazinen für männliche 
Nudistenkolonien aussehen. Adieu an die 
Schwulenbars, die Frauen diskriminieren. 
Adieu an jene, die sie nur ‚zulassen , wenn 
sie sich im Rock kleiden, während Män- 
ner in ihren ‚andersartigen‘ Kostümen 
herumlaufen. ... Adieu an die Halloween- 
Bälle, die Drag Shows und Parties. Es hat 
Spaß gemacht, solange es andauerte. 
Aber der Witz hat sich aus dem Spiel ver- 
flüchtigt. Adieu auch an Gay Liberation. 
Sie applaudierten den Lesben, die eine ge- 
meinsame Sache mit ihnen und den ande- 
ren Männern auf dem NACHO-Treffen 
errichten wollten. Aber irgendwie bleibt 
das Gefühl zurück, ihr Applaus galt der 


Unterbrechung des Treffens, nicht ihrem 
Zweck. Adieu an die männliche homophile 
Gemeinschaft. ‘Schwul ist gut’, aber nicht 
gut genug — solange es auf weiße Männer 
allein beschränkt bleibt.“ 


Die GLF-Frauen gründeten bereits 1970 in 
San Francisco die Gay Women's Liberation. 
Und 1973 ging schließlich aus der Gay 
Activists Alliance, der bürgerlichen Abspal- 
tung der GLEF, die Lesbzan Feminist 
Liberation hervor. Die lesbisch-feministi- 
sche Bewegung verabschiedete sich vom 
Begriff gay und legte sich die Bezeichnun- 
gen lesbian und dyke zu. In gleicher Weise 
wurde von einigen Frauen die Schreibung 
von „women“ in „womyn“, „womon“ oder 
„wimmin“ geändert, um den Begriff 
„Mann“ aus dem Wortstamm zu elimi- 


nieren. 


Der lesbische Feminismus 
formiert sich 


Im Unterschied zur Gay Liberation Front, 
die spätestens 1973 zusammen mit ihrem 
„subhegemonialen“ Anhängsel, der Gay 


Activists Alliance, vor dem Hintergrund der 


Wirtschaftskrise, dem Schwinden eines 
liberalen Reformblocks und dem Übergang 
der Black Panther Party zum bewaffneten 
Kampf gegen die Staatsmacht in völlige 
Bedeutungslosigkeit versank, schaffte es 
der lesbische Feminismus, sich zu institu- 
tionalisieren und in Form von Frauenbuch- 
läden, Restaurants, Verlagen und Sportver- 
einen eine kulturelle Infrastruktur zu er- 
richten. Gerade die Einhegung in „Frauen- 
räume“, die sich, anders als die Einrichtun- 
gen von Schwulen, nicht gegen die kom- 
merzielle Szene behaupten mußten, bildete 
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den Grund dafür, daß sich der lesbische Fe- 
minismus trotz der verlorenen Revolutions- 
erwartung bis in die 90er Jahre gleichsam 
künstlich konservieren konnte. Dies bezahl- 
te er jedoch mit eindeutig regressiven Ten- 
denzen. 1974 faßte eine radikale Lesbe diese 
bündig zusammen: „Irgendwo auf dem 
Weg hörten wir auf, uns eine Bewegung zu 
nennen, und nennen uns jetzt eine 
Community ... Zu Gemeinschaften zu 
gehören, ist vielleicht eine klasse Sache 
... aber Gemeinschaften machen keine 
Revolution.“ 

1971 gründeten sich mit Basıs in 
Washington, D. C., die „Furien“, die das 
Programm des lesbischen Separatismus 
weiterentwickelten und auf die Organi- 
sation des privaten Lebens übertrugen. 
„Heterosexuelle Frauen werden durch 
Männer verwirrt, setzen Frauen nicht 
an erste Stelle“, schrieb Rita Mae 
Brown, eine der Gründerinnen. „Sie 
verraten Lesben und zuletzt verraten 
sie auch sich selbst. Man kann keine 
starke Bewegung aufbauen, wenn Deine 
Schwestern draußen mit dem Unter- 
drücker ficken.“ In der ersten Nummer 
ihrer gleichnamigen Zeitschrift hieß es 
schließlich: 


„Der Lesbianismus bedroht die männlı- 
che Herrschaft in ihrem Kern. In poli- 
tisch bewußter und organisierter Form 
hat er eine zentrale Funktion dabei, un- 
ser sexistisches, rassistisches, kapitali- 
stisches und imperialistisches System 
zu zerstören. ... Lesben müssen Femini- 
stinnen werden und gegen die Unter- 
drückung von Frauen kämpfen, genau 
wie Feministinnen Lesben werden müs- 
sen, wenn sie männliche Herrschaft zu 


beenden hoffen.“ 


Die Sex Wars 


Als „organische Intellektuelle“ (Gram- 
sci) entwickelten avantgardistische 
Gruppen wie die Radicalesbians einen 
neuen Ethos der Sexualität, der als kol- 
lektiv geteilter Lebensstil schon bald 
zur erforderlichen Eintrittskarte in 
eine separatistisch eingehegte Lesben- 
Nation wurde. So schrieb Sue Katz An- 
fang der 70er Jahre in ihrem Aufsatz 
„smash Phallic Imperialism”: 


„Sex bedeutet Unterdrückung, Ef be- 
deutet Ausbeutung ... Physischer Kon- 
takt und Gefühle haben eine neue be- 
freiende Form angenommen. Und wır 
nennen sie SINNLICHKEIT ... Sie bedeu- 
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tet Berührung und Reibung und Kuscheln 
und Zärtlichkeit. Sie bedeutet Halten und 
Schaukeln und Küssen und Lecken. Ihr einzi- 
ge Ziel ist Nähe und Freude. Sie existiert 
nicht für den Großen Orgasmus ... Die Sinn- 
lichkeit, die ich fühle, hat meine Politik trans- 
formiert ... weil die Energien für unsere 
feministische Revolution dieselben sind wie 
die Energien unserer Liebe zu Frauen.“ 


Mit diesem neuen Nachdruck auf eine 
entsexualisierte Sinnlichkeit verband sich 
die Zurückweisung von Monogamie als 
einem Zwang, der seine Wurzeln im 
patriarchalen System und damit in der 
Ausbeutung von Frauen hatte. Ende der 
70er und Anfang der 80er Jahre entwik- 
kelten sich daraus explosive Debatten — 
die sogenannten Sex-Kriege — zwischen 
den lesbischen Feministinnen und den 
Sex-Radikalen. Es ging um Fragen wie 
Pornographie, Sadomasochismus sowie 
die übrig gebliebenen Spuren der von den 
lesbischen Feministinnen exorzierten 
Butch- und Femme-Kultur der 50er und 
60er Jahre. Janice Raymond formulierte 
die autoritäre Konsequenz, mit der der lesbi- 


sche Feminismus zuletzt seine Normen und 
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Werte verteidigte, so: „Und die, die denken, 
dal} es [nämlich lesbische Erotica, d. Verf.} in 
der Privatsphäre ihrer Schlafzimmer, wo sie 
es genieen, wo sie — insbesondere sexuell — 
darauf abfahren, akzeptierbar ist, sind keine 
lesbischen Feministinnen.“ Kritische Stim- 
men gegen eine „voreilige Orthodoxie“, wie 
sie auf einer feministischen Konferenz 1982 
laut wurden, konnten noch durch Zensur und 
Boykott zum Schweigen gebracht werden. 
Tiefer aber wurde der lesbische Feminismus 
von Diskussionen erschüttert, die die Taug- 
lichkeit seiner separatistischen Konzepte für 
schwarze Frauen in Frage stellten. Diese hat- 
ten nicht vor, sich in eine weiße lesbische 
Kultur einschließen zu lassen, die ihre rassisti- 
sche Marginalisierung nicht zum Thema 
machte. 

Diese Kriege innerhalb des lesbischen 
Ghettos vollzogen sich zu einer Zeit, als 
die konservativen Kampagnen der Mora/ 
Majority, die „unsere Kinder“ vor den 
Homosexuellen schützen wollten, einen 
Höhepunkt erreichten und die Öffent- 
lichkeit bis zum Mord am schwulen Bürger- 
rechtler Harvey Milk aufhetzten. Vor dem 
Hintergrund der marodierenden Homo- 
phobie einer gesellschaftlich wieder dominant 


Komiteetreffen der Radicalesbians, New York 1970 
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gewordenen Rechten wurde die Selbst- 
bezüglichkeit des lesbischen Ghettos, das sich 
zur gleichen Zeit um eine angemessene „Stili- 
stik der Existenz“ (Foucault) bemühte, ten- 


denziell lebensgefährlich. 


to be continued ... Im nächsten Heft wird es 
um die Situation von Transen gehen, die von 
der vorherrschenden Identitätspolitik inner- 
halb der Gay Liberation Front marginali- 
siert und von den Radicalesbians zusgegrenzt 
wurden. Außerdem wird die Isolierung der 
GLF durch andere linke Organisationen be- 
schrieben und das Spannungsverhältnis zwi- 
schen gay liberation vnd gay nationalism 


herausgearbeitet. 


4 MR 
er? MR 


Gigi Nr..oö 


in düsterer, kalter November- 
E sonntag in London. Ich treffe 

Peter Tatchell in seiner Wohnung 
im Südosten Londons, nicht gerade eins 
der schicken Viertel. An der Tür zu sei- 
nem winzigen Apartment kein Name, da- 
für Kritzeleien von fremder Hand: „gay“, 
„queer“ und ähnliches lese ich. Seine 
Wohnung sei bereits mehrmals das Ziel 
von schwulenfeindlichen Angriffen gewe- 
sen, erläutert er später, zerbrochene Fen- 
sterscheiben hat er nicht erst einmal er- 
setzen müssen und zeitweilig stand er un- 
ter polizeilichem Schutz. Etwa einmal pro 
Monat wird er auf der Straße verbal oder 
auch tätlich angegriffen. Weil er immer 
wieder in den Medien zu sehen ist, ist er 
für viele Schwulenhasser zur personifi- 
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zialistischen Land und brachte ihm 
prompt Ärger mit der Staatssicherheit 
ein, die zunächst die Simultanüberset- 
zung stoppte und ihm schließlich die Mi- 
krofone gänzlich abdrehte. Als er auch 
noch mit einem Poster auf dem Alexan- 
derplatz demonstrierte, wurde er verhaf- 
tet und erst nach einem Verhör wieder 
freigelassen. Was ihn jedoch nicht daran 
hinderte, geschmuggelte Flugblätter zu 
verteilen und im ehemaligen KZ Sachsen- 
hausen einen Kranz mit rosa Winkeln 
niederzulegen. 

1983 kandidierte er in England für die 
Labour-Party. Seine sozialistischen An- 
sichten und sein vehementes Eintreten 
für die Rechte der Schwulen und Lesben 
brachte ihm eine üble Medienkampagne 


„Wir wollen 


efwas ganz 


anderes“ 


noch wütender machte, war, daß die Poli- 
zei, anstatt die Schwulenhasser dingfest 
zu machen, alle ihre Anstrengungen dar- 
auf richtete, die 'Gay Community’ zu 
schikanieren bzw. schwule Männer für 
einvernehmliches freiwilliges homosexu- 
elles Verhalten zu verhaften. 


Wie war das Ergebnis? Waren eure Aktionen 
erfolgreich? 
In der Vergangenheit hatten bereits ande- 
re lesbische und schwule Gruppen ver- 
sucht, mit der Polizei zu verhandeln. Die- 
se hatte sich auch mit ihnen getroffen, 
sich ihre Bedenken angehört, gelächelt 
und ihnen die Hand gereicht. Aber sofort, 
nachdem diese Treffen beendet waren und 
sie den Raum verlassen hatten, machten 
sie genauso weiter wie zuvor. Das änderte 
sich erst, als OurRage! anfing, die Polizei 
herauszufordern und mit öffentlichen Ak- 
tionen zu konfrontieren, beispielsweise 
Polizeireviere zu besetzen — so etwa das 
Hauptquartier in London -, Polizeibeam- 
te zu belästigen, Undercover-Agenten zu 
fotografieren, die an Überwachungs- und 
Spitzelaktionen beteiligt waren. In sehr 
kurzer Zeit begann die Polizei zum ersten 
Mal überhaupt, sich um homophobe Ge- 
walttaten zu kümmern. 

Innerhalb von drei Jahren, zwischen 
1990 und 1993, sank die Zahl schwuler 
Männer, die wegen einvernehmlicher ho- 


Görtz Faskrr traf in London Peter Tatchell von OutRage! und sprach mit ihm 
über Polizeispitzel, knuffige Homosexuelle und das pick-and-mix-System. 


zierten Zielscheibe geworden. 

Geboren wurde Tatchell 1952 im 
australischen Melbourne. Mit 17 Jahren 
hatte er sein coming out, als er von den 
frühen Schwulenprotesten in New York 
hörte. Um seiner Einberufung zum 
Wehrdienst in den Vietnamkrieg zu ent- 
gehen, zog er 1971 nach London, enga- 
gierte sich in der dortigen Gay Liberation 
Front und wurde zu einem ihrer wichti- 
gen Aktivisten. 1972 protestierte er in 
einer Vorlesung des weltbekannten 
Psychologen Hans Eysenck, der die 
Elektroschocktherapie zur Behandlung 
von Homosexualität propagierte. 
Prompt wurde er von den anwesenden 
Doktoren und Gelehrten gänzlich unwis- 
senschaftlich gewaltsam attackiert. 1975 
war Tatchell Vertreter der Gay Libera- 
tion Front auf den „Weltfestspielen der 
Jugend und Studenten“ in Berlin/DDR. 
Seine dortige Rede war der erste öffentli- 
che Protest Homosexueller in einem so- 


ein, in deren Folge Labour einen ihrer Par- 
lamentssitze verlor. In den 80ern enga- 
gierte sich Tatchell für HIV-Positive und 
AIDS-Kranke. Sein Safer-Sex-Ratgeber 
entging wegen der expliziten Bilder haar- 
scharf der Zensur. 

In den letzten Jahren erregte Tatchell 
vor allem als Gründungsmitglied und Ak- 
tivist von OstRage! Aufsehen, einer Grup- 
pierung, die zum Inbegriff für provozie- 
rende politische Aktionen wurde. 


Warum habt Ihr OutRage! als politische Akti- 
onsgruppe gegründet? 

OutRage! wurde 1990 gegründet als Ant- 
wort auf die große Wut in der ‘Gay 
Community’, die einer Reihe von furcht- 
baren antihomosexuellen Morden folgte. 
Es gab da eine Art Gleichgültigkeit ge- 
genüber homophoben Gewalttaten, die 
uns sehr wütend machte. Was uns aber 


mosexueller Handlungen verhaftet wur- 
den, um zwei Drittel. Unsere Aktionen 
ersparten Tausenden Schwulen Verhaf- 
tungen, Prozesse, Strafen und feindliche 
Hexenjagden, die in vielen Orten statt- 
fanden, wenn ihre Namen in der Zeitung 
genannt wurden. Denn die Zeitungen 
schrieben häufig einfach „Schwuler wegen 
Sexualdelikt verurteilt“, und die Öffent- 
lichkeit nahm an, es handele sich um 


furchtbare Verbrechen oder Mißbrauch. 
de berichtet; daß es 


Denn nur selten wur 
ges Ver- 


meist einvernehmliches, freiwilli 
halten war. 


Vor OutRage! gab es bereits andere lesbisch“ 
schwule Gruppen. Warum Datte deren Ar 2 
nicht diesen Erfolg? Waren sie nicht radikal, 
nicht effektiv genug? | 

Es hatte in den frühen 70er Jahren mit 
der Londoner Gay Liberation Front EIN“ 
Tradition der direkten radikalen Aktionen 
gegeben. Aber seit dem Ende der Gay 


Liberation Front Mitte der 70er klaffte 
eine große Lücke, während der sich der 
Schwerpunkt hin zu Bürgerrechtspolitik, 
Politik innerhalb der etablierten Parteien 
und Machtpolitik verlagerte. Die direk- 
ten Aktionen gerieten ins Hintertreffen, 
bis OutRage! auftauchte. 


Wie reagierte die „Gay Community“, gab es 
Unterstützung für euch als nene Gruppierung? 
Die direkten politischen Aktionen von 
OutRage! sind nicht jedermanns Sache. Es 
gibt viele in der Lesben- und Schwulen- 
szene, die ein ruhiges, anständiges, ver- 
trauenswürdiges und privates Leben füh- 
ren wollen, die keine Aufregung möchten. 

Es gibt andere Organisationen wie 
Stonewall, die Lobbyarbeit im Parlament 
betreiben. Diese Gruppen sind bemüht, 
ihr anständiges Image aufrechtzuerhal- 
ten. Sie beteiligen sich nicht an kontro- 
versen oder provozierenden Aktionen. Sie 
versuchen sich selbst als nette, knuffige 
Homosexuelle darzustellen — ungefähr- 
lich, folgsam. Sie wollen Veränderungen — 
aber nur innerhalb des Systems. 


In anderen europäischen Ländern, auch in 
Deutschland, wird von Bürgerrechtsgruppen 
derzeit die „Homo-Ehe“ propagtert. OutRage! 
hat ein alternatives Modell vorgeschlagen. 
Wie sieht das aus? 

Unsere Philosophie unterscheidet sich 
stark von der anderer lesbisch-schwuler 
Bürgerrechtsgruppierungen. Wir glauben 
nicht, daß Gleichberechtigung schon alles 
ist. Wenn wir Gleichberechtigung be- 
kommen, dann heißt das Gleichberechti- 
gung zu Heterobedingungen, unter Rah- 
menbedingungen, die von denen festge- 
legt wurden. Das ist aber nicht das Glei- 
che wie sexuelle und humanitäre Befrei- 
ung. 

Ein gutes Beispiel dafür sind die Ge- 
setze gegen Pornographie und Prostituti- 
on. Natürlich ist es gut, wenn homosexu- 
elle Prostituierte genauso behandelt wer- 
den wie heterosexuelle, denn Diskriminie- 
rung abzuschaffen ist immer gut. Aber 
wie sieht es in Wirklichkeit aus: Tatsäch- 
lich werden heterosexuelle Prostituierte 
ebenfalls in einer Art und Weise belästigt 
und mißhandelt und kriminalisiert, die je- 
dem, der für sexuelle und humanitäre 
Emanzipation eintritt, völlig inakzeptabel 
vorkommen muß. Diese Form der 
Gleichberechtigung wollen wir nicht. 
Ähnliches gilt für die gleichgeschlechtli- 
chen Partnerschaften. Wir wollen neue 
Rahmenbedingungen für Partnerschaften 
schaffen, die vom Modell der Heirat weg- 
kommen. Nach unserer Ansicht ist zum 


Demonstration für gleiches sexuelles Schutzalter 


Beispiel das dänische Modell der regi- 
strierten Partnerschaften nichts anderes 
als eine bürgerliche Form der Ehe, ledig- 
lich unter anderem Namen. Es beruht 
auf dem gleichen, grundsätzlich falschen 
Modell. 

Wir wollen etwas ganz anderes. Denn 
die Erfahrungen mit dem dänischen 
Modell zeigen, daß sich nur zehn Prozent 
der Paare registrieren lassen und damit 
90 Prozent keinerlei Schutz oder Rechte 
genießen. Was wir brauchen, ist ein neues 
Modell, wie der „Unmarried Partners 
Act“, nach dem Rechte viel flexibler 
gewährt werden können; wir haben das 
„Pick-and-mix-System“ genannt. Der 
„Unmarried Partners Act“ erlaubt es je- 
dem, ob homo oder hetero, seine Partner- 
schaft durch eine einfache Unterschrift 
unter eine Erklärung registrieren zu las- 
sen, die von einer offiziellen Person, etwa 
einem Anwalt, Lehrer oder Arzt, beglau- 
bigt wird. Damit ist die Partnerschaft 
offiziell registriert. Ein Jahr danach kön- 
nen dann bestimmte Rechte geltend ge- 
macht werden. Wir haben ein Jahr War- 
tezeit vorgeschlagen, damit nicht aus 
Gelegenheitsaffären plötzlich Rechte 
über den Besitz des Partners angemeldet 
werden usw. Die Rechte werden aller- 
dings nicht einfach verliehen, sondern 
müssen geltend gemacht werden. Das 
heißt, die Partner beanspruchen die Rech- 
te dann, wenn sie das wünschen und brau- 
chen. Sollen zum Beispiel für einen Part- 
ner Vergünstigungen bei der Krankenver- 
sicherung erwirkt werden, können diese 
einfach beantragt werden, indem das offi- 
zielle Partnerschaftsdokument vorgelegt 
wird. Dieses System ist sehr flexibel, die 
Menschen können die Rechte, die sie 
brauchen, beantragen, wenn sie sie tat- 
sächlich brauchen. Das ist sehr viel de- 


mokratischer und einfacher. 


Siehst du eine Chance auf politische Umset- 
zung dieses Konzeptes? 
In der nächsten Zeit steht dieses Modell 


sicher nicht auf der politischen Tagesord- 
nung, aber auf lange Sicht sicherlich. 
Denn schon jetzt wird erkennbar, daß die 
Rechte für unverheiratete Paare durch die 
juristische Spruchpraxis schrittweise aus- 
geweitet werden. Damit werden einige 
dieser Dinge schon jetzt Gegenstand der 
Politik. Wir sehen diese Tendenz mit Sor- 
ge, denn durch die von den Gerichten 
schrittweise ausgeweiteten Rechte für 
unverheiratete Paare nehmen auch die 
Verpflichtungen zu. Das heißt, Partnern 
werden Rechte und Pflichten aufgebür- 
det, ob sie wollen oder nicht. Dagegen 
sieht unser Modell vor, dal) man seine 
Rechte beantragen kann, wenn man sie 
will und braucht, dazu aber nicht ver- 
pflichtet ist. Beide Partner müssen das 
gemeinsam tun, einer allein reicht nicht 
aus. Ich denke, es wird so kommen. Es ist 
übrigens sehr interessant, dal der um- 
strittene französische Vorschlag der regi- 
strierten Sozialpartnerschaften (PACS) 
unserem Modell in einigen Punkten sehr 
ähnlich ist. Das ist ein Zeichen für die 
Richtung, in die die Entwicklung geht. 
Auch in Ungarn gab es vor einigen Jahren 
ein Gesetz mit mehr Rechten für zusam- 
menlebende Paare, das sowohl für hetero- 
wie homosexuelle Paare gilt. Wir sagen 
nur, bitte laßt uns ein Modell installieren, 
das flexibel ist und Wahlmöglichkeiten 
bietet anstatt alles aufzuerlegen. 

Die Idee des „Unmarried Partners 
Act“ ist ein typisches OnutRage!-Projekt, 
das zeigt, daß wir uns nicht in die 
Hetero-Gesellschaft integrieren oder as- 
similieren wollen, sondern sie in Frage 
stellen und herausfordern. Wir tun das in 
einer Weise, von der nicht nur Schwule, 
Lesben und Bisexuelle profitieren, son- 


dern auch Heterosexuelle. 


Das hier gekürzte Gespräch u urde am 3. De- 
zember 1998 von der „Schwulen Welle“ ım 
Freiburger Radio Dreyeckland ausgestrahlt. 
Kontakt und weitere Infos zu OutRage!: 
htip:/hwww.OntRage.cygnet.co.ukl 


Gigsi Nr. 5 
Peolithüre 


Ein Hoffnungsschimmer, verehrte Damen und 
Herren vom Lesben- und Schwulenverband in 
Deutschland, ist hinsichtlich Ihrer politischen 
Bildungsfähigkeit aufgeblitzt! Und zwar in Per- 
son von Bundessprecherin Ida Schillen, die in 
dieser Zeitschrift schon wohlwollende Erwäh- 
nung ob ihres für den LSVD so untypischen 
Antimilitarismus fand und sie offenbar auch 
mit Erfolg liest. „Nach der Abschaffung des 
8175 würde damit erstmalig wieder ein Son- 
dergesetz aufgrund der sexuellen Identität 
geschaffen, das mindere Rechte und damit 
die Diskriminierung von Lesben und Schwu- 
len auf ungewisse Zeit festschreibt“, begrün- 
dete Frau Schillen am 12. November 1999 
gegenüber der Weltpresse, warum ihr Wohl- 
fahrtsverein sein Jawort zu den drohenden 
Light-Versionen der Homo-Ehe aus dem Hau- 
se Däubler-Gmelin ablehne. Hier nun das Ori- 
ginal aus Gigi Nr. 1 vom April 1999: „Fünf Jah- 
re nach der keineswegs ersatzlosen Strei- 
chung des 8175 soll es für Lesben und Schwu- 
le wieder ein Sondergesetz geben: Diesmal 
nicht im bösen Straf-, sondern im unverdäch- 
tigen Zivilrecht.” 

Gemach, verklagen werden wir Sie nicht 
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itte der sechziger Jahre. 
Ein Umsturz ist geglückt. 
Die Regierung ist abgesetzt, 


es amtiert ein „provisorischer Kanz- 
ler“, und das Volk bleibt ruhig, weil 
sich das Fernsehprogramm vorerst 
nicht ändert. Doch ach! Die Revolu- 
tionäre sind nicht nur Deutsche, son- 
dern auch Schwule, und so kann das 
Ganze nicht lange gutgehen. Oder wie 
Dirck Linck in seinem Nachtwort zu 


Lauter 
Sehr 


Herausgeber soll, wie in Hermann 
Hesses Steppenwolf, die Wahrheit des 
Dargebotenen verbürgen. Wird vor- 
geblich Wahres auf diese Weise prä- 
sentiert, ist die Realitätsillusion we- 
sentlich stärker als bei der traditionel- 
len Erzählung. Auf ähnliche Weise auf- 
gebaut sind z.B. Andre Gides Roman 
Les Faux-Monnayenrs, der Film Zelig 
von Woody Allen oder auch der 
Horrorhit dieses Herbstes, The Blair 
Witch Progect. 

Es sind Homosexuelle aus Volgen, 
einer Großstadt südlich von Bonn, die 
mit dem „Lavendelschwert“ in der 
Hand den Umsturz versuchen. Unzu- 
frieden mit ihrer Situation sind sie 


Verantwortungs- 


Bewulßte 
Demokra 


Die Wiederauflage von Felix 
Rexhausens „Lavendelschwert“ 
beschert uns das wichtigste 

schwulenpolitische Buch des 


ob des Plagiats (aber lassen Sie sich den Be- 
griff vorsichtshalber von MdBs und sonstigen 
Bundesanwiälten a.D. erklären). Beklagen wol- 
len wir indes, daß Sie weiterhin zu solch unlo- 
gischen Schlußfolgerungen neigen. Meinten 
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wir mit „Sondergesetz“ doch nicht allein die 
erwähnten Light-Versionen, sondern den ge- 
samten groben Unfug, den Ihr Herr Bruns zu- 
letzt in seinem schluchzenden Brief an die Frau 
Bundesjustizministerin vom 21. November 
„Eingetragene Partnerschaft nach skandina- 
vischem Muster“ zu nennen und fordern sich 
bemüßigt sah. Schließlich sind in Skandinavi- 
en diese „minderen Rechte“ just durch das 
Partnerschaftsgesetz „auf ungewisse Zeit 
fest“ geschrieben worden - siehe die Verwei- 
gerung der Adoption oder der künstlicher Be- 
fruchtung für Alleinstehende und staatlich er- 
faßte Lesbenpaare. Oder könnten Sie ange- 
ben, in welcher Weise dort Heiratsunwillige- 
und -unfähige gleichberechtigt sind? 

Statt dessen läßt Frau Schillen wissen, „die 
Lesben- und Schwulenverbände” - welche 
konkret? - hätten den grünen Bundesge- 
schäftsführer Bütikofer „in einem Gespräch“, 
das „auf Einladung der Grünen stattfand, auf- 
gefordert, keinem abgespeckten Entwurf zu- 
zustimmen, sondern die Gleichberechtigung 
umzusetzen“. Das finden wir ganz lieb, Frau 
Schillen. Aber bis Sie, Ihr LSVD und Ihre ehe- 
malige Partei im politischen Bildungsprogramm 
soweit fortgeschritten sind, den einzelnen 
Menschen als Bezugsgröße für „Gleichberech- 
tigung“ zu erkennen und nicht das heterose- 
xuelle Paarunwesen zum Maßstab des Glücks 
zu deklarieren, möchten Sie von weiteren Pla- 
giaten doch bitte Abstand nehmen. 


Jahres. 


„Lavendelschwert“ schreibt: „Das 
Buch handelt von einer Revolution, ei- 
ner Revolution in Deutschland aller- 
dings, also halb so schlimm.“ Tatsäch- 
lich ziehen bald Panzer der Bundes- 
wehr in Bonn ein, und der Spuk ist 
rasch vorüber. 

Felix Rexhausen erzählt die Ge- 
schichte einer Erhebung, die es nie ge- 
geben hat. Die Form, derer er sich da- 
bei bedient, ist die des „mockumen- 
tary': Ein Spielen mit den Regeln der 
herkömmlichen Dokumentation, eine 
Zusammenstellung fiktiver Dokumen- 
te und Aufzeichnungen von Beteilig- 
ten des Geschehens. Die Handlung 
wird vom Erzähler nicht fertig ser- 
viert; statt dessen muß sie sich Leser 
selbst aus Fragmenten zusammenset- 
zen. Die „Aufzeichnungen“ des 38- 
jährigen Beamten Kurt Roloff und der 
„Brief“ des 21jährigen Ingo Rasch sind 
die wichtigsten Quellen der Darstel- 
lung, da sie die Ereignisse ausführlich 
beschreiben und unterschiedlich kom- 
mentieren können. Ein imaginärer 


Felix Rexhausen 


schon lange; zum unmittelbaren Aus- 
löser wird eine zufällige Verkettung 
von Ereignissen: Der Bundespräsident 
hält eine Haßrede gegen Schwule, der 
attraktivste Tänzer im Volgener Bal- 
lett wird wegen Zärtlichkeiten mit ei- 
nem anderen Mann auf der Straße ver- 
haftet und begeht in der Zelle Selbst- 
mord, die CDU/CSU-Fraktion ım 


Deutschen Bundestag versucht ein 
bringen, demzufolge alle 


Gesetz einzu 
er einen Stempel 


homosexuellen Bürg 
„HS“ in ihren Pal) bekommen sollen. 
usens Buch ist eine bitterböse 
auf die restaurativen 

n zwanzig Nach- 
auf die deutschen 


Rexha 
Satire sowohl 
Tendenzen der erste 
kriegsjahre als auch 
Homosexuellen, die das System per- 
fekt verinnerlicht haben. Wäre diese 
Revolution tatsächlich passiert, sie 


wäre vermutlich genau SO verlaufen. 


Schließlich gibt es von 1848 über 1918 
bis 1989 eine revolutionäre Tradition 
in Deutschland, die den National- 
staatsgedanken nie ernsthaft in Frage 
stellt, sondern im Gegenteil diesen 
noch unterstützt. Auch in Sprache und 
Stil verläßt das Buch nie die sechziger 
Jahre. Der Bundespräsident spricht in 
seiner Rede vor jugendlichen Turnern 
über Schwule: „Der Schaden, den sie 
anrichten, ist um so unermeßlicher, als 
dieser Volkskörper als solcher ganz 
und gar gesund ist (Beifall)“. Der 
Kanzler verkündet nach dem Ende der 
Revolution: „[Mein Optimismus] 
gründet sich auf das innerste Wesen 
des deutschen Volkes als solchem, das 
in seinen größten und besten Teilen 
allem Krankhaftem, sei es im Physi- 
schen, sei es im Politischen, wesens- 
mäßig verneinend gegenübersteht.“ 
Rexhausen faßt hier lediglich tatsäch- 
lich vorhandene Denkdispositionen in 
Worte. Und zumindest eines der in 
„Lavendelschwert“ zitierten Doku- 
mente ist echt: der Regierungsentwurf 
zur Strafrechtsreform, der die „sitten- 
bildenden Kraft des Strafgesetzes“ 
und die „natürliche Lebensordnung im 
Volk“ bemüht. Das ist die Bundestags- 
drucksache IV/650 vom Oktober 
1962. Wohin die Reise seitdem gegan- 
gen ist, kann man daran ermessen, 
womit fast 36 Jahre später, am 

27. August 1998, der prominenteste 
Schwulenpolitiker dieser Republik bei 
einer Wahlveranstaltung die Notwen- 
digkeit von Homo-Ehe und Anti- 
diskriminierungsgesetz begründete: 
„Wir dürfen nicht die sittenbildende 
Kraft von Gesetzen unterschätzen.” 

Auch die Schwulen charakterisieren 
sich durch das, was sie sagen. 

Wie sie sich diese spezifisch deut- 
sche Revolution vorstellen, beschreibt 
bei Rexhausen einer ihrer Führer, der 
nationalistische Industrielle Glauck, in 
einem Brief an den Mitverschwörer 
General Groth: „Das wichtigste ist 
natürlich, daß man einen festen Kern 
zusammenbekommt und dem Ganzen 
eine gewisse organisatorische Form 
gibt; da habe ich ja Gott sei Dank 
vom Betrieb her einige Erfahrung. Ich 
habe vor, in vier bis acht Wochen zu 
versuchen, in verschiedenen Bespre- 
chungen und Sitzungen der Sache eine 
konkrete Gestalt zu geben. Handeln — 
in welcher Weise auch immer — könn- 
ten wir bestimmt nicht vor Anfang 
nächsten Jahres.“ Wer in diesem Buch 
rebellieren will, das sind bürgerliche 
Mittelstandsschwule, die auf klägliche 
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Weise glauben, in Kunst ein Identifi- 
kationsobjekt gefunden zu haben, die 
„Fidelio“, „Tristan“, und die „Ouver- 
türe 1812“ hören, August von Platen 
lesen und bei ihren Versammlungen 
den Ausblick auf den Rhein bewun- 
dern. 

„Lavendelschwert“ erschien 1966. 
Drei Jahre vor Stonewall thematisier- 
te es bereits den Gegensatz von eta- 
bliert-konservativen Schwulen und 
den radikalen Anti-Integrationisten, 
den Tunten, die den autoritären Kon- 
sens aufkündigten und in New York 
die wahren Träger des Aufstandes wa- 
ren. Ihnen gehört Rexhausens Sympa- 
thie, sie sind es, die den vorübergehen- 
den Erfolg der homosexuellen Revolu- 
tion ermöglicht haben. So schreibt der 
Siegener Literaturwissenschaftler 
Dirck Linck: „Rexhausen läßt die 
Randaletunten siegen; nicht indem er 
sie in die Institutionen vorrücken läßt, 
sondern indem er literarisch für etwas 
bis dahin nicht vorhandenes sorgt — 
dafür, daß Homosexuelle sich öffent- 
lich und aggressiv als Homosexuelle 
verhalten; daß sie ihre gesellschaftlich 
produzierte Differenz inszenieren und 
sinnlich-praktisch benutzen. [...] Um 
mal ganz hoch zu greifen: Das ist 
Genet, in den deutschen Möglichkei- 
ten von 1966.“ In den achtziger Jah- 
ren benannte sich ein schwuler Buch- 
laden in Köln nach Rexhausens Buch, 
der 1995 wieder schloß. Man meldete 
es auf Seite 37 eines schwulen Anzei- 
genblattes. 

In seinem überaus unterhaltsamen 
Nachwort analysiert Linck die Jahr- 
zehnte seit der Erstveröffentlichung, 
den Blick stets gerichtet auf literari- 
sche und kulturelle Zeiterscheinungen. 
Die Lektüre seines Artikels wie des 
ganzen Buches erinnert fatal daran, 
daß sich die Charakteristika schwuler 
Protestträger bis heute kaum verän- 
dert haben, daß immer noch homophi- 
le Funktionäre so schnell wie möglich 
in den Schoß des Staates zurückkehren 
wollen, den Männer wie Glauck und 
Groth nie verlassen haben. Rexhausen 
ist 1992 gestorben. Im Vorwort zur 
zweiten Auflage von 1978 brachte er 
die Dinge noch einmal auf den Punkt: 
„Deutsche Schwule sind eben auch 
bloß Deutsche.“ 

Udo Badelt 


Felix Rexhausen: Lavendelschwert. 
Dokumente eine homosexuellen 
Revolution, Bibliothek rosa Winkel, 
Berlin 1999, 29,80 DM 
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Aus Bielefeld kommt grünen Funktionsträgern 
vermehrt Schlimmes zu Ohren. Nach dem 
gelungenen Farbattentat auf Außenminister 
Fischer während des Kriegsparteitages im 
Frühjahr - die Bild-Zeitung schäumte seiner- 
zeit: „Jürgen war's, ein Transvestit aus Berlin“ 
- melden nun Sie, liebe Queer-Zeitung, gehor- 
samst einen weiteren heimtückischen Angriff 
aus der Stadt am Teutoburger Wald: „Dem 
offen schwulen Bundestagsabgeordneten Vol- 
ker Beck droht möglicherweise der Ausschluß 
aus der Deutschen Friedensgesellschaft - Ver- 
einigte Kriegsdienstgegner (DFG-VK).“ 

Wie rührend, daß Sie sich auf dem Feld 
der Ehre schützend vor Ihren Kompaniechef 
werfen, wenn ein offener Antikriegsverein 
dem „Homo-Abgeordneten“ bescheinigt, sein 
Jawort zum NATO-Angriff auf Jugoslawien sei 
„mit den Grundsätzen und Zielen der DFG-VK 
nicht vereinbar“. Erhabe doch lediglich „eine 
Intervention gegen den Völkermord“ sanktio- 
niert, dies ändere nichts an seiner pazifisti- 
schen Grundeinstellung, durfte Ihnen Beck 
„auf Anfrage“ unwidersprochen darstellen. Wir 
danken für Ihren sehr überzeugenden Beleg 
von - wir zitieren - „Pazifismus: mangelhaft“. 

Niemand soll hinterher behaupten, er hät- 
te nix mitbekommen: Die Forderung „Lesben 
zur Bundeswehr! Auch das weibliche Ge- 
schlecht soll schießen dürfen“ haben ganz 
allein Sie erhoben - gleich neben der kleinen 
Beck-Meldung und hübsch getarnt als „Pro & 
Contra“-Debatte. Ebenso heldenhaft, wie Sie 
den Herrn Geis von der CSU rechts überholen, 
hopst Untergefreite Sandra Uredat aus dem 
Schützengraben des Autonomen Homorefe- 
rats der Uni Köln. Als „Militarist oder Schlimme- 
res“ möchte sie nicht länger „abgestempelt“ 
werden, nur weil sie gegen das „Berufsverbot“ 
an der Waffe ist. Verständlicher Zorn, muß 
doch selbst der Titel Mörderin in Uniform von 
autonomen Uni-Lesben hart erkämpft werden. 
„Glauben Männer, daß wir die Waffe vielleicht 
verkehrt herum halten?“ Das nicht. Aber viel- 
leicht, daß Lesben, für die Pazifismus eine „näi- 
ve Einstellung“ ist, verkehrt herum denken. 
Und daß Queer-Zeitungen, die Stahlhelm-Mi- 
nister und halbnackte Soldaten aufs Titelblatt 
bringen, es auch so meinen: „Der CSD wird 
gefeiert, bombe wer da wolle.“ Ihr Sieges- 
gebrüll zum Balkan-CSD haben wir noch sehr 
gut in sehr schlechter Erinnerung. 

Pardon, liebe Queer-Kompanie, Ihr Antrag 
auf nachträgliche Kriegsdienstverweigerung 
erscheint uns so glaubwürdig wie Herrn Becks 
humanitäre Luftnummern. Und überhaupt: 
Täuschen wir uns, oder soll der Hinweis auf 
die DFG-VK-Homepage verschleiern, daß Sie 
die betreffende Meldung aus der letzten Gigi 
haben? Wir müssen doch sehr bitten! Nichts 
gegen Mundraub, aber Feigheit vorm Feind ist 
eine ganz unedle Pose für Bellizisten Ihres 


Kalibers. 


Tilmann Krause 


Gigi Nr. 
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Unschuld im Lande 


Warmer Krieger 


Schafes Bruder 


„Kein Deutscher (...), sofern er nicht völlig 
dem Wahn der politischen Korrektheit verfal- 
len ist, der nicht klar sagen müßte: Es trifft den 
Falschen.“ Im Vollbesitz geistiger Kräfte traf 
Tilman Krause, schwuler Rechtsdenker und 
Journalist, in einem am 4. Oktober veröffent- 
lichten Kommentar der Welt zur Verleihung des 
Literaturnobelpreises den Schriftsteller Günter 
Grass [vgl. Gigi Nr. 4, S. 12}. Krauses deutsch- 
nationales Unbehagen am Nato-Kriegs- 
befürworter Grass, der — einmal Verräter, im- 
mer Verräter — „diesem Land bei jeder Gele- 
genheit von keinerlei politischer Kenntnis ge- 
trübte Beschimpfungen angedeihen“ lasse, 
kommt günstig, aber zu spät. Statt Krauses 
erhielt in diesem Herbst wieder ein anderer, 
der ehemalige Tempo-Kolumnist Maxim Biller 
nämlich, den nach Theodor Wolff benannten 
Journalistenpreis der deutschen Zeitungen. In 
seinem in der Sparte „Essayistischer Journalis- 
mus“ prämierten Text „Unschuld mit Grün- 
span“, am 13. Februar 1998 in der FAZ erschie- 
nen, erörtert Biller „wie die Lüge in die deut- 
sche Literatur kam“. „Mit sprachlichem 
Schliff“, so lobte die Jury, holt Biller darin zum 
Rundumschlag gegen „die Darstellung des 


Paarweises Schwulsein ist doch zu was gut: 
Wie das Hamburger Abendblatt meldete, sind der 
frühere Bundesverteidigungsminister Hans 
Apel und seine Frau im November aus der 
Nordelbischen Kirche ausgetreten. „Besonders 
peinlich hat uns die Neigung der Nordelbischen 
Kirche berührt, gleichgeschlechtliche Paare zu 
segnen“, zitierte das Blatt Apel. Insbesondere 
„die kirchliche Segnung von Pastor Jarchow 
und seines Weggefährten“ — Jarchow erlangte 
in Hamburg als „AIDS-Pfarrer“ Bekanntheit — 
habe für ihn und seine Frau „das Maß voll“ ge- 
macht. 


„Ich finde, wir dürfen die Leute nicht zu sehr 
schocken, denn die Gesellschaft fängt erst an, 
Homosexuelle zu integrieren. Ich finde es nicht 
gut, wenn auf dem CSD Tunten in Nonnen- 
kleidern rumlaufen und rufen: ‚Ach, wir sind ja 
so gay‘... Ich hasse dieses Wort ‚schwul‘, ich 
finde es grauenhaft, das klingt schon so schwul. 
Ich muß auch sagen, daß} ich oft ein Problem 
mit Lesben und Schwulen habe. Ich habe 
Schwierigkeiten damit, daß es Frauen gibt, die 
sich wie Männer kleiden und oft auch so beneh- 
men. Eine Frau ist eine Frau, und ein Mann ist 


ein Mann, und wenn ich zum Schwulsein ten- 


Krieges durch“ — dezidiert pazifistische! — 
„deutsche Autoren“ aus. Schriftsteller um die 
von Grass mitbegründete Gruppe 47 hätten li- 
terarische Figuren mit „egozentrischer Wehlei- 
digkeit“ durch den Krieg geschickt, so Biller. 
Die fatalen Folgen: „Auch, wenn [diese] nicht 
direkt Hand und Gewehr anlegten“, halfen sie 
das Projekt Holocaust zu „realisieren, weil SD- 
und SS-Männer schließlich nur dort Juden um- 
bringen konnten, wo vorher die feinfühligen, 
leidenden Landser einmarschiert waren“. Bei 
Biller ist demnach die Fiktion schuld an der 
Realität. „Der alles erklärende und alles klären- 
de Weltkrieg-II-Roman [muß] nicht unbedingt 
in den Schluchten der Ardennen, an den Öfen 
von Birkenau oder unter einer Horde end- 
kampfbereiter, hitlerverliebter HJ-Jungen 
spielen. Er kann genauso die Geschichte der 
Verbrannten von Dresden, der Verjagten von 
Leitmeritz erzählen.“ — Aber bitte nicht die 
Geschichte der Verjagten von Berlin, wohin lei- 
dende Gestapo-Landser den aus Südfrankreich 
verschleppten jüdischen Journalisten Theodor 
Wolff am 23. September in den Tod trieben. 
Gewiß Herr Biller, Herr Krause: „Deutschland 
sagt danke“ für dieses und jenes. 


Apel, dem rechten Flügel der SPD zugehö- 
rig, war unter Bundeskanzler Helmut Schmidt 
zum Chef der Hardthöhe berufen worden. Un- 
ter Schmidts, Apels und FDP-Außenminister 
Genschers Führung peitschte die sozial-liberale 
Koalition 1981 den NATO-Doppelbeschluß 
durch. Auf dem Hamburger Kirchentag 1981 
hatte sich Apel dafür mit Schafsblutr-Beuteln 
und faulen Eiern bewerfen lassen müssen. Den 
rechten Glauben haben die Apels aber nicht 
verloren; sie suchen nun allsonntäglich ihr Heil 
bei den freikirchlichen Gemeinden der Hanse- 
stadt. 


diere, will ich einen Mann und keinen Mann, 
der so ist wie eine Frau.“ 

Von wem und aus welchem Jahrhun 
stammt? Dies sagte der ganz berühmte, 
niedliche, nicht ganz hererosexuelle und a 
bar nicht ganz dichte Schauspieler Andre Eiser- 
mann (32) alias Werther alias K | 
alias Johannes Elias Alder (Schlafes Bruder) ım 
Gespräch mit Sandra Doedter, der als Frau | 
dazu lediglich die Frage „Gehen Sie denn in die 


dert das 


ganz 


aspar Hauser 


Schwulenszene?“ einfiel. Zu lesen ist's in der 
letzten Ausgabe der Kölner Queer-Zeitung des 


20. Jahrhunderts. 
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Auf Bernhard Heimrich ist Verlaß. Von Gigz im 
Fall des britischen Konservativen-Führers Mi- 
chael Portillo mit weiteren Ermittlungen be- 
auftragt — Portillo hatte „milde“ homosexuelle 
Erfahrungen in seiner Jugend eingeräumt [vgl. 
Gigi Nr. 4, S. 24] —, gab der in London statio- 
nierte Korrespondent per FAZ am 8. Oktober 
Tuntenalarm. „Nichts fürchten Partei und Frak- 
tion derzeit mehr als altbekannte Führungs- 
intrigen. (...) Es war nicht besonders hilfreich, 
daß [Portillo} sich kürzlich zu seiner homose- 
xuellen Vergangenheit bekannt hatte. Auch das 
läßt viele fragen, wie echt der neue Portillo von 
Blackpool wirklich sei“, teilte er fristgerecht 
vom Konservativen-Parteitag im Seebad mit. 
Der „junge Macho“ und ehemalige Verteidi- 
gungsminister der Thatcher-Garde habe „seit 


In den letzten Monaten emsig betriebene 
Razzien schwuler Cruising-Orte haben Nach- 
ahmer im Ausland gefunden. Von „massiven“ 
und „rigorosen” Polizeikontrollen an Auto- 
bahnraststätten berichtet das Schweizer Nach- 
richtenmagazin Facts (Heft 46) Mitte Novem- 
ber unter der Headline „Verkehrsberuhigte 
stille Örtchen“. Die „konzertierte Aktion für 
geschlechtsverkehrsfreie Rastplätze“ sei 
‚schweizweit einmalig, nicht nur was ihre 
Kosten, sondern auch was ihre Radikalität 
betrifft“. Während das Tiefbauamt mit „mil- 
lionenteuren Umbauten“ die zehn Rastplätze 


Unter sich bleiben wollten hochrangige Teil- 
nehmer aus Polizei, Justiz und Homopolitik auf 
einer vom LSVD-Sozialwerk organisierten 
Fachtagung „Polizei und Homosexualität“ am 
16./17. Dezember im Bonn. Trotz erheblichen 
öffentlichen Interesses am Verhältnis von 
Homogruppen zum „ehemaligen Repressions- 
apparat“ (Tagungsinfo) lehnte Organisator Jens 
Dobler (LSVD NRW/Anti-Gewalt-Projekt) 
eine Akkreditierung des Duisburger Radio- 
magazins Pink Channel ab. Die Veranstaltung 
im Gustav-Stresemann-Haus habe „grundsätz- 
lich nicht öffentlichen Charakter“. „Es gibt 
zwar ein paar Ausnahmen von Zeitungen/Jour- 
nalisten, die teilnehmen werden, aber diese sind 
seit Jahren in die Anti-Gewalt-Arbeit und spe- 
ziell in diese Tagung eingebunden“, teilte er am 
22. November mit. 

Auf Anfrage des Magazins, ob der Aus- 
schluß einzelner Medien von einer staatlich ge- 
förderten Veranstaltung „üblich“ sei, äußerte 


dem Verlust seines Mandats 1997 daran gear- 
beitet, sich eine neue Gestalt zu geben“. 

Vom Ergebnis dieser Gestaltgebung wenig 
überzeugt, entwich Heimrich in die Straßen 
des heruntergekommenen Badeortes, wo ihn 
erneut „fast aggressive“ Formlosigkeit heim- 
suchte: „Die Idee, mit denen das Hotelgewerbe 
das Geschick noch einmal wenden möchte, 
droht die Attraktivität der Stadt nur noch 
zweideutiger zu machen: Blackpool soll ein 
‘rosa Spielplatz’ werden, sprich ein Anzie- 
hungspunkt für das ‘homosexuelle Pfund’.“ 
Selbst New Labour, die „Partei der Arbeiter- 
klasse“, sei sich inzwischen „zu fein geworden 
für einen Ort, dessen kettenrauchende Zim- 
merwirtinnen den Gast mit ‘Liebling’ anzu- 
reden pflegen“. 


im Züricher Raum ihrer „originären Nutzung“ 
zurückführen will, zeigte Stefan Züsli, Prä- 
sident der Homosexuellen Arbeitsgruppen 
Zürich (Haz) im Gespräch mit der Kantons- 
polizei „Verständnis“ für die Aktion. Auf den 
Raststätten verkehre, so Züsli, lediglich „eine 
ganz bestimmte Gruppe von Schwulen. Sicher 
nicht jene, die sich politisch organisieren.“ Facts 
kommentiert: „Die Schweizer Schwulenver- 
bände kämpfen zurzeit für die Gleichstellung 
von Homo-Partnerschaften mit Hetero-Ehen — 
da ist eine Engagement für freien Sex entlang 
den Autobahnen hinderlich.“ 
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das zuständige Bundesfamilienministerium sei- 
ne „Verwunderung“ über die nicht von ihm ver- 
anlaßte Praxis. Pink Channel wies Dobler auf die 
Folgerichtigkeit der Entscheidung im Kontext 
schwuler Bürgerrechtspolitik hin: „In Zeiten, 
in denen Polizeigesetze verschärft und insbe- 
sondere Schwule wieder vermehrt Opfer poli- 
zeilicher Razzien und Kontrollen werden, muß 
man halt Prioritäten setzen. Eine homosexuelle 
Öffentlichkeit, die die anempfohlene ‘Schutz- 
macht’ für Homosexuelle nicht von vornherein 
anerkennt, schadet nur.“ 

Christina Schenk (MdB) kommentierte den 
Vorgang gegenüber LSVD-Geschäftsführerin 
Judich Siegmann in einem Brief vom 6. De- 
zember. Es entstehe „der Eindruck, als sollte 
eine ‘mißliebige’ oder möglicherweise kritische 
Berichterstattung verhindert werden. Eine sol- 
che Praxis ist mir aus DDR-Zeiten noch in sehr 
deutlicher Erinnerung und wirft ein ungutes 
Licht auf den LSVD.“ 


Weitere Nachrichten unter hitp://www.gigi.de/ 
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Michael Portillo 


Schwule, L.esben. 


Yan Zeramgsverhilanss 
zur Zweck Ehe? 


[De profundis] 
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uentin Crisp, schrieb der 

Guardian, wußte immer, was er 

im Leben tun wollte: Nämlich 
gar nf&rts. Er wollte nur sera. „He wanted 
to be celebrated for being himself.“ Das 
ist ihm gelungen: In Erinnerung bleibt er 
als alter Gentlemen, der schweres Make- 
up und viel Geschmeide trägt und stock- 
schwingend, den Hut schräg über die ge- 
färbten Haare gezogen, durch die Straßen 
von Manhattan spaziert. Tatsächlich ver- 
brachte er bis kurz vor seinem Tod jeden 
Morgen eine Stunde vor dem Spiegel, um 
sich zu schminken. Dabei war seine Er- 
scheinung nie lächerlich oder peinlich, 


Nackter Beamter 
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vielmehr die einer Grande Dame. Er 
stellte eine Verkörperung des Prinzips 
dar, das camp heißt und so schwer zu defi- 
nieren ist. Er war sein eigenes Kunstwerk, 
ein „autofakt“, wie er das nannte. 
Quentin Crisp war mehr als nur Autor 
eines Bestsellers und beliebter Enter- 
tainer. Der so oft „Oscar Wilde des 
20. Jahrhunderts“ Genannte wußte, was 
Armut und kleinbürgerlicher Schwulen- 
haß bedeuten. Lange vor Stonewall führte 
er seinen eigenen Kampf gegen eine Ge- 
sellschaft, die von homophobem Denken 
in einem Ausmaß) geprägt war, das heute 
nicht mehr recht vorstellbar ist. Als 


Dennis Pratt war er 1908 im englischen 
Surrey geboren worden — zu einer Zeit, 
als selbst geringste homosexuelle Hand- 
lungen kriminalisiert waren. Bürgerliche 
und familiäre, also autoritäre Werte er- 
kannte er bald als irrelevant: Unabhän- 
gigkeit und individuelles Glück waren 
ihm wichtiger. Und so arbeitete er als 
Stricher und Kartograph, studierte Jour- 
nalismus und lief öffentlich mit Maskara 
und Lippenstift durch Soho. Als Bühne 
hatte er sich die denkbar gefährlichste 
ausgesucht: die Straße. Dementspre- 
chend häufig wurde er angespuckt und 
zusammengeschlagen. — „Who do you 


und „autofakt” 


Am 21. November starb Quentin Crisp 90jährig in Manchester. 


Ein Nachruf von Uoo Bapeıt 


Quentin Crisp 1995 in Berlin: Links im Bild Chou-Chou de Briquette, rechts meine eigene Frau. 


think you are?“ 

Außerdem arbeitete er als Aktmo- 
dell in einer Kunsthochschule. Diese 
Tätigkeit, bei der er gewissermaßen ein 
Beamter war, regte ihn später an zum 
Titel für seine gefeierte Autobiographie 
The Naked Civil Servant (dt. „Crisperan- 
to“), die 1968 erschien — Quentin Crisp 
war 60 Jahre alt. Erst dieses Buch war 
es, das das Bild vom alternden Dandy 
schuf, der gleichzeitig ein ungemein 
scharfzüngiger Intellektueller war, fz// 
of wit, was sich mit „gewitzt” nur un- 
genügend übersetzen läßt. Das Zim- 
mer, das er in Chelsea bewohnte, er- 
langte den Status eines antibourgeoisen 
Kultobjekts, weil er es nie putzte — der 
skandalöseste Ausspruch seines Buches 
lautete: „After the first four years, the 
dirt doesn ‘t get any worse. 

The Nakes Civil Servant wurde 1975 
mit John Hurt verfilmt. Crisp begann 
ein Leben in Fernsehshows, auf der 
Bühne und schrieb weiter Bücher (How 
to become a virgin, How to have a lıfestyle) 
und geriet immer mehr zur öffentli- 
chen Figur. 1981 endlich gab er seiner 
Amerikaleidenschaft nach, die ihn seit 
dem Weltkrieg nicht mehr losgelassen 
hatte. Er verließ die in seinen Augen 
bedrückend destruierend denkende Ge- 
sellschaft des Vereinigten Königreichs 
und zog nach New York City. Bis zum 
Umfallen zitiert, und hier also ein wei- 
teres mal, ist seine Antwort auf die 
Frage eines immigration officer in der 
amerikanischen Botschaft in London, 
‚if he was a practising homosexual.“ — 
‚I said I didn ‘t practise, I was already 
perfect. | 

In Manhattans Lower East Side fand 
er die lange gesuchte Freiheit und sein 
:rdisches Paradies in einem Zimmer, 


das kaum größer (und sauberer) war als 


jenes ın Chelsea. Quentin Crisp war 72 
alt. Er bekam und behielt für den 


Jahre | 
ebens den Status eines re- 


Rest seines L 
sident alien, später in den | 
Jahren schrieb Sting ein Lied über ihn: 

‚I'm an illegal alien, I'm an English- 

w York.“ Crisp arbeitete für 

Christopher Street und New 


achtziger 


man in Ne 
die Magazıne | 
York Native und schrieb ein weiteres 
Buch: Manners from Heaven (1985): 

„Manners are a way of getting what 
you want without appearing to be a to- 
tal swine.“ Er trat in Werbespots auf 

und in den Neunzigern auch in Spielfil- 
men: Als Queen Elizabeth I. ın Orlando 


(1993), in To Wong Foo (1995) und Homo 
Heights (1998). 
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Sein Verhältnis zur Schwulenbewe- 
gung war nicht einfach. Bürgerliche 
Schwule sahen in Quentin Crisp die 
Verkörperung von Effeminiertheit und 
Tuntentum, also all dessen, weswegen 
sie von der Gesellschaft gehaßt werden. 
Sie fürchteten, er werde einen negati- 
ven Einfluß auf ihre Arbeit haben. Und 
das, obwohl Crisp gerade keine Tunte 
war: Er trug nie Fummel und wollte im- 
mer als ein geschminkter Mann erschei- 
nen, um auf diese Weise die Harmlosig- 
keit femininer Verhaltensweisen zu de- 
monstrieren. Aber auch von radikaleren 
Aktivisten ließ er sich nicht ohne weite- 
res vereinnahmen. Zwar war er ein le- 
bendes Symbol für Geschlechterindif- 
ferenz, aber Outing hielt er für eine 
entsetzliche Strategie. Peter Tatchell, 
Gründer von Outrage, schrieb zu seinem 
Tod: „Ich bewundere sein Coming out 
und seine mutigen Forderungen nach 
Akzeptanz; aber ich bedauere, daß er 
sich nie imstande gefühlt hat, seinen 
öffentlichen Einfluß zu nutzen, um die 
Kampagne für schwule und lesbische 
Gleichberechtigung zu unterstützen.“ 

Quentin Crisp verschied am Vor- 
abend einer ausverkauften Show, An 
Evening with Ouentin Crisp, die ihn durch 
sechs englische Städte hätte führen sol- 
len. Tragischerweise starb er nicht in 
seinem geliebten Manhattan, sondern 
in England, im Haus eines Freundes in 
Chorlton-cum-Hardy, südlich von 
Manchester. Crisps Leben zusammen- 
fassend, schrieb James Kirkup im Inde- 
bendent: „Es lag etwas von Zen-Mysti- 
zismus und einer gewissen Heiligkeit in 
seiner unangestrengten Art, zu trium- 
phieren über autoritäre Idiotie.“ 


Nr. 1/99: 
Nr. 2/99: 
Nr. 3/99: 


Nr. 4/99: Identität 


Homo-Ehe 
Stonewall 
Antisemitismus 
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Bereits erschienene Ausgaben der „Gigi”: 


Friede 
seiner Asche 


„leilnehmen darf jeder lebende 
Mensch, der der deutschen Sprache 
mächtig ist“, besagen die Regularien 
des 2.000 Mark schweren „Litera- 
turpreises der schwulen Buchläden 
1999“. Einsenden sollte dieser le- 
bende Mensch seinen Beitrag bis 

31. 12. 1999, der dann wie alle ande- 
ren Anfang Januar „drei unabhängi- 


“ 


gen Juroren“ — „ein Journalist, ein 
Verleger und eine Person der Schwu- 
lenbewegung“ — übergeben werden 
soll. Diese wiederum sollen dann 
drei Beiträge für die Endrunde no- 
minieren. 

Der lebende Mensch, der arglos 
seinen Beitrag einsendet, sollte aber 
darauf gefaßt sein, postwendend 
sein in vierfacher Ausführung einge- 
sandtes Manuskript zurück zu be- 
kommen mitsamt einem Brief fol- 
genden Inhalts: „Dein Beitrag zum 
Literaturpreis ist heute hier einge- 
gangen, aber ich kann nicht erken- 
nen, in welcher Weise er sich ‘litera- 
risch mit schwulem Leben auseinan- 
dersetzt', wie in der Ausschreibung 
nun einmal gefordert wird.“ So zu 
lesen in einem Gigz vorliegenden 
Schreiben mit Datum 17. Novem- 
ber 1999 und dem Kopfbogen von 
„Männerschwarm Buchladen & Ver- 
sand“. — Womit noch vor Ablauf der 
Einsendefrist die Unabhängigkeit 
der drei Juroren vom Wettbewerb 
bewiesen und der „Literaturpreis der 
schwulen Buchläden“ für alle Zeiten 
zu Grabe getragen wäre. 


(vergriffen) 


BE Stück 
BE Stück 
BH Stück 


Die Hefte können gegen 4 DM in Briefmarken pro Stück (inel. Porto) 


bestellt werden bei: 


Redaktion Gigi 


Postfach 08 02 08 
tex/fax: 0180/ 44 44 94 5 


D-10000 Berlin 
email: redaktion@gigi.de 
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nlängst war in Berlin eine Aus- 

stellung über Frauen zu sehen, 

die größtenteils noch im letz- 
ten Jahrhundert geboren wurden, aber 
mit ihren Ideen das Heute maßgeblich 
mitgeformt haben. Zu diesen Pionie- 
rinnen des neuen Zeitalters gehörten 
Schriftstellerinnen, Schauspielerinnen 
und Fotografinnen, aber auch Pädago- 
ginnen, Ärztinnen und politisch Enga- 
gierte. Viele kamen aus modern einge- 
stellten jüdischen Mittelklassefamilien, 
die sich um die Jahrhundertwende in 
Berlin niedergelassen hatten, und nutz- 


Eın Buen 
über meine 
Vorfahren 
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Chava, einer der Hauptpersonen meiner 
Geschichte. In diesem Gedicht trauert sie 
um ihre verlorene Geliebte. In diesen 
zehn Jahren hatte ich einen Y%ı-Zeit-Job 
und zusätzlich noch die Herausgeber- 
schaft der feministischen Zeitschrift 
Sinister Wisdom übernommen. Ich ging 
also erst einmal in die Bibliothek und ver- 
suchte herauszufinden, woher diese Frau 
ursprünglich gekommen sein mochte. 
Von dieser Basis aus erfand ich die Ge- 
schichte ihrer Familie und nicht zuletzt 
ihre eigene. Ich schrieb sie binnen fünf 


Jahren in vier Teilen. 


doch unsere Wegbereiterinnen. So ist die- 
ses Buch eine Spurensuche nach diesen 
„Vormüttern“. Ich hatte das Glück, viele 
von ihnen zu finden, nicht nur die, die ich 
in der Geschichte „erfunden“ habe, son- 
dern alle engagierten jüdischen Aktivi- 
stinnen in der Arbeiterinnenbewegung in 
der progressiven Zeit am Anfang des 
Jahrhunderts. Dieses Buch zu schreiben 
hat mir ein tieferes Verständnis darüber 
gegeben, was es bedeutet, eine weltliche 
jüdische Lesbe zu sein. 


Das Buch erschien vor zwei Jahren in den 
USA. Es hat nicht nur eine explizite politi- 
sche Botschaft, sondern provoziert auch die or- 
thodoxe jüdische Gemeinde. Wie haben die 
Leute dort darauf reagiert? 

Ich habe Freunde, die die lesbischen und 
schwulen Synagogen in San Francisco, 
L.A. und New York frequentieren. Es 
wurden auch schon Lesungen von mir von 
diesen Synagogen gesponsert. Ich habe 
allerdings keine Ahnung, wie die Ortho- 
doxen mein Buch aufgenommen haben; 
meine Vermutung ist, daß sie es komplett 
ignoriert haben. Soweit ich weiß, wurde 


Im Roman „Sarahs Töchter“ spürt Elana Dykewomon der Geschichte jüdischer Lesben nach. 


ten ihre Chance in dieser relativ libera- 
len Stadt lange vor den „wilden Zwan- 
zigern“. 

Eine ähnliche Geschichte - gleiche 
Zeit, anderer Ort — beschreibt Elana 
Dykewomon in ihrem Roman S$arahs 
Töchter. Es geht darin um das Schicksal 
einer jüdischen Familie, die aus dem da- 
maligen Rußland in die USA auswan- 
dert. In New York sind sie zwar vor 
Pogromen sicher, aber das Leben ist al- 
les andere als einfach, vor allem im 
Arbeitermilieu und für die lesbisch le- 
benden Hauptfiguren. Lizzie Pricken 
sprach für Gig’ mit der Autorin. 


Elana, du hast fast zehn Jahre an diesem Buch 
geschrieben. Warum hat es so lange gedauert? 
Der Originaltitel von Sarahs Töchter ist 
Beyond the Pale und bezieht sich auf die 
Grenze der von Katharina der Großen in- 
nerhalb Rußlands gezogenen Distrikte 
(Pales), welche die dort angesiedelten Ju- 
den nicht überschreiten durften. In die- 


sem Falle geht es also um das Überschrei- 


ten der den Juden gesteckten Grenzen, 
physisch und symbolisch. Die Idee zu 
dem Roman kam mir zum ersten Mal im 
Jahre 1987 in Form eines Gedichts von 


Wenn man sich ganz auf die Figuren in 
einer Geschichte konzentrieren will, 
braucht man Zeit zum Alleinsein. Mir 
ging es jedenfalls so. Für die meisten von 
uns ist das ein echter Luxus, und ich hatte 
das Privileg, mir diese Zeit nehmen zu 
können. Natürlich brauchten auch die 
Nachforschungen über die Lebensbedin- 
gungen der Menschen damals viel Zeit. 
Dabei haben mir meine Lebenspartnerin 
und viele Freunde geholfen. Wir mußten 
ja alles genau recherchieren, angefangen 
von der Heilkräutermedizin bis zu dem 
Zeitpunkt, an dem die Radiergummis auf 
die Stifte kamen. 


Was bedeutet es für dich, über jüdische lesbische 
Geschichte zu schreiben? 

Für mich ist dies ein Buch über meine 
Vorfahren — nicht im Sinne von Blutsver- 
wandtschaft, sondern über die jüdischen 
Lesben vor mir. Eines Tages, als ich mich 
in der nordamerikanischen Frauenbewe- 
gung umsah, bemerkte ich, wie viele jüdi- 
sche Lesben sich dort einbringen mit 
Kraft und Liebe. Da dachte ich plötzlich: 
Wir sind ja hier nicht aus dem Boden ge- 
wachsen und selbst wenn wir uns dessen 
nicht bewußt sein mögen, so haben wir 


es nur von einer der jüdischen Main- 
streamzeitungen in San Francisco rezen- 
siert. Meine eigene Erfahrung hat hinge- 
gen gezeigt, daß es älteren jüdischen 
Frauen, heterosexuellen Frauen über 
Sechzig, die das Buch von ihren Töchtern 
bekommen haben, sehr gut gefallen hat. 
Die Reaktionen der jüdischen lesbischen 
Community und der lesbischen Commu- 
nity allgemein war äußerst positiv, und 
das Werk hat viele gute Rezensionen be- 


kommen. 


Und nicht zu vergessen: den „Lambda 
Literary Award“. 

Eines der Grundthemen der Geschichte 
scheint zu sein, daß die jüdischen Familien 
innerhalb ihrer Gemeinschaft eher isoliert 
bleiben und daß auch kaum Kontakt zu ande- 
ren kulturell unterdrückten Gruppen besteht, 
auch nicht auf der individuellen Ebene. War 
das typisch für die MigrantInnen, besonders 
die jüdischen aus Ostenropa? 

So wollte ich das nicht darstellen. Was 
ich zeigen wollte war vielmehr, daß die 
jüdischen Frauen, die aus osteuropäischen 
und russischen Ghettos kamen, gerade 
über die US-workforce und über die poli- 
tische Arbeiterbewegung Allianzen mit 


Vertreterinnen anderer Kulturen schlos- 
sen. Die Frauengewerkschaft war eine der 
bemerkenswertesten Errungenschaften in 
dieser Hinsicht, da sie klassen- und 
kulturübergreifend arbeitete. Als ich die- 
sen Teil unserer Geschichte nachforschte, 
kam es mir vor, als hätten wir selbst in 
den 70er Jahren ein Spiegelbild dessen 
versucht. Natürlich blieb die erste Gene- 
ration der Einwanderinnen näher an ihren 
Traditionen, wachsam und vor- 
sichtig geworden durch die bru- 
tale Unterdrückung, suchten sie 
Zuflucht in der gemeinsamen 
Sprache und familiären Struktu- 
ren. 

Es fällt mir schwer, in dieser 
Frage einen leisen Vorwurf von 
„Clandenken“ zu überhören, et- 
was, das oft einen sehr negativen 
Beigeschmack hat und nicht nur 
Juden, sondern auch anderen eth- 
nischen Minderheiten vorgewor- 
fen wird, die starke soziale Bande 
knüpfen. In den Vereinigten Staa- 
ten hat es zwar keine organisier- 
ten Pogrome gegen Juden gege- 
ben, wie z.B. gegen „people of 
color“, aber sie sind bis heute 
kein sicherer Ort, weil es immer 
wieder antisemitische Gewalt 
gab und gibt. Die Erwartungen, 
daß sich jeder anpaßt, ist nur der 
Glaube derer, die an der Macht 
sind und die „ihre“ Kultur für die 
beste und die „normale“ halten, 
selbst wenn dieser Glaube auf ei- 
ner ganzen Reihe von Vorurteilen 
basiert. 

Wenn sich MigrantInnen 
(oder auch Ureinwohner) nicht 
assimilieren lassen, werden sie angeklagt, 
sich isolieren zu wollen. Aber zwischen 
diesen beiden Polen gibt es einen großen 
Bereich von kulturellem Austausch und 
versuchter Ausbeutung: Ich habe gehofft, 
Frauen darzustellen, die, in ihrer eigenen 
Kultur verwurzelt, für die Ausweitung 
dieser kulturellen Rollen für Frauen ge- 
kämpft haben und dabei die Solidarität 


der anderen Frauen fanden. 


Der erste Teil spielt ım zarıistischen Rußland, 
wo es offensichtlich einfacher war, versteckt 
lesbisch zu leben als jüdisch zu sein. Es gibt in 
dem Buch eine jüdische Frau, Davida, die als 
Mann durchs Leben geht. Wie kamst du auf 
diesen Charakter? 

Nun, es war sicher schwieriger, Jude un- 
ter Nichtjuden zu sein, aber auch unter 
Juden war es nicht gerade leicht, lesbisch 
zu leben. Der Charakter der Davida kam 


Fig1'Nrs:5 


ganz von selbst zu mir, als ich die Ge- 
schichte der Hebamme schrieb. Ich habe 
mich nicht für sie entschieden, sie war auf 
einmal da. Ich glaube, dal} die Anzahl von 
Frauen, die als Männer durch die Ge- 
schichte gegangen sind, bis heute bei wei- 
tem unterschätzt wird. Es muß viele von 
ihnen gegeben haben, die die Freiheit und 
soziale Mobilität von Männern auch für 
sich gewollt haben. 


Die Autorin Elana Dykewomon 


Die erste Übersetzung ist ausgerechnet in 
deutscher Sprache zu haben, in dem Land, das 
seine eigene jüdische Geschichte fast vollkom- 
men zerstört hat ... 

Meine erste Geschichte Riverfinger Women 
ist ironischerweise auch — und ausschließ- 
lich — ins Deutsche übersetzt worden. 
Das war in den 70er Jahren. Es ist schon 
ein bißchen komisch und irgendwie unan- 
genehm. Ich sehe das von verschiedenen 
Seiten — manchmal fühle ich mich wie ein 
exotisches Zootier, dann wieder denke 
ich, daß Deutschland eine gut entwickelte 
und relativ reichhaltige lesbische Bewe- 
gung hat. Viele dieser Lesben haben eine 
aktive internationalistische Perspektive. 
Das ist alles, was ich dazu sagen kann. 
Deine Hauptfiguren leben ihr Lesbischsein als 
eine Art Schutz im Überlebenskampf. Wann 
wurden lesbische Beziehungen in den USA das 


Dezember / Januar 99/CC 


erste Mal thematisiert? 

Ich wollte sie gar nicht als schutz- 
suchende Wesen darstellen, vielmehr 
wollte ich zeigen, daß Lesben schon im- 
mer Gemeinschaften gesucht und gebil- 
det haben, auch wenn sie ihre Unterdrük- 
kung als Lesben nicht mit ihren anderen 
Überlebenskämpfen in Verbindung brach- 
ten. Fast alle der im Buch Dargestellten 
haben oder hätten mit der Frauenbewe- 
gung ihrer Zeit sympathisiert 
und viele von ihnen für femini- 
stische Ziele gekämpft. 

Wann das Lesbischsein an 
sich zum ersten Mal zu einem 
öffentlichen Thema wurde, ist 
eine lange Debatte unter Histo- 
rikerinnen. Sicher ist, daß viele 
der Frauen, die während der pro- 
gressiven Entwicklungen am An- 
fang des Jahrhunderts im Ar- 
beitskampf aktiv waren, verspot- 
tet wurden und auch in bezug 

auf Jobs und Aufträge dafür be- 
straft wurden, daß sie Frauen 
liebten. Lesben fingen erst in 
den 50ern an, sich offen als Les- 
ben zu organisieren, aber ich 
glaube, daß es in lesbischen 
Kreisen schon viel früher disku- 
tiert wurde. 


Zum Schluß noch eine Frage an die 
Aktivistin Elana Dykewomon: In 
Westeuropa wird gerade die Homo- 
Ehe diskutiert. Was denkst du über 
die Institutionalisierung von lesbi- 
schen und schwulen Beziehungen? 
Einerseits bin ich der Meinung, 
dal} Lesben und Schwule die glei- 
chen Rechte haben sollten wie 
alle anderen auch. Andererseits ist die 
Ehe doch entstanden, um Besitzstände zu 
wahren und hat ihre Wurzeln tief in der 
Abhängigkeit von Frauen gegenüber ihren 
Ehemännern. Deshalb ist mir wirklich 
schleierhaft, warum unsere Community 
auf diese Romantisierung hereinfällt. Als 
Aktivistin sehe ich außerdem, dal in dem 


Moment, in dem ich den Staat ın mein 


Privatleben aufnehme, ich ihm auch auto- 


matisch einen Wert und meine Unter- 
stützung gebe, während ich selbst an 
Kraft und Macht über mein Leben verlie- 
re. Wir müssen das schon auf so vielen 
Ebenen zulassen, daß es, wann immer 
möglich, wichtig ist, uns dem Staat zu 


widersetzen. 


Elana Dykewomon: Sarahs Töchter. 
Roman. Verlag Krug & Schadenberg, 
Berlin 1999, 544 Seiten, 44 DM 
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Im Frühjahr 
werde ich 
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och bin ich ja verheiratet. Mit 

‘nem Mann natürlich. Schon etli- 

che Jahre. Zu Anfang war die 
Ehe sehr schön, aber im Laufe der Jahre 
ist sie immer stumpfsinniger geworden. 

Mein Alter, also was mein Mann ist, 

der wird von Tag zu Tag blöder. Hockt 
den lieben langen Abend vorm Fernseher, 
kippt ein Bier nach dem anderen in sich 
rein, spricht kein Wort, rührt kein Glied. 
Ist einfach nicht mehr zum Aushalten 
mit dem Kerl. 


Anne Köpfer 


Nun habe ich doch vorige Woche in ei- 
ner von den neumodischen Zeitschriften, 
Sabber-Ilu oder Super-Ouark, vielleicht 
war's auch die Scheze Revue — ist ja auch 
egal, jedenfalls eine, wo immer die nack- 
ten Weiber drin sind - gelesen, daß vielen 
Frauen das an ihren Männern stinkt. Man 
drückt das neuerlich so offen aus, weil es 
keine Tabu-Themen mehr geben soll. Be- 
sonders die Frauen müssen jetzt zum 
„erotischen Befreiungsschlag“ ausholen — 
oder so ähnlich. 

Und da waren in dieser Zeitschrift 
zwei Damen, hätt’ ich zuerst gar nicht 
geglaubt, weil sie beide splitterfasernackt 
auf einer Couch gesessen und sich ange- 
glubscht haben; jedenfalls stand unter 
dem Bild, daß zwei Damen der Gesell- 
schaft sich entschlossen hätten, in Zu- 
kunft lesbisch zu werden. 

Dieses hat mich nun nachdenklich ge- 
stimmt, und ich habe mich ebenfalls ent- 
schlossen, im Frühjahr lesbisch zu wer- 
den. Den Zeitpunkt habe ich ganz bewußt 
gewählt, weil mein Alter zur Zeit immer 
die Kohlen raufholen tut, und im Frühjahr 
ist die Heizperiode vorbei, und wenn ich 
dann lesbisch bin, wird er möglicherweise 
die Kohlen nicht mehr schleppen wollen. 
Wird sowieso noch ein Problem geben, 
wie ich das mit meiner neuen sexuellen 
Orientierung meinem Friedhelm beibrin- 
gen soll. 


Am günstigsten wäre ja, er würde sich 
auch eine neue sexuelle Orientierung zu- 
legen. Aber da habe ich wenig Hoffnung, 
weil der weder sexuell orientiert ge- 
schweige denn interessiert ist. Den inter- 
essiert nur noch sein Bier. Ich kann mir 
auch nicht vorstellen, dal ein anderer 
Mann an dem Gefallen finden könnte. 
Schon gar nicht ein Schwuler. Die seh'n 
doch immer so propper aus, baden mehr- 
mals am Tag, balsamieren sich ein mit 
tausend Wohlgerüchen ... Wenn ich da an 
meinen Angetrauten denke mit seinem 
dicken Bierbauch, dem verschwitzten 
Unterhemd ... Den werd’ ich nicht an den 
Mann bringen können. 

Da fällt mir ein, die Lesben machen ja 
auch ganz schön was her mit modischen 
Klamotten — Leder tragen die wohl am 
liebsten —, gewagten Frisuren, Styling. 
Das ist Englisch und unheimlich anstren- 
gend. Einen alten Ledermantel hab’ ich 
noch im Schrank, zum Friseur müßt’ ich 
auch mal wieder ... 

Entschuldigung, ich muß mal kurz 
wieder einen Blick in die Illustrierte wer- 
fen ... Toll, was die für knackige Körper 
haben — wenn ich dann also mit so einer 
anderen lesbisch Entschlossenen erotisch 
rummachen tu’ und die grapscht mir an’n 
Busen ... man ist nicht mehr taufrisch, 
und die ganze Chose hat ja schon mehr 
hängenden Charakter ... das wär’ mir 
doch schrecklich genierlich. 

Hier steht, daß viele von denen auch 
prügeln, weil das den Lustgewinn erhöht. 
Das täte mir nun gar nicht gefallen. Da 
lob’ ich mir meinen Friedhelm und sein 
Bier. Und meine Kohlrouladen lobt er 
auch immer ... Wie ist das bei zwei Les- 
ben, wer kocht da eigentlich? Darüber 
steht hier nichts. Wahrscheinlich keine 
von beiden, weil die ständig Diät leben 
müssen, damit sie ihre tollen Figuren be- 
halten. Morgens eine Mandarine, mittags 
eine Mohrrübe, am Abend zwei Buch- 
eckern - fertig. 

Wenn ich es recht bedenke, so schlecht 
ist es mit meinem Friedhelm nun auch 
wieder nicht. Vielleicht überlege ich mir 
das mit dem Lesbisch-Werden noch mal. 


24. Dezember 1999, 
Wien, Karlsplatzpassage, 

ab 12.00 Uhr. 

Was beschert uns der 
freie Wohnungsmarkt zu 
Weihnachten? 

Ein Obdachlosenaktion bis in den 
späten Abend am Karlsplatz. 
Bringt Kleidung, Nahrungsmittel, 
Spenden mit. 


13. Januar 2000, 

Berlin, Kulturhaus Mitte, 

Auguststr. 21, 20.00 Uhr 

und 

18. Januar 2000, 

Berlin, Buchhandlung pro qm, 

Alte Schönhauser Str. 48 
Installation Sieg - Eine 
Kalligraphie des Krieges 
Lesung Stephan Wimers aus sei- 
nem soeben erschienen Buch, das 
ausschließlich aus Zitaten deut- 
scher Zeitungen vom 24. März bis 
zum 24. Juni 1999 über den 
Kosovo-Krieg besteht. Der 
Konkret-, Bahamas- und Jungle 
World-Autor stellt somit in chro- 
nologischer Abfolge den Verlauf 
des Krieges aus der Sicht der 
glücklichen deutschen Medien dar. 


20. Januar 1999, 

Vorplatz Kölner Dom, 

8.00 bis 12.00 Uhr 

Pazifistische Fummelparade 
(siehe Mitteilungen des whk Nr. 5) 


21. Januar 2000, 

Berlin, Buchladen Prinz Eisenherz, 
Bleibtreustraße 52 
Transgeschlechtliches 
Texte, Informationen, Gespräche 
zu Iransidentität, Transsexualität, 
Transgender, Intersexualität und 
Transvestismus. Nähere Informa- 
tionen bei David Mitzenheim, 
Weserstraße 137, 12059 Berlin, 
Telefon 030-681 62 57 


5. Februar 2000, 

Berlin, Rosa-Luxemburg-Platz, 
14.00 Uhr 

Freiheit für Mumia und alle 
politischen Gefangenen 
Bundesweite Demonstration 


19. Februar 2000, 

Köln, Freidenkerzentrum, 
Bayernstraße 11 (Südstadt) 

400. Jahrestag der 
Verbrennung Giordano 
Brunos 

Antiklerikales Seminar des Deut- 
schen Freidenker-Verbandes. An- 
meldung: Telefon 0221-32 75 74, 
Fax: 0221-31 13 81 


Redaktioneller Hinweis 
Termine, die in dieser Rubrik 
erscheinen sollen, insbeson- 
dere zu politischen Veranstal- 
tungen und Aktionen, können 
bis zum jeweiligen Redaktions- 
chluß an die Fax-Nummer 
030/65475659, besser aber 
als e-mail an: 
redaktion@gigi.de 


gesandt werden. 
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[1 30 DM 


den an: 


Redaktion „Gigi” 
Postfach 08 02 08 
D-10002 Berlin 


gen, Bestellungen etc.: 


0180/ 444 49 45 


Oder ganz einfach: 


Gigi 

Kto. 120 924 07 
Berliner Volksbank 
BLZ: 100 900 00 


Jahresabo abschließen. 


© Ich nehme die „Gigi“ 
[1 40 DM 


Gigi-Hotline für Nachfra- 


Unter 
Angabe der Lieferanschrift 
den Betrag überweisen an: 


Max Raabe singt Mackie Messer und 
Nina Hagen das „Lied von der sexuellen 
Hörigkeit“. Der Spzege/ finder's „schrill“, 
das Fachblatt Der Musikmarkt „frech- 
skurril“. Wer aus der Partitur der Drei- 
groschenoper „nach über siebzig Jahren 
noch Revolutionäres herausholen will“, 
mub die Wege des renommierten Frank- 


furter Ensembles Modern gehen. Es hat 


das „Provokationsstück“ von Bertolt 
Brecht und Kurt Weill unlängst auf einer 
Doppel-CD neu eingespielt — und zwar 


überragend. Zwei Exemplare davon ver- 


lost Gzg7 unter all jenen, die bis zum 


B1119496 yanyssuolpoyonoAg 


5. Februar 2000 (Poststempel) ein 


& 


Die Gewinner der Verlosung aus Gzg7 
Nr. 4 kommen aus Frankfurt/Main und 
Freiburg im Breisgau; das Buch „Ein 


deutscher Krieg“ von Tjark Kunstreich 


geht ıhnen in den nächsten Tagen mit der 


Post zu. Herzlichen Glückwunsch! 


© Ja, gebt's mir: Die nächsten sechs Ausgaben der „Gigi“ für 
20,- DM (10,23 EUR). Außerhalb Deutschlands kostet das Abo 
25,- DM (12,78 EUR). Die „Gigi“ 


zwei Monate und wird mir in einem Briefumschlag zugestellt. 


erscheint voraussichtlich alle 


im Förderabo: Sechs Ausgaben für 


Aboschnipsel einfach 
in einen Briefumschlag stek- 
ken und den Betrag bar oder 
als Verrechnungsscheck sen- 


[1 50 DM [1 DM. 
Datum Unterschrift 
Lieferadresse: 


Name, Vorname 


Straße, Hausnummer oder Postfach 


Land 


Das Abo verlängert sich um weitere sechs Ausgaben, wenn 
es nicht spätestens nach Erhalt der Zahlungserinnerung füı 
den nächsten Abozeitraum schriftlich gekundigt wırd 
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Ein Probeheft kostet 3 Mark (in Postwertzeichen). 
Ein Jahresabonnement kostet 90 Mark 
(Studentenabo 72 Mark). 

Bestellungen direkt bei KONKRET, 

Ruhrstraße 111, 22761 Hamburg 


Sehnsucht nach einem erfüllten Leben? 
Dazu verhelfen weder der Kardinal Ratzın- 
ger noch die amtierende Bundesregierung, 
weder Film, Funk, Fernsehen noch gar die 
Kunst. Ist es doch ihre Aufgabe, ein solches 
gerade zu verhindern. Wie das geht und 
warum es zu Gewalt und nicht zu reiner 
Resignation führt, erklärt Wolfgang Pohrt; 
den wütenden Versuch, dıe Fesseln der Zivı- 
lisation im Fight Club loszuwerden, bewer- 
tet Jürgen Elsässer; die Freuden beim 
medialen Nachvollzug von Kettensägen- 
massakern hat Kay Sokolowsky ausgeko- 
stet. Daß der Versuch der Achtundsechzi- 
ger, das despotische Überich zwecks Befrei- 


ung der Libido zu stürzen, Amokläu- 


| 
7 
f 
u, 


WW 
N 


fer anstelle von Revolutionären hervorge- 
bracht habe, wie der französische Autor 
Michel Houellebecq behauptet, leuchtet 
Bernhard Schmid nicht ein. Vielmehr, so 
Hermann L. Gremliza ım Rückgriff auf die 
Schriften der Klassiker, ist es die kapitalisti- 
sche Produktionsweise selbst, die verrückt 
ist und verrückt macht 


Heli 1 Jansor 2000 8,- DM r Grm: 


konkre 


Castro für 
Gremliza 

Not for sale: 
Kohl, Glogowski, 
Mannesmann 

Zwangsarbeit: 


Wir geben nix! 
Wem gehört 
die WIO? 
Mrs. Tingle: 
The kids 
are alright 
Reim- 
patroville: 
Macht Hacks 
bloß Flachs? 
Kamerad 
Schlingensief 
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